
Zweckverband Wasserversorgung Pirna/Sebnitz                             02. Juni 2026

D E R   V E R B A N D S V O R S I T Z E N D E

Gremium: Verbandsversammlung – öffentlich

VS DS XXXIII - B - 02/2026  Feststellung des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2025
Verwendung des Jahresergebnisses 2025

Sitzungsdatum: 19. Juni 2026

TOP: 3

Beschluss:

Es wird beschlossen:

1. Die Berichte zum 31. Dezember 2025 über die örtliche Prüfung gemäß § 105 SächsGemO
sowie die Prüfung von Jahresabschluss und Lagebericht gemäß § 31 SächsEigBVO
werden zur Kenntnis genommen.

2. Der vorliegende Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025, bestehend aus Gewinn- und
Verlustrechnung, Bilanz, Lagebericht und Anhang, wird festgestellt.

3. Der Jahresgewinn aus dem Wirtschaftsjahr 2025 in Höhe von EUR 621.032,67 ist den
Rücklagen zuzuführen.
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zu 2.)

Feststellung des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2025

Begründung:

Gemäß § 23 Absatz 5 der Verbandssatzung des Zweckverband Wasserversorgung Pirna/Sebnitz
(ZVWV) stellt die Verbandsversammlung den Jahresabschluss innerhalb von 9 Monaten des dem
Wirtschaftsjahr folgenden Jahres fest und beschließt dabei über die Verwendung des Jahres-
gewinns oder die Behandlung des Jahresverlustes. In diesem Zusammenhang müssen die
Berichte über die örtliche Prüfung und über die Prüfung des Jahresabschlusses vorliegen.

Nach erfolgter Vergabe der Prüfungsleistungen durch die Verbandsversammlung wurde die
KOMM-TREU GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft mit der Prüfung des Jahresabschlusses zum
31. Dezember 2025 und des Lageberichtes für das Wirtschaftsjahr 2025 beauftragt.

Nach Abschluss der Prüfung wurde durch die KOMM-TREU GmbH Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft am 28. April 2026 folgender uneingeschränkter Bestätigungsvermerk erteilt:

„Ich habe den Jahresabschluss des Zweckverbandes Wasserversorgung Pirna/Sebnitz, Sebnitz, –
bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2025 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das
Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2025 sowie dem Anhang, einschließlich der
Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus habe ich den
Lagebericht des Zweckverbandes Wasserversorgung Pirna/Sebnitz, Sebnitz, für das
Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2025 geprüft.

2025

Bilanzsumme 87.021.105,98 EUR

Aktivseite
Anlagevermögen 70.492.603,81 EUR
Umlaufvermögen 16.507.088,03 EUR
Rechnungsabgrenzungsposten 21.414,14 EUR

Passivseite
Eigenkapital 27.571.154,86 EUR
Sonderposten für Investitionszuschüsse und -zulagen 8.237.448,63 EUR
empfangene Ertragszuschüsse 3.335.549,87 EUR
Rückstellungen 3.308.724,77 EUR
Verbindlichkeiten 44.568.227,85 EUR

Jahresergebnis 621.032,67 EUR

Summe Erträge 17.019.433,23 EUR

Summe Aufwendungen 16.398.400,56 EUR
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Nach meiner Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den für
Eigenbetriebe im Freistaat Sachsen geltenden Vorschriften zur Rechnungslegung sowie
den Regelungen der Verbandssatzung und vermittelt unter Beachtung der deutschen
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage des Verbandes zum 31. Dezember
2025 sowie seiner Ertragslage für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember
2025 und

 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des
Verbandes. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem
Jahresabschluss, entspricht den für Eigenbetriebe im Freistaat Sachsen geltenden
Vorschriften sowie den Regelungen der Verbandssatzung und stellt die Chancen und
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erkläre ich, dass meine Prüfung zu keinen Einwendungen gegen
die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Ich habe meine Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit §
32 SächsEigBVO und § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW)
festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Meine
Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des
Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ meines
Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Ich bin von dem Verband unabhängig in
Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und
habe meine sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen
erfüllt. Ich bin der Auffassung, dass die von mir erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und
geeignet sind, um als Grundlage für meine Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum
Lagebericht zu dienen.

Verantwortung des Verbandsvorsitzenden für den Jahresabschluss und den Lagebericht

Der Verbandsvorsitzende ist verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den für
Eigenbetriebe im Freistaat Sachsen geltenden Vorschriften zur Rechnungslegung sowie den
Regelungen der Verbandssatzung in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der
Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
des Verbandes vermittelt. Ferner ist der Verbandsvorsitzende verantwortlich für die internen
Kontrollen, die er in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger
Buchführung als notwendig bestimmt hat, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu
ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen
(d.h. Manipulationen der Rechnungslegung und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist der Verbandsvorsitzende dafür verantwortlich, die
Fähigkeit des Verbandes zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren
hat er die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmens-
tätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus ist er dafür verantwortlich, auf der
Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu
bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen.
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Außerdem ist der Verbandsvorsitzende verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Verbandes vermittelt sowie in allen wesentlichen
Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den für Eigenbetriebe im Freistaat Sachsen
geltenden Vorschriften sowie den Regelungen der Verbandssatzung entspricht und die Chancen
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner ist der Verbandsvorsitzende
verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die er als notwendig erachtet hat,
um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden - für
Eigenbetriebe im Freistaat Sachsen geltenden - Vorschriften sowie den Regelungen der
Verbandssatzung zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen
im Lagebericht erbringen zu können.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts

Meine Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als
Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder
Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Verbandes
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der
Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den für Eigenbetriebe im Freistaat Sachsen
geltenden Vorschriften sowie den Regelungen der Verbandssatzung entspricht und die Chancen
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu
erteilen, der meine Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in
Übereinstimmung mit § 32 SächsEigBVO und § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen
können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden als wesentlich angesehen,
wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der
Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen
Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung übe ich pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahre eine kritische
Grundhaltung. Darüber hinaus

 identifiziere und beurteile ich die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im
Jahresabschluss und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern,
plane und führe Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlange
Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für meine
Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass eine aus dolosen Handlungen resultierende
wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, ist höher als das Risiko, dass eine
aus Irrtümern resultierende wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, da
dolose Handlungen kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte
Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner
Kontrollen beinhalten können.

 erlange ich ein Verständnis von den für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten
internen Kontrollen und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und
Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den Umständen angemessen
sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit der internen Kontrollen
des Verbandes bzw. dieser Vorkehrungen und Maßnahmen abzugeben.
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 beurteile ich die Angemessenheit der von dem Verbandsvorsitzenden angewandten
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von dem Verbandsvorsitzenden
dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben.

 ziehe ich Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von dem Verbands-
vorsitzenden angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der
Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine
wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht,
die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des Verbandes zur Fortführung der
Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls ich zu dem Schluss komme, dass eine
wesentliche Unsicherheit besteht, bin ich verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die
dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen
oder, falls diese Angaben unangemessen sind, mein jeweiliges Prüfungsurteil zu
modifizieren. Ich ziehe meine Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum
meines Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder
Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass der Verband seine
Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann.

 beurteile ich Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt
einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des
Verbandes vermittelt.

 beurteile ich den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine
Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Unternehmens.

 führe ich Prüfungshandlungen zu den von dem Verbandsvorsitzenden dargestellten
zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter
Prüfungsnachweise vollziehe ich dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben
von dem Verbandsvorsitzenden zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und
beurteile die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen
Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie
zu den zugrunde liegenden Annahmen gebe ich nicht ab. Es besteht ein erhebliches
unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten
Angaben abweichen.

Ich erörtere mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang
und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich
etwaiger bedeutsamer Mängel in internen Kontrollen, die ich während meiner Prüfung feststelle.“
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Weiterhin beauftragte der ZVWV aufgrund des Beschlusses der Verbandsversammlung die
Hofmann & Kollegen GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft mit der
örtlichen Prüfung des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2025.

Die Hofmann & Kollegen GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft hat
im Ergebnis der durchgeführten Prüfung am 07. Mai 2026 folgendes zusammenfassendes Urteil
abgegeben:

„Unsere örtliche Prüfung gemäß §§ 105, 106 Abs. 1 SächsGemO hat zu keinen wesentlichen
Beanstandungen geführt, die der Feststellung des Jahresabschlusses des Zweckverbands zum
31. Dezember 2025 durch die Verbandsversammlung des Zweckverbands Wasserversorgung
Pirna/Sebnitz, entgegenstehen.“

Gemäß § 23 Absatz 4 der Verbandssatzung des ZVWV leitet der Verbandsvorsitzende den
Jahresabschluss und den Lagebericht zusammen mit dem Bericht über die Jahresabschluss-
prüfung einschließlich des Berichtes über die örtliche Prüfung des Jahresabschlusses zunächst
dem Verwaltungsrat zur Vorberatung zu.

Entsprechend § 12 Absatz 1 der Verbandssatzung des ZVWV hat der Verwaltungsrat diesen
Beschlussantrag in seiner Sitzung am 29. Mai 2026 vorberaten und beschlossen, der
Verbandsversammlung zu empfehlen, den Beschlussantrag anzunehmen.

Nach erfolgter Feststellung ist der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 nach den
Bestimmungen des SächsEigBVO zu veröffentlichen und öffentlich auszulegen.

Anlagen

Anlage 1: Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2025 und des
Lageberichtes für das Wirtschaftsjahr 2025

Anlage 2: Bericht über die örtliche Prüfung nach §105 SächsGemO für das Wirtschaftsjahr 2025
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Auftrag: 31139 

1 Prüfungsauftrag  

1. Der Verbandsvorsitzende hat mich beauftragt, den Jahresabschluss des  

Zweckverband Wasserversorgung Pirna/Sebnitz, Sebnitz, 

– im Folgenden auch kurz „ZVWV“, „Verband“ oder „Zweckverband“ genannt – 

für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2025 unter Einbeziehung der zugrunde 
liegenden Buchführung und den Lagebericht für das Wirtschaftsjahr 2025 des Verbandes nach 
berufsüblichen Grundsätzen zu prüfen sowie über das Ergebnis meiner Prüfung schriftlich 
Bericht zu erstatten. 

2. Dem Prüfungsauftrag lag der Beschluss der Verbandsversammlung vom 4. November 2024 
aufgrund meines vorliegenden Angebotes zugrunde.  

3. Aufgrund § 18 der Verbandssatzung i.V.m. § 58 Abs. 2 SächsKomZG finden für die 
Wirtschaftsführung und das Rechnungswesen die Vorschriften der Eigenbetriebe Anwendung. 
Deshalb hat der ZVWV in entsprechender Anwendung der für Eigenbetriebe im Freistaat 
Sachsen geltenden Vorschriften zur Rechnungslegung (insbesondere § 31 SächsEigBVO) den 
Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 nach den Vorschriften des Dritten Buches des HGB 
für große Kapitalgesellschaften (§§ 242 bis 287 HGB) und den Lagebericht nach § 289 HGB 
aufgestellt. 

Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind gemäß § 31 SächsEigBVO zu prüfen. 

4. Bei meiner Prüfung waren auftragsgemäß auch die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
HGrG zu beachten. 

5. Ich bestätige gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass ich bei meiner Abschlussprüfung die 
anwendbaren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet habe. 

6. Über Art und Umfang sowie über das Ergebnis meiner Prüfung erstatte ich den nachfolgenden 
Bericht, der in Übereinstimmung mit den Grundsätzen ordnungsmäßiger Berichterstattung bei 
Abschlussprüfungen (IDW PS 450 n.F. (10.2021)) erstellt wurde. 

Der Bericht enthält in Abschnitt 2 vorweg meine Stellungnahme zur Lagebeurteilung sowie die 
Darstellung wichtiger Veränderungen bei den rechtlichen, wirtschaftlichen und steuerlichen 
Grundlagen des Verbandes. 

Die Prüfungsdurchführung und die Prüfungsergebnisse sind in den Abschnitten 3 und 4 im 
Einzelnen dargestellt. Im Abschnitt 5 sind die Feststellungen aus der Prüfung nach dem § 53 
Abs. 1 Nr. 1 und 2 HGrG dargestellt. Der aufgrund der Prüfung erteilte uneingeschränkte 
Bestätigungsvermerk wird in Abschnitt 6 wiedergegeben.  

7. Meinem Bericht habe ich den geprüften Lagebericht (Anlage I) und den geprüften 
Jahresabschluss (Anlage II), bestehend aus der Bilanz, der Gewinn- und Verlustrechnung und 
dem Anhang, beigefügt. Auf weitere Anlagen weise ich später hin. 

8. Für die Durchführung des Auftrags und meine Verantwortlichkeit, auch im Verhältnis zu Dritten, 
liegen die vereinbarten und diesem Bericht als Anlage beigefügten „Allgemeine 
Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüferinnen, Wirtschaftsprüfer und 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften vom 1. Januar 2024“ zugrunde.  

Der vorliegende Prüfungsbericht ist an den geprüften Verband gerichtet. 
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Auftrag: 31139 

2 Grundsätzliche Feststellungen 

2.1 Stellungnahme zur Lagebeurteilung  

9. Der Verbandsvorsitzende hat im Lagebericht (Anlage I) und im Jahresabschluss (Anlage II), 
insbesondere im Anhang, die wirtschaftliche Lage des Verbandes beurteilt. 

Gemäß § 321 Abs. 1 Satz 2 HGB nehme ich als Abschlussprüfer mit den anschließenden 
Ausführungen vorweg zur Lagebeurteilung des Verbandsvorsitzenden im Jahresabschluss und 
im Lagebericht Stellung. Dabei gehe ich insbesondere auf die Beurteilung des Fortbestands 
und der zukünftigen Entwicklung des Verbandes unter Berücksichtigung des Lageberichtes ein. 
Meine Stellungnahme gebe ich aufgrund meiner eigenen Beurteilung der Lage des Verbandes 
ab, die ich im Rahmen meiner Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes 
gewonnen habe. 

10. Folgende Kernaussagen im Lagebericht sind hervorzuheben: 

• Einleitend beschreibt der Verbandsvorsitzende die Grundlagen des Verbandes, 
insbesondere die Aufgaben und den Geschäftsverlauf. Bei der Analyse des Geschäfts-
verlaufes und im Rahmen der Beschreibung der Ertragslage im Wirtschaftsbericht hebt 
er hervor, dass ein Jahresgewinn von TEUR 621 etwas unter der geplanten Höhe 
(TEUR 772) erwirtschaftet wurde, der auf der in der Entgeltkalkulation berücksichtigten 
kalkulatorischen Verzinsung beruht. Im Berichtsjahr wurden Trinkwassererlöse (vor 
Kostenüberdeckung) von TEUR 16.460 (Vorjahr TEUR 15.101; Plan TEUR 16.572) 
erzielt. Per Saldo liegt die Zuführung zur Abgrenzung für Kostenüberdeckungen bei 
Tarifkunden in Höhe von TEUR 969 anstelle des geplanten Verbrauchs von 
TEUR 1.418. Ursache hierfür sind insbesondere Planunterschreitungen bei den 
Personalaufwendungen und den Materialaufwendungen. 

• Der Verbandsvorsitzende stellt anschließend die Vermögens- und Finanzlage des 
Verbandes dar. Er beschreibt den Liquiditätsbestand und die Finanzierung des 
Anlagevermögens durch Eigenkapital, Sonderposten, Ertragszuschüsse und Darlehen. 
Im Anschluss analysiert er die Entwicklung des Anlagevermögens. 

• In seinem Prognose-, Chancen- und Risikobericht stellt der Verbandsvorsitzende fest, 
dass die Versorgungskonzeption überarbeitet wird, um die Risiken der demografischen 
und klimatischen Entwicklung abzubilden. Daneben erhöhen sich durch die 
geopolitische Lage die Anforderungen an die Betriebssicherheit des Verbandes als Teil 
der kritischen Infrastruktur. Der Verbandsvorsitzende weist darauf hin, dass durch die 
Unsicherheiten in der geopolitischen Lage auch eine hohe Volatilität von Preisen und 
Zinsen zu erwarten ist. Da der Verband Investitionen weiterhin fremdfinanzieren muss 
und kontinuierlich Waren und Dienstleistungen beschafft, stellt die hohe Preis- und 
Zinsvolatilität den Verband vor Herausforderungen im Management dieser 
Schwankungen. Der Verband plant mit einem positiven Jahresergebnis von TEUR 824, 
um Investitionen teilweise mit Eigenmitteln erbringen zu können. 

• Er hebt hervor, dass keine bestandsgefährdenden Risiken der künftigen Entwicklung 
bestehen. 

Nach dem Ergebnis meiner Prüfung und den dabei gewonnenen Erkenntnissen ist die 
Beurteilung der Lage des Verbandes einschließlich der dargestellten Chancen und Risiken der 
künftigen Entwicklung plausibel und folgerichtig abgeleitet. Die Lagebeurteilung durch den 
Verbandsvorsitzenden ist dem Umfang nach angemessen und inhaltlich zutreffend. Meine 
Prüfung hat keine Anhaltspunkte dafür ergeben, dass der Fortbestand des Verbandes gefährdet 
wäre. 

2.2 Wichtige Veränderungen bei den rechtlichen, wirtschaftlichen und steuerlichen 
Grundlagen 

11. Im Rahmen der Neufassung der Wasserversorgungssatzung mit Beschluss der 
Verbandsversammlung vom 4. November 2024 hat der Verband seine bisher nach 
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privatrechtlichen Grundsätzen ausgestalteten Versorgungsverträge mit den Kunden zum 
Stichtag 1. Januar 2025 auf öffentliches Recht umgestellt. Mit Beschluss vom 28. November 
2025 wurde die Wasserversorgungssatzung geändert (u.a. Zutrittsrechte des Zweckverbandes 
für Grundstücke der Abnehmer neu geregelt). 

12. Weitere wichtige Veränderungen bei den rechtlichen, wirtschaftlichen und steuerlichen 
Grundlagen liegen nicht vor; ich verweise auf die Ausführungen in Anlage III. 
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3 Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung 

13. Gegenstand meiner Prüfung waren die Buchführung, der Jahresabschluss zum 31. Dezember 
2025 und der Lagebericht für das Wirtschaftsjahr 2025 sowie die Einhaltung der einschlägigen 
gesetzlichen Vorschriften zur Rechnungslegung, der kommunalrechtlichen Vorschriften und der 
sie ergänzenden Bestimmungen der Verbandssatzung. 

Den Lagebericht habe ich auch daraufhin geprüft, ob er mit dem Jahresabschluss und den bei 
meiner Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht und insgesamt eine zutreffende 
Vorstellung von der Lage des Verbandes vermittelt; dabei habe ich auch geprüft, ob die 
Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung zutreffend dargestellt sind. 

14. Auftragsgemäß wurde der Gegenstand der Prüfung um die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 
und 2 HGrG (§ 32 Abs. 2 SächsEigBVO) erweitert. 

15. Eine Überprüfung von Art und Angemessenheit des Versicherungsschutzes, insbesondere ob 
alle Wagnisse berücksichtigt und ausreichend versichert sind, war nicht Gegenstand meines 
Prüfungsauftrages. 

16. Der Verbandsvorsitzende ist für die Rechnungslegung, die dazu eingerichteten internen 
Kontrollen sowie die mir gemachten Angaben verantwortlich. Meine Aufgabe ist es, die von dem 
Verbandsvorsitzenden und dem Geschäftsführer vorgelegten Unterlagen und die gemachten 
Angaben im Rahmen meiner pflichtgemäßen Prüfung zu beurteilen. 

17. Die Prüfungsarbeiten habe ich im Monat April 2026 in den Geschäftsräumen des Verbandes 
und in meinem Büro in Markkleeberg durchgeführt. Anschließend erfolgte die Fertigstellung des 
Prüfungsberichtes. 

18. Ausgangspunkt meiner Prüfung war der von mir geprüfte und mit einem uneingeschränkten 
Bestätigungsvermerk vom 30. April 2025 versehene Vorjahresabschluss zum 31. Dezember 
2024; er wurde mit Verbandsversammlungsbeschluss vom 15. August 2025 unverändert 
festgestellt. 

19. Als Prüfungsunterlagen dienten mir die Buchhaltungsunterlagen, die Belege, Verträge mit und 
Rechnungen von Lieferanten, Bestätigungen der Kreditinstitute, des Steuerberaters und der 
Rechtsberater sowie das Akten- und Schriftgut des Verbandes. 

20. Alle von mir erbetenen Auskünfte, Aufklärungen und Nachweise sind mir vom Geschäftsführer 
und den zur Auskunft benannten Mitarbeitern des ZVWV bereitwillig erbracht worden. 

Ergänzend hierzu hat mir der Verbandsvorsitzende in der berufsüblichen 
Vollständigkeitserklärung schriftlich bestätigt, dass in der Buchführung und in dem zu prüfenden 
Jahresabschluss alle bilanzierungspflichtigen Vermögensgegenstände/Vermögenswerte, 
Verpflichtungen, Wagnisse und Abgrenzungen berücksichtigt, sämtliche Aufwendungen und 
Erträge enthalten, alle erforderlichen Angaben gemacht und mir alle bestehenden 
Haftungsverhältnisse bekannt gegeben worden sind. 

21. In der Erklärung wird auch versichert, dass der Lagebericht hinsichtlich erwarteter 
Entwicklungen alle für die Beurteilung der Lage des Verbandes wesentlichen Gesichtspunkte 
sowie die nach § 289 HGB erforderlichen Angaben enthält.  

22. Bei Durchführung meiner Jahresabschlussprüfung habe ich die Vorschriften der §§ 316 ff. HGB 
und die vom IDW festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
beachtet. Danach habe ich meine Prüfung problemorientiert – jedoch ohne spezielle 
Ausrichtung auf eine Unterschlagungsprüfung – so angelegt, dass ich Unregelmäßigkeiten und 
Verstöße gegen die gesetzlichen Vorschriften, die sich auf die Darstellung des den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechenden Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
des Verbandes wesentlich auswirken, hätte erkennen müssen. 

23. Der Prüfung lag eine Planung der Prüfungsschwerpunkte unter Berücksichtigung meiner 
vorläufigen Lageeinschätzung des Verbandes und eine Einschätzung der Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems (IKS) zugrunde (risikoorientierter 
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Prüfungsansatz). Die Einschätzung basierte insbesondere auf Erkenntnissen über die 
rechtlichen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen.  

Branchenrisiken, Unternehmensstrategie und die daraus resultierenden Geschäftsrisiken sind 
aus der örtlichen Prüfung des Vorjahresabschlusses sowie aus Gesprächen mit dem 
Verbandsvorsitzenden, dem Geschäftsführer und Mitarbeitern des ZVWV bekannt. 

24. Aus den im Rahmen der Prüfungsplanung festgestellten Risikobereichen ergaben sich folgende 
Prüfungsschwerpunkte: 

• Umsatzerlöse (insbesondere Verbrauchsabrechnung und Abbildung der Rückstellung für 
Kostenüberdeckung) 

• Anlagevermögen (Anlagenzugänge) 

25. Ausgehend von einer vorläufigen Beurteilung des IKS habe ich bei der Festlegung der weiteren 
Prüfungshandlungen die Grundsätze der Wesentlichkeit und der Wirtschaftlichkeit beachtet. 
Sowohl die analytischen Prüfungshandlungen als auch die Einzelfallprüfungen wurden daher 
nach Art und Umfang unter Berücksichtigung der Bedeutung der Prüfungsgebiete und der 
Organisation des Rechnungswesens in entsprechender Auswahl durchgeführt. Die Auswahl 
erfolgte derart, dass sie der wirtschaftlichen Bedeutung der einzelnen Posten des 
Jahresabschlusses Rechnung trägt und es ermöglicht, die Einhaltung der gesetzlichen 
Rechnungslegungsvorschriften ausreichend zu prüfen. 

26. Zur Prüfung des Nachweises der Vermögens- und Schuldposten des Verbandes habe ich unter 
anderem Saldenbestätigungen von Lieferanten und Abnehmern, Bankbestätigungen und 
Bestätigungen des Steuerberaters sowie der Rechtsberater eingeholt.  

27. Art, Umfang und Ergebnis der im Einzelnen durchgeführten Prüfungshandlungen sind in meinen 
Arbeitspapieren festgehalten. 
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4 Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung 

4.1 Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 

4.1.1 Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen 

28. Das Rechnungswesen (Finanz- und Anlagenbuchhaltung) des Verbandes erfolgt mit dem 
Programm msu.wasser der msu auf der Plattform Microsoft Dynamics 365 Business Central. 
Die Softwarebescheinigung der BDO AG, Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Hamburg, lag mir 
vor. 

Das von dem Verband eingerichtete rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsystem (IKS) 
sieht dem Geschäftszweck und -umfang angemessene Regelungen zur Organisation und 
Kontrolle der Arbeitsabläufe vor.  

Die Verfahrensabläufe in der Buchführung haben im Berichtszeitraum keine nennenswerten 
organisatorischen Veränderungen erfahren. 

29. Die Organisation der Buchführung und das rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsystem 
ermöglichen die vollständige, richtige, zeitgerechte und geordnete Erfassung und Buchung der 
Geschäftsvorfälle. Der Kontenplan ist ausreichend gegliedert, das Belegwesen ist klar und 
übersichtlich geordnet. Die Bücher wurden zutreffend mit den Zahlen der von mir geprüften 
Vorjahresbilanz eröffnet und insgesamt während des gesamten Wirtschaftsjahres 
ordnungsgemäß geführt. 

Die Informationen, die aus den weiteren geprüften Unterlagen entnommen wurden, führen zu 
einer ordnungsgemäßen Abbildung in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht.  

Insgesamt lässt sich feststellen, dass die Buchführung und die weiteren geprüften Unterlagen 
(einschließlich Belegwesen und internem Kontrollsystem) nach meinen Feststellungen den 
gesetzlichen Vorschriften einschließlich der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
entsprechen. Die Prüfung ergab keine Beanstandungen. 

4.1.2 Jahresabschluss 

30. Der Verband wendet aufgrund der Regelungen in § 18 der Verbandssatzung i.V.m. § 58 Abs. 2 
SächsKomZG i.V.m. § 31 SächsEigBVO die für Eigenbetriebe im Freistaat Sachsen geltenden 
Vorschriften zur Rechnungslegung und mithin die §§ 242 bis 287 HGB an. Der vorliegende 
Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 wurde somit nach den handelsrechtlich geltenden 
Vorschriften für große Kapitalgesellschaften aufgestellt.  

31. Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung sind ordnungsgemäß aus der Buchführung und den 
weiteren geprüften Unterlagen abgeleitet. Die Gliederung der Bilanz erfolgt nach dem Schema 
des § 266 Abs. 2 und 3 HGB und der branchenüblichen Gliederung analog zu den ehemaligen 
Formblättern der Eigenbetriebsverordnung (Erweiterung der Gliederung). Die Gewinn- und 
Verlustrechnung wurde nach dem Gesamtkostenverfahren gemäß § 275 Abs. 2 HGB 
aufgestellt. 

Soweit in der Bilanz oder in der Gewinn- und Verlustrechnung Darstellungswahlrechte 
bestehen, erfolgen die entsprechenden Angaben weitgehend im Anhang. 

In dem von dem Verband aufgestellten Anhang sind die auf die Bilanz und die Gewinn- und 
Verlustrechnung angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden ausreichend erläutert. 
Alle gesetzlich geforderten Einzelangaben sowie die wahlweise in den Anhang übernommenen 
Angaben zur Bilanz sowie zur Gewinn- und Verlustrechnung sind vollständig und zutreffend 
dargestellt. Die Schutzklausel des § 286 Abs. 4 HGB ist bezüglich der Angaben zur Vergütung 
des Geschäftsführers und der Einzelangabe des Verbandsvorsitzenden im Anhang zu Recht in 
Anspruch genommen worden. 

Der Jahresabschluss entspricht damit nach meinen Feststellungen den gesetzlichen 
Vorschriften einschließlich der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und den 
ergänzenden Bestimmungen der Verbandssatzung. Die Prüfung ergab keine Beanstandungen. 
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4.1.3 Lagebericht 

32. Nach dem Ergebnis meiner Prüfung entspricht der Lagebericht in allen wesentlichen 
Belangen den deutschen gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen der 
Verbandssatzung. 

4.2 Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

4.2.1 Feststellungen zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

33. Meine Prüfung hat ergeben, dass der Jahresabschluss insgesamt, d. h. die Gesamtaussage 
aus dem Zusammenwirken von Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang, unter 
Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Verbandes vermittelt (§ 264 
Abs. 2 HGB). 

34. Im Übrigen verweise ich hierzu auch auf die analysierende Darstellung der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage in Abschnitt 4.3. 

4.2.2 Wesentliche Bewertungsgrundlagen und deren Änderungen 

35. In dem Jahresabschluss des Verbandes wurden folgende Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden zugrunde gelegt: 

• Die Bilanzierung und Bewertung unter der Annahme der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit (going concern; § 252 Abs. 1 Nr. 2 HGB). 

• Die lineare Abschreibung bei Vermögensgegenständen des Anlagevermögens, deren 
Nutzung zeitlich begrenzt ist (abnutzbares Anlagevermögen; § 253 Abs. 2 Satz 1 HGB). 

• Die Auflösung der Sonderposten für Investitionszuschüsse und andere Fördermittel 
zugunsten der sonstigen betrieblichen Erträge erfolgt nach Abschluss der 
bezuschussten Baumaßnahmen entsprechend der Nutzungsdauer der betreffenden 
Anlagegüter. In den Vorjahren wurden abweichend kürzere Auflösungszeiträume 
festgelegt.  

• Die Auflösung der empfangenen Ertragszuschüsse (für Hausanschlusskosten-
erstattungen) zugunsten der Umsatzerlöse erfolgt seit dem Jahr 2003 mit den 
durchschnittlichen Abschreibungssätzen des Anlagevermögens. Die Ertragszuschüsse 
bis zum Jahr 2002 wurden mit 5,0% p.a. (20 Jahre) aufgelöst. Im Jahr 2017 wurde die 
Auflösung auf die Restnutzungsdauer der Anlagen vereinheitlicht. 

• Der Verband erfasst auch innerhalb der Kalkulationsperiode bei wesentlichen 
Abweichungen von Erlösen oder Aufwendungen gegenüber der Kalkulation 
Abgrenzungen für Kostenüberdeckungen. Im Berichtsjahr führte dies für die Tarifkunden 
aufgrund vorliegender Überdeckungen (unter Berücksichtigung kalkulatorischer 
Anlagenverzinsung) zu einer umsatzmindernden Abgrenzung in Höhe von TEUR 969 
(Vorjahr TEUR 1.381; Verbindlichkeit zum Stichtag TEUR 6.617). 

• Der Verband hat für den Rückbau von außer Betrieb genommenen Anlagen 
Rückstellungen gebildet. Zu einem kleinen Teil betrifft dies Anlagen auf eigenen 
Grundstücken ohne Drittverpflichtung (Altrückstellungen). Im Wesentlichen sind jedoch 
fremde Grundstücke mit bestehender Rückbauverpflichtung betroffen. Der Verband hat 
die zurückzubauenden Anlagen in der Dringlichkeit des Rückbaus priorisiert. Ihm liegen 
detaillierte Planungen für den Rückbau der vorrangig zurückzubauenden Anlagen und 
auch die erforderlichen Kostenschätzungen für einzelne Anlagen vor, die 
zwischenzeitlich durch Anwendung eines Kostenindexes fortgeschrieben wurden. 
Aufgrund des Rückbaus von Anlagen und der Veräußerung von Anlagen ergaben sich 
Inanspruchnahmen von TEUR 14 und Auflösungen von TEUR 14 bei Zuführungen von 
TEUR 66. Im Ergebnis verfügt der Verband über Rückstellungen in Höhe der zu 
erwartenden abgezinsten Beträge von TEUR 2.191 (Vorjahr TEUR 2.153; davon 
unverändert TEUR 155 für eigene Aufwendungen ohne Drittverpflichtungen). 
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Die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden wurden grundsätzlich unverändert zum Vorjahr 
angewendet. 

36. Im Übrigen verweise ich hierzu auf die Ausführungen im Anhang. 

4.2.3 Sachverhaltsgestaltende Maßnahmen 

37. Sachverhaltsgestaltende Maßnahmen mit wesentlicher Ergebnisauswirkung habe ich nicht 
festgestellt. 

4.3 Analyse der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 

38. Zur Analyse der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage habe ich die Posten der Bilanz und der 
Gewinn- und Verlustrechnung nach betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten geordnet, wobei 
sich die Darstellung auf eine kurze Entwicklungsanalyse beschränkt. Die Analyse ist nicht auf 
eine umfassende Beurteilung der wirtschaftlichen Lage des Verbandes ausgerichtet. Zudem ist 
die Aussagekraft von Bilanzdaten - insbesondere aufgrund des Stichtagsbezugs der Daten - 
relativ begrenzt. 

4.3.1 Mehrjähriger Überblick 

39. Im mehrjährigen Überblick sind folgende Kennzahlen hervorzuheben: 

2025 2024 2023 2022 2021

Technische Grundlagen

Versorgungsgebiet

Fläche des Versorgungsgebietes km² 617 617 617 617 617

Anzahl der Städte und Gemeinden 18 18 18 18 18

Einwohner im Verbandsgebiet 69.459 70.072 71.010 70.550 70.888

Anzahl angeschlossener Kunden 19.667 19.609 19.485 19.505 19.404

Wasserwerke und Netz

Anzahl Wasserwerke 2 2 2 2 2

Pumpstationen/Förderanlagen 66 66 66 66 66

Speicherbehälter (Hochbehälter) 60 60 60 60 60
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2025 2024 2023 2022 2021

Wasseraufkommen und -abgabe

Eigenförderung (Ottendorf) Tm³ 1.114 1.199 1.198 1.163 1.271

Oberflächenwasser (Gottleuba) Tm³ 4.606 4.829 4.856 4.877 4.666

Bezug von Dritten Tm³ 268 309 259 105 115

Wasseraufkommen gesamt Tm³ 5.988 6.337 6.313 6.145 6.052

Wasserabgabe an Tarif- und Sonderkunden Tm³ 3.100 3.106 3.068 3.060 3.093

Wasserabgabe an Weiterverteiler und 

Notwasserkunden Tm³ 2.198 2.353 2.516 2.250 2.183

Wasserabgabe gesamt Tm³ 5.298 5.459 5.584 5.310 5.276

Netzverlust und Eigenverbrauch Tm³ 690 878 729 835 776

Tarife und Erlöse aus Wasserlieferung

Mengengebühr (bis 2024 Arbeitspreis) EUR / m³ 2,10 2,10 2,10 2,10 2,10

Durchschnitterlös (mit Grundgebühr) für 

Weiterverteiler und Notwasserkunden EUR / m³ 0,97 0,77 0,75 0,82 0,74

Erlös Tarif- und Sonderkunden (vor 

Kostenüberdeckung) TEUR 14.335 13.278 11.471 11.402 10.818

Erlös Weiterverteiler und Notwasserkunden TEUR 2.125 1.822 1.882 1.847 1.611

Ertragslage

Umsatzerlöse gesamt TEUR 15.730 14.166 13.270 13.465 12.394

Betriebsergebnis TEUR 1.712 648 531 527 424

Jahresergebnis TEUR 621 1.088 -271 0 0

Vermögens- und Finanzlage

Bilanzsumme TEUR 87.021 88.112 88.056 80.684 76.476

Anlagevermögen TEUR 70.493 70.050 68.567 68.845 68.493

Eigenkapital TEUR 27.571 26.950 25.862 26.133 26.133

Sonderposten und Ertragszuschüsse TEUR 11.573 12.151 12.738 13.205 13.680

Investitionsdarlehen TEUR 35.889 37.529 39.165 31.350 27.581

Investitionen TEUR 5.145 6.022 4.420 4.675 4.253  

Im Mittelfristvergleich der Ertragslage wird deutlich, dass der Verband steigende Umsatzerlöse 
erzielt.  

Die Investitionen decken im betrachteten Zeitraum die Abschreibungen ab (Leichter Anstieg des 
Anlagevermögens). Die Sonderposten und Ertragszuschüsse sinken im betrachteten Zeitraum 
jedoch ab. Die sich ergebende Lücke muss durch Eigenkapital oder Darlehen finanziert werden. 
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4.3.2 Vermögenslage 

40. In der folgenden Bilanzübersicht sind die Bilanzposten zum 31. Dezember 2025 nach 
wirtschaftlichen und finanziellen Gesichtspunkten zusammengefasst und den entsprechenden 
Bilanzposten zum Vorjahresstichtag gegenübergestellt. 

Zur Darstellung der Vermögensstruktur werden die Bilanzposten der Aktivseite dem langfristig 
(Fälligkeit größer als ein Jahr) bzw. dem kurzfristig gebundenen Vermögen zugeordnet. 

Zur Darstellung der Kapitalstruktur zur Analyse der Finanzierung werden die Bilanzposten der 
Passivseite dem Eigen- bzw. Fremdkapital zugeordnet, wobei innerhalb des Fremdkapitals eine 
Zuordnung nach langfristiger (Fälligkeit größer als ein Jahr) bzw. kurzfristiger Verfügbarkeit 
erfolgt. 

31.12.2025 31.12.2024 Veränderung

TEUR % TEUR % TEUR %

Vermögensstruktur

Verteilungsanlagen 57.431 66,0 58.271 66,1 -840 -1,4

Wassergewinnungs- und Bezugsanlagen 2.175 2,5 2.318 2,6 -143 -6,2

Übrige Anlagen 10.887 12,5 9.461 10,8 1.426 15,1

Langfristig gebundenes Vermögen = 

Anlagevermögen 70.493 81,0 70.050 79,5 443 0,6

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 1.136 1,3 1.234 1,4 -98 -7,9

Flüssige Mittel 15.056 17,3 16.228 18,4 -1.172 -7,2

Übrige Aktiva 336 0,4 600 0,7 -264 -44,0

Kurzfristig gebundenes Vermögen 16.528 19,0 18.062 20,5 -1.534 -8,5

87.021 100,0 88.112 100,0 -1.091 -1,2

Kapitalstruktur

Eigenkapital 27.571 31,7 26.950 30,6 621 2,3

Sonderposten 8.237 9,5 8.839 10,0 -602 -6,8

Ertragszuschüsse 3.336 3,8 3.312 3,8 24 0,7

Langfristige Rückstellungen 2.191 2,5 2.153 2,4 38 1,8

Langfristige Bankverbindlichkeiten 34.247 39,4 35.885 40,7 -1.638 -4,6

Langfristig verfügbare Mittel 75.582 86,9 77.139 87,5 -1.557 -2,0

Kurzfristige Rückstellungen 1.118 1,3 782 0,9 336 43,0

Kurzfristige Bankverbindlichkeiten 1.731 2,0 1.735 2,0 -4 -0,2

Liefer- und Leistungsverbindlichkeiten 1.063 1,2 1.731 2,0 -668 -38,6

Abgrenzung der Kostenüberdeckung 6.617 7,6 5.649 6,4 968 17,1

Übrige Verbindlichkeiten 910 1,0 1.076 1,2 -166 -15,4

Kurzfristige Fremdmittel 11.439 13,1 10.973 12,5 466 4,2

87.021 100,0 88.112 100,0 -1.091 -1,2  

Die Bilanzsumme von TEUR 87.021 hat sich gegenüber dem Vorjahr um TEUR 1.091 bzw. 
1,2% vermindert. Die Veränderung des Bilanzbildes der Aktivseite ergibt sich insbesondere aus 
der Verminderung der flüssigen Mittel, der eine aus Investitionen resultierenden Erhöhung des 
Anlagevermögens gegenübersteht.  

Zur Entwicklung der Flüssigen Mittel verweise ich auf die Kapitalflussrechnung (siehe Abschnitt 
4.3.4). 

Die Übrigen Aktiva sind insbesondere aufgrund geringerer Umsatzsteuer- bzw. 
Vorsteuerguthaben (TEUR 181; Vorjahr TEUR 385) aber auch aufgrund vorausgezahlter 
Ertragsteuern (einschließlich Kapitalertragsteuer) von TEUR 106 (Vorjahr TEUR 170) 
zurückgegangen. 

Die Kapitalstruktur wird unverändert durch die langfristig verfügbaren Mittel von 86,9% (Vorjahr 
87,5%) geprägt. Aufgrund des Jahresgewinns erhöhte sich das Eigenkapital.  



KOMM-TREU 
- 15 - 

 

Auftrag: 31139 

Die Sonderposten verminderten sich im Berichtsjahr planmäßig aufgrund der Auflösungen, 
denen keine neuen Fördermittel und nur in geringem Maße (TEUR 65) Zuschüsse von 
Erschließungsträgern gegenüberstanden.  

Da keine Neuaufnahmen von Bankdarlehen erfolgten, verringerte sich der Bankbestand um 
TEUR 1.642 aufgrund der Tilgungen bei einer nur gering veränderten Zins- und 
Tilgungsabgrenzung (TEUR 89). 

Zur Zusammensetzung und Entwicklung der Rückstellungen verweise ich auf den Anhang 
(Anlage II). 

Die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen schwanken stichtagsbedingt je nach 
Abrechnungsstand der großen Investitionsprojekte.  

Die Abgrenzung der Kostenüberdeckung (TEUR 6.617; Vorjahr TEUR 5.649) erhöhte sich, da 
insbesondere kostenseitige Planunterschreitungen eine ungeplante Zuführung verursachten. 

Die übrigen Verbindlichkeiten betreffen i.W. kreditorische Debitoren (Überzahlungen) 
(TEUR 581; Vorjahr TEUR 873). Deren Rückgang betrifft hauptsächlich einen Weiterverteiler, 
dessen Entgelt sofort nachkalkuliert wird, was im Vorjahr zu einer Gutschrift führte. 

41. Nach dem Bilanzbild ist die Vermögenslage des Verbandes geordnet. Der Anteil des 
Eigenkapitals an der Bilanzsumme beträgt 31,7% (Vorjahr 30,6%). Unter Einbeziehung der 
Sonderposten und Ertragszuschüsse ergibt sich zum Bilanzstichtag ein Eigenmittelbestand im 
Verhältnis zur Bilanzsumme von 45,0% (Vorjahr 44,4%). Zum Bilanzstichtag beträgt die 
Überdeckung des langfristig gebundenen Vermögens durch langfristig verfügbare Mittel 
TEUR 5.089 (Vorjahr TEUR 7.089).  

4.3.3 Ertragslage 

42. Die aus der Gewinn- und Verlustrechnung abgeleitete Gegenüberstellung der beiden 
Wirtschaftsjahre 2025 und 2024 zeigt folgendes Bild der Ertragslage und ihrer Veränderungen. 
In Erweiterung des gesetzlichen Gliederungsschemas werden das Betriebsergebnis, das 
Zinsergebnis sowie das neutrale Ergebnis gezeigt und die Zahlen der Gewinn- und 
Verlustrechnung entsprechend aufbereitet. 

2025 2024

Ergebnis-

veränderung

TEUR % TEUR % TEUR %

Umsatzerlöse 15.730 93,1 14.166 92,7 1.564 11,0

Aktivierte Eigenleistungen 437 2,6 398 2,6 39 9,8

Übrige betriebliche Erträge 722 4,3 724 4,7 -2 -0,3

Betriebliche Erträge 16.889 100,0 15.288 100,0 1.601 10,5

Materialaufwand 4.183 24,8 4.382 28,7 199 4,5

Personalaufwand 5.041 29,8 4.541 29,7 -500 -11,0

Abschreibungen 4.604 27,3 4.455 29,1 -149 -3,3

Übrige betriebliche Aufwendungen und 

Sonstige Steuern 1.349 8,0 1.262 8,3 -87 -6,9

Betriebliche Aufwendungen 15.177 89,9 14.640 95,8 -537 -3,7

Betriebsergebnis 1.712 10,1 648 4,2 1.064 >100,0

Zinsergebnis -505 -3,0 -358 -2,3 -147 41,1

Ordentliches Geschäftsergebnis 1.207 7,1 290 1,9 917 >100,0

Steuern vom Einkommen und vom Ertrag -266 -1,6 368 2,4 -634 >100,0

Neutrales Ergebnis -320 -1,9 430 2,8 -750 >100,0

Jahresgewinn 621 3,6 1.088 7,1 -467 -42,9  

43. Den um TEUR 1.601 höheren betrieblichen Erträgen stehen die um TEUR 537 höheren 
betrieblichen Aufwendungen gegenüber, sodass sich das Betriebsergebnis um TEUR 1.064 auf 
TEUR 1.712 erhöhte. Nach Abzug des Zinsergebnisses und der Steuern vom Einkommen und 
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vom Ertrag sowie der Berücksichtigung des neutralen Ergebnisses erzielte der Verband einen 
Jahresgewinn (TEUR 621; Vorjahr TEUR 1.088). 

44. Die Umsatzerlöse setzen sich wie folgt zusammen: 

2025 2024

TEUR TEUR

Erlöse aus der Wasserlieferung

Wasserlieferungen an Anschlussnehmer einschließlich 

Sonderkunden 14.335 13.280

Wasserlieferungen an Weiterverteiler und 

Notwasserkunden 2.125 1.822

Erlöse vor Sonderfaktoren 16.460 15.102

Kostenüberdeckung (Zuführung) -982 -1.399

15.478 13.703

Erlöse aus Nebenleistungen

Sonstige 89 311

Betriebsführung und Bereitstellung von Zählerdaten 36 28

125 339

Auflösung passivierter Ertragszuschüsse 127 124

15.730 14.166  

Die Erlöse vor Sonderfaktoren sind im Berichtsjahr um insgesamt TEUR 1.358 bzw. 9,0% 
aufgrund der Erhöhung der Grundgebühren ab 01. Januar 2025 gestiegen.  

Die Absatzmengen verringerten sich insgesamt um 160 Tm³ bzw. 2,9%. Die Wasserlieferungen 
an Weiterverteiler und Notwasserkunden verringerten sich dabei um 154 Tm³ bzw. 6,6 %.  

Die Zuführung zur Abgrenzung der Kostenüberdeckung von TEUR 982 betrifft das laufende 
Wirtschaftsjahr. Die anteilige Kostenüberdeckung wird bei Weiterverteilern, soweit das 
vertraglich vereinbart ist, sofort verrechnet und vermindert das Entgelt (TEUR 227). 

Die sonstigen betrieblichen Erträge betreffen mit TEUR 666 (Vorjahr TEUR 683) die Auflösung 
der Sonderposten. 

45. Der Materialaufwand setzt sich wie folgt zusammen: 

2025 2024

TEUR TEUR

Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und für 

bezogene Waren

Rohwasserbezug 1.065 1.039

Trinkwasserbezug 143 163

Chemikalien, technische Gase und Kraftstoffe 279 281

Übrige Aufwendungen 248 263

1.735 1.746

Aufwendungen für bezogene Leistungen

Instandhaltung und weiterzuberechnende Leistungen 1.095 1.269

Energiebezug 687 602

Wasserentnahmeabgabe 146 153

Übrige 520 612

2.448 2.636

4.183 4.382  

46. Im Verband waren im Wirtschaftsjahr 2025 im Durchschnitt 77 Mitarbeiter (Vorjahr 71 jeweils 
mit Geschäftsführung) beschäftigt. Die Erhöhung des Personalaufwandes um TEUR 500 bzw. 



KOMM-TREU 
- 17 - 

 

Auftrag: 31139 

11,0% ist neben der gestiegenen Anzahl der Arbeitnehmer vor allem auf tarifliche Erhöhungen 
ab 1. Januar 2025 zurückzuführen. 

47. Die übrigen betrieblichen Aufwendungen und sonstigen Steuern setzen sich wie folgt 
zusammen: 

2025 2024

TEUR TEUR

Betriebsaufwand

 - EDV-Kosten 226 174

 - Mieten, Pachten und Nebenkosten 158 168

384 342

Verwaltungsaufwand

 - Kfz-Aufwendungen 217 193

 - Rechts- und Beratungskosten 161 170

 - Versicherungen und Beiträge 157 153

 - Telekommunikation/Porto 137 143

 - Rechtsstreitigkeiten und Gerichtskosten 104 74

 - übrige Verwaltungsaufwendungen 164 167

940 900

Sonstige Steuern 25 20

1.349 1.262  

48. Das neutrale Ergebnis hat sich im Vergleich zum Vorjahr verschlechtert: 

2025 2024

TEUR TEUR

Neutrale Erträge

Buchgewinne aus Anlagenabgängen 64 0

Periodenfremde Erträge 37 34

Auflösung von Rückstellungen 26 495

Herabsetzung von Wertberichtigungen und Erträge aus 

ausgebuchten Forderungen 2 4

Schadenersatz 1 7

130 540

Neutrale Aufwendungen

Schadenersatz 150 0

Zuführung zur Rückstellung Rückbauverpflichtungen 146 13

Verluste aus Anlagenabgängen 98 85

Zuführung zu Wertberichtigungen und Forderungsverluste 33 1

Übrige neutrale Aufwendungen 23 11

450 110

-320 430  

49. Die Steuern vom Einkommen und vom Ertrag betreffen mit TEUR 14 (Ertrag) periodenfremde 
Steuern.  

50. Der Verband erzielte im Wirtschaftsjahr 2025 einen Jahresgewinn von TEUR 621 (Vorjahr 
TEUR 1.088). 
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4.3.4 Finanzlage 

51. Über die Veränderung der Finanz- und Liquiditätslage gibt folgende Kapitalflussrechnung 
Aufschluss. Sie wurde aus dem Deutschen Rechnungslegungsstandard Nr. 21 des Deutschen 
Rechnungslegungs Standards Committees e.V. abgeleitet: 

2025 2024

TEUR TEUR

Jahresgewinn (Vorjahr Jahresverlust) 621 1.088

Abschreibungen auf Gegenstände des Anlagevermögens 4.604 4.455

Zunahme (Vorjahr Abnahme) der Rückstellungen 168 -478

Auflösung der Sonderposten und der empfangenen Ertragszuschüsse -793 -807

Übrige zahlungsunwirksame Aufwendungen und Erträge 34 85

Abnahme (Vorjahr Zunahme) der Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 98 -47

Abnahme (Vorjahr Zunahme) der übrigen Aktiva, die nicht der Investitions- oder  

Finanzierungstätigkeit zuzuordnen sind 200 -135

Zunahme der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen und der übrigen 

Passiva, die nicht der Investitions- oder  Finanzierungstätigkeit zuzuordnen sind 808 1.351

Zinsaufwand 749 781

Zinsertrag -244 -423

Steuern vom Einkommen und Ertrag 266 -368

Steuerzahlungen 3 -229

Cashflow aus der laufenden Geschäftstätigkeit 6.514 5.273

Auszahlungen für Investitionen in immaterielle Vermögensgegenstände -154 -458

Auszahlungen für Investitionen in das Sachanlagevermögen -5.668 -4.790

(Netto)Einzahlungen aus Investitionszuschüssen und Ertragszuschüssen 215 219

Einzahlungen aus Abgängen des Sachanlagevermögens 64 0

Erhaltene Zinsen 244 423

Cashflow aus der  Investitionstätigkeit -5.299 -4.606

Einzahlungen aus der Aufnahme von Krediten 0 0

Auszahlungen aus der Tilgung von Krediten -1.637 -1.636

Zinsauszahlungen -750 -777

Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit -2.387 -2.413

Zahlungswirksame Veränderung des Finanzmittelbestandes -1.172 -1.746

Finanzmittelbestand am Anfang der Periode 16.228 17.974

Finanzmittelbestand am Ende der Periode 15.056 16.228  

Die Finanzlage hat sich, gemessen an der Entwicklung des Cashflows aus der laufenden 
Geschäftstätigkeit, im Vergleich zum Vorjahr verbessert. Der Cashflow liegt wie im Vorjahr über 
dem mittelfristigen Zielbereich, da eine Kostenüberdeckung im Berichtsjahr entstand. Die 
kalkulierten Kundenerlöse basierten auf höheren geplanten Ausgaben, sodass 
finanzwirtschaftliche Überschüsse entstanden, die als Abgrenzung für Kostenüberdeckung in 
den Verbindlichkeiten bilanziell abgebildet wurden. 

Die Investitionsauszahlungen (TEUR 5.822) wurden aus Zuschusseinzahlungen, aus 
vorhandenen Finanzmitteln und dem laufenden Cashflow finanziert. Die Tilgungen von 
TEUR 1.637 und die Zinsauszahlungen wurden aus dem aus dem laufenden Cashflow 
vorgenommen.  

Insgesamt verminderte sich der Finanzmittelbestand um TEUR 1.172. 

Bei der Würdigung des Finanzmittelbestandes ist zu berücksichtigen, dass der Verband 
Rückstellungen für Rückbau (TEUR 2.191) und Verbindlichkeiten für Kostenüberdeckung 
(TEUR 6.617) hat, für deren Inanspruchnahme Finanzmittel vorzuhalten sind. Daneben sind im 
Wirtschaftsplan vorgesehene, noch nicht durchgeführte Investitionen (darin TEUR 2.534 aus 
bereits ausgelösten Bestellungen) mit Mitteln zu unterlegen. 
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Die Zahlungsfähigkeit des Verbandes war im Berichtszeitraum und bis zur Beendigung meiner 
Prüfung jederzeit gegeben.  
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5 Feststellungen im Rahmen der Prüfung nach § 53 HGrG 

52. Bei meiner Prüfung habe ich auftragsgemäß die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 HGrG 
und die hierzu vom IDW nach Abstimmung mit dem Bundesministerium der Finanzen, dem 
Bundesrechnungshof und den Landesrechnungshöfen veröffentlichten IDW PS 720 
„Fragenkatalog zur Prüfung nach § 53 HGrG“ beachtet. 

Dementsprechend habe ich auch geprüft, ob die Geschäfte ordnungsgemäß, d. h. mit der 
erforderlichen Sorgfalt und in Übereinstimmung mit den einschlägigen kommunalrechtlichen 
und handelsrechtlichen Vorschriften und den Bestimmungen der Verbandssatzung, geführt 
worden sind. 

53. Die erforderlichen Feststellungen habe ich in diesem Bericht und in der Anlage IV dargestellt. 
Über diese Feststellungen hinaus hat meine Prüfung keine Besonderheiten ergeben, die nach 
meiner Auffassung für die Beurteilung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung von 
Bedeutung sind. 
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6 Wiedergabe des Bestätigungsvermerks und Schlussbemerkung 

54. Nach dem abschließenden Ergebnis meiner Prüfung habe ich dem Jahresabschluss zum 
31. Dezember 2025 und dem Lagebericht für das Wirtschaftsjahr 2025 des Zweckverbandes 
Wasserversorgung Pirna/Sebnitz, Sebnitz, unter dem Datum vom 28. April 2026 den folgenden 
uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt, der hier wiedergegeben wird: 

„Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers 

An den Zweckverband Wasserversorgung Pirna/Sebnitz, Sebnitz  

Prüfungsurteile 

Ich habe den Jahresabschluss des Zweckverbandes Wasserversorgung Pirna/Sebnitz, Sebnitz, 
– bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2025 und der Gewinn- und Verlustrechnung für 
das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2025 sowie dem Anhang, 
einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber 
hinaus habe ich den Lagebericht des Zweckverbandes Wasserversorgung Pirna/Sebnitz, 
Sebnitz, für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2025 geprüft.  

Nach meiner Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den für 
Eigenbetriebe im Freistaat Sachsen geltenden Vorschriften zur Rechnungslegung sowie 
den Regelungen der Verbandssatzung und vermittelt unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage des Verbandes zum 
31. Dezember 2025 sowie seiner Ertragslage für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis 
zum 31. Dezember 2025 und  

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 
Verbandes. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem 
Jahresabschluss, entspricht den für Eigenbetriebe im Freistaat Sachsen geltenden 
Vorschriften sowie den Regelungen der Verbandssatzung und stellt die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.  

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erkläre ich, dass meine Prüfung zu keinen Einwendungen 
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Ich habe meine Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit 
§ 32 SächsEigBVO und § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. 
Meine Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt 
„Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts“ meines Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Ich bin von dem 
Verband unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und 
berufsrechtlichen Vorschriften und habe meine sonstigen deutschen Berufspflichten in 
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Ich bin der Auffassung, dass die von mir 
erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für meine 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 

Verantwortung des Verbandsvorsitzenden für den Jahresabschluss und den Lagebericht 

Der Verbandsvorsitzende ist verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den 
für Eigenbetriebe im Freistaat Sachsen geltenden Vorschriften zur Rechnungslegung sowie den 
Regelungen der Verbandssatzung in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass 
der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage des Verbandes vermittelt. Ferner ist der Verbandsvorsitzende verantwortlich für 
die internen Kontrollen, die er in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen 
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ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt hat, um die Aufstellung eines 
Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund 
von dolosen Handlungen (d.h. Manipulationen der Rechnungslegung und 
Vermögensschädigungen) oder Irrtümern ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist der Verbandsvorsitzende dafür verantwortlich, 
die Fähigkeit des Verbandes zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des 
Weiteren hat er die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus ist er dafür 
verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche 
Gegebenheiten entgegenstehen. 

Außerdem ist der Verbandsvorsitzende verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Verbandes vermittelt sowie in allen 
wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den für Eigenbetriebe im 
Freistaat Sachsen geltenden Vorschriften sowie den Regelungen der Verbandssatzung 
entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner 
ist der Verbandsvorsitzende verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), 
die er als notwendig erachtet hat, um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung 
mit den anzuwendenden - für Eigenbetriebe im Freistaat Sachsen geltenden - Vorschriften 
sowie den Regelungen der Verbandssatzung zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete 
Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts 

Meine Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 
Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder 
Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 
Verbandes vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit 
den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den für Eigenbetriebe im 
Freistaat Sachsen geltenden Vorschriften sowie den Regelungen der Verbandssatzung 
entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie 
einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der meine Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 
in Übereinstimmung mit § 32 SächsEigBVO und § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. 
Falsche Darstellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden 
als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln 
oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen 
wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 

Während der Prüfung übe ich pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahre eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 

• identifiziere und beurteile ich die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im 
Jahresabschluss und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern, 
plane und führe Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie 
erlange Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für 
meine Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass eine aus dolosen Handlungen 
resultierende wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, ist höher als das 
Risiko, dass eine aus Irrtümern resultierende wesentliche falsche Darstellung nicht 
aufgedeckt wird, da dolose Handlungen kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, 
beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das 
Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können.  
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• erlange ich ein Verständnis von den für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten 
internen Kontrollen und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen 
und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den Umständen 
angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit der 
internen Kontrollen des Verbandes bzw. dieser Vorkehrungen und Maßnahmen 
abzugeben.  

• beurteile ich die Angemessenheit der von dem Verbandsvorsitzenden angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von dem Verbands-
vorsitzenden dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden 
Angaben.  

• ziehe ich Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von dem Verbands-
vorsitzenden angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob 
eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten 
besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des Verbandes zur Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls ich zu dem Schluss komme, dass eine 
wesentliche Unsicherheit besteht, bin ich verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die 
dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu 
machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, mein jeweiliges Prüfungsurteil 
zu modifizieren. Ich ziehe meine Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum 
Datum meines Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige 
Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass der Verband seine 
Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

• beurteile ich Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt 
einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden 
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage des Verbandes vermittelt. 

• beurteile ich den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine 
Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des 
Unternehmens. 

• führe ich Prüfungshandlungen zu den von dem Verbandsvorsitzenden dargestellten 
zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 
Prüfungsnachweise vollziehe ich dabei insbesondere die den zukunftsorientierten 
Angaben von dem Verbandsvorsitzenden zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen 
nach und beurteile die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus 
diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten 
Angaben sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen gebe ich nicht ab. Es besteht ein 
erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den 
zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

Ich erörtere mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten 
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, 
einschließlich etwaiger bedeutsamer Mängel in internen Kontrollen, die ich während meiner 
Prüfung feststelle.“ 
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Zweckverband Wasserversorgung Pirna/Sebnitz, Sebnitz 

Lagebericht für das Wirtschaftsjahr 2025 

_______________________________________________________________________ 

A Grundlagen und Geschäftsverlauf 

 

I.   Grundlagen des Unternehmens 

 

Der Zweckverband Wasserversorgung Pirna/Sebnitz (kurz: ZVWV) ist entsprechend seiner 

Verbandssatzung auf seinem Verbandsgebiet Träger der öffentlichen Wasserversorgung 

gemäß den §§ 42 - 45 Sächsisches Wassergesetz. Dem ZVWV gehören die Gemeinden 

Bahretal, Dohma, Dürrröhrsdorf-Dittersbach (nur Ortsteil Wünschendorf), Müglitztal, Kurort 

Rathen, Rathmannsdorf, Rosenthal-Bielatal und Struppen sowie die Städte Bad Schandau 

(ohne Ortsteil Krippen), Bad Gottleuba-Berggießhübel, Dohna, Heidenau, Hohnstein, 

Königstein (ohne Ortsteil Pfaffendorf), Liebstadt, Neustadt in Sachsen, Große Kreisstadt 

Sebnitz und die Stadt Wehlen (nur Ortsteil Pötzscha) an. 

 

Der ZVWV übernimmt, errichtet, unterhält, erweitert und betreibt alle zum Zwecke der 

öffentlichen Wasserversorgung erforderlichen Anlagen nach den anerkannten Regeln der 

Technik, umweltrechtlichen und sonstigen gesetzlichen Bestimmungen sowie den 

behördlichen Auflagen und Anordnungen.  

 

Die Verbandssatzung bestand zum 01. Januar 2025 in der Neufassung durch Beschluss 

der Verbandsversammlung vom 01. März 2024. Diese Neufassung der Verbandssatzung 

des ZVWV trat nach der am 25. April 2024 erfolgten öffentlichen Bekanntmachung im 

Sächsischen Amtsblatt in Kraft. Die Grundlage für die Geschäftstätigkeit des ZVWV bildete 

bis zum 31. Dezember 2024 die Wasserversorgungssatzung vom 25. Juni 2004, die zum 

1. August 2004 in Kraft getreten war. Diese Wasserversorgungssatzung regelte den 

Anschluss an die öffentliche Einrichtung sowie die Wasserlieferungen durch den ZVWV 

nach Maßgabe der Verordnung über allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit 

Wasser (AVBWasserV). Mit Beschluss der Verbandsversammlung vom 

04. November 2024 wurden eine neue Wasserversorgungssatzung sowie eine neue 

Verwaltungskostensatzung beschlossen. Mit dem Inkrafttreten der neuen 

Wasserversorgungssatzung sowie der Verwaltungskostensatzung bilden diese ab dem 

1. Januar 2025 die wesentlichen Grundlagen der Geschäftstätigkeit des ZVWV. Mit 

Beschluss der Verbandsversammlung vom 28. November 2025 trat die 1. Satzung zur 

Änderung der Wasserversorgungssatzung des ZVWV mit Wirkung zum 01. Januar 2026 in 

Kraft. 

  



  Anlage I 

 

2 

 

II. Darstellung des Geschäftsverlaufes 

 

1.   Ergebnisse des Wirtschaftsjahres 

 

Die Haushaltssatzung und der Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2025 wurden am 

04. November 2024 von der Verbandsversammlung des ZVWV beschlossen. Das 

zuständige Kommunalamt des Landkreises Sächsische Schweiz - Osterzgebirge hat mit 

Bescheid vom 19. Dezember 2024 die Haushaltssatzung 2025 genehmigt. 

 

Im Wirtschaftsjahr 2025 wurden 19.667 Kunden in 18 Städten und Gemeinden des ZVWV-

Verbandsgebietes mit Trinkwasser versorgt. Des Weiteren lieferte der ZVWV Trinkwasser 

an vier Weiterverteiler und einen Notwasserkunden. 

 

Insgesamt wurden Trinkwassererlöse (ohne vorgetragene Kostenüberdeckung) in Höhe 

von TEUR 16.460 (Vorjahr TEUR 15.101) erzielt, wovon 12,9% (Vorjahr 12,1%) auf den 

Verkauf an die vier Weiterverteiler und den Notwasserkunden entfallen. 

 

Der ZVWV beendet das Wirtschaftsjahr 2025 mit einem Jahresgewinn in Höhe von 

TEUR 621. Dieser Jahresergebnis resultiert insbesondere aus der in der 

Gebührenkalkulation berücksichtigten kalkulatorischen Verzinsung in Höhe von 3,0 % 

(bezogen auf das zu verzinsende Anlagekapital). Der ZVWV beabsichtigt seit 2024 

plangemäß Jahresgewinne zu erwirtschaften, damit für die Finanzierung von Investitionen 

in einem größeren Umfang Eigenmittel zur Verfügung stehen (Eigenkapitalverzinsung zur 

Erhaltung des realen Eigenkapitals). 

 

Wesentliche Abweichungen gegenüber den Planansätzen sind insbesondere durch 

niedrigere Personalkosten und Materialaufwendungen, höhere aktivierte Eigenleistungen, 

die Auflösung von Rückstellungen für Rechtsstreitigkeiten, Buchgewinnen aus 

Anlageabgängen sowie Zinserträge aus der Nutzung von Tagesgeldanlagen entstanden. 

Diese Veränderungen führten wiederum zu einer nicht geplanten Kostenüberdeckung. 

Hinsichtlich weiterer Ausführungen wird auf Gliederungspunkt B Wirtschaftsbericht, II. 

Erläuterungen zu den Plan-Ist-Abweichungen verwiesen. 
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2. Ausgewählte Kennzahlen des ZVWV 

 

 

 

3. Versorgungssicherheit 

 

Im Jahr 2025 war die Trinkwasserversorgung im Verbandsgebiet des ZVWV gemäß den 

gesetzlichen Parametern Wassergüte, ausreichender Druck und ausreichende Menge 

jederzeit gesichert. 

 

Der seit März 2022 anhaltende Ukraine-Krieg und die zunehmenden Konfliktsituationen im 

Nahen Osten haben auch im Jahr 2025 zu weiteren geopolitischen Spannungen geführt, 

die sich auf die weltweiten Handelsströme und die Verfügbarkeit von Rohstoffen und 

Energieträgern auswirken. Insbesondere in Bezug auf die globale Entwicklung der 

Energiepreise und der Rohstoffverfügbarkeit hat die bestehende Unsicherheit zu erhöhten 

Kosten geführt, welche entlang der gesamten Lieferkette spürbar sind. Dies betrifft sowohl 

direkte Kosten als auch indirekte Kosten, welche sich auf Transport- und Logistikkosten 

und die termingerechte Verfügbarkeit von Maschinen und Materialien auswirken. Da für die 

Erfüllung des gesetzlichen Auftrages der Trinkwasserversorgung im Verbandsgebiet des 

ZVWV und darüber hinaus, die Gewährleistung einer sicheren Versorgung mit Energie und 

Chemikalien sowie die Erbringung von vertraglichen Dienstleistungen aus den 

Rahmenverträgen von grundlegender Bedeutung ist, hat der ZVWV auch weiterhin eine 

Vielzahl von Abstimmungen mit den Vorlieferanten bzw. Dienstleistern vorgenommen. 

 

Die stark schwankenden Energiepreise wurden mit dem Abschluss eines langfristigen 

preisstabilen und mengenflexiblen Energieliefervertrages kompensiert. 
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Zusätzlich besteht durch den Krieg gegen die Ukraine sowie den zunehmenden 

geopolitischen Entwicklungen im Nahen Osten die Möglichkeit einer Gefährdung der 

zentralen Energieversorgung in der Bundesrepublik Deutschland. Daraufhin hat der ZVWV 

kontinuierlich bisherigen Pläne hinsichtlich der Trinkwasserversorgung bei einem 

großflächigen Stromausfall überprüft, angepasst und fortgeschrieben. Damit auch im Not- 

und/oder Krisenfall eine Kommunikation standortübergreifend möglich ist, wurden vom 

ZVWV verschiedene Möglichkeiten geschaffen, die eine direkte Kommunikation zwischen 

den einzelnen Standorten des ZVWV ermöglichen, falls die zentralen 

Kommunikationswege nicht mehr zur Verfügung stehen würden. Hierzu wurden die 

notwendigen Abstimmungen im Jahr 2025 intensiviert. 

 

Seit März 2026 ist infolge der erneuten Eskalation im Nahen Osten eine deutlich verstärkte 

Dynamik in der Kostenentwicklung für Trinkwasserversorger festzustellen. Die anhaltenden 

geopolitischen Spannungen in einer für die globale Energieversorgung zentralen Region 

führen insbesondere zu steigenden Preisen für Erdöl, Erdgas und in der Folge auch für 

elektrische Energie. Da sämtliche Kernprozesse der Trinkwasserversorgung – von der 

Rohwasserförderung über die Aufbereitung bis hin zur Speicherung und Verteilung – einen 

hohen Energieeinsatz erfordern, werden die daraus abzuleitenden Auswirkungen 

permanent durch den ZVWV bewertet. Parallel dazu wirken sich gestörte internationale 

Lieferketten sowie gestiegene Transportkosten negativ auf die Beschaffung wesentlicher 

Betriebsstoffe und Materialien aus. Dies betrifft insbesondere Aufbereitungschemikalien 

wie Flockungs- und Fällmittel, Aktivkohle oder Desinfektionsmittel, deren Herstellung 

energieintensiv ist und teilweise von globalen Rohstoffmärkten abhängt. Auch für diese 

wesentlichen Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe erfolgt eine kontinuierliche Bewertung zur 

Sicherstellung der laufenden operativen Produktionsprozesse. 

 

Auch bei Instandhaltungs- und Reparaturarbeiten sowie im investiven Bereich ist ein 

deutlicher Kostendruck erkennbar. Bauleistungen, technische Anlagenkomponenten sowie 

Materialien wie Aluminium, Beton, Kunststoffe und Stahl unterliegen infolge gestiegener 

Energie- und Transportkosten sowie eingeschränkter Verfügbarkeiten erheblichen 

Preissteigerungen. Dies betrifft ebenfalls die bestehenden Rahmenverträge für Tief- 

und/oder Rohrleitungsbau. 

 

Zusätzlich führen gesamtwirtschaftliche Unsicherheiten zu einem Anstieg von Zinsen und 

Finanzierungskosten, was sich insbesondere bei langfristigen Investitionsvorhaben negativ 

auswirkt. Insgesamt ergibt sich eine komplexe Mehrbelastung aus operativen und 

investiven Kostensteigerungen, die eine kontinuierliche Anpassung der Wirtschaftsplanung 

und kurze Kalkulationszeiträume für die Gebührenerhebung erforderlich macht. Vor diesem 
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Hintergrund gewinnen Maßnahmen zur weiteren Steigerung der Energieeffizienz, zur 

Diversifizierung von Bezugsquellen sowie die weitere Optimierung von Geschäftsabläufen 

zunehmend an Bedeutung, um die wirtschaftliche Stabilität und Versorgungssicherheit 

langfristig zu gewährleisten. Ebenfalls werden die damit verbundenen direkten 

Auswirkungen der Preissteigerungen von Dienstleistungen und Baukosten für die 

zukünftigen Investitions- und Instandhaltungsmaßnahmen regelmäßig durch den ZVWV 

geprüft und kontinuierlich in die bestehenden Planungsprozesse eingearbeitet. 

 

Die notwendigen Investitionen für Digitalisierungsprozesse sowie in die IT-Sicherheit sind 

beim ZVWV von zentraler Bedeutung, da sie nicht nur die Sicherstellung der 

Trinkwasserversorgung, der unternehmensinternen Prozesse und das operative Ergebnis 

beeinflussen, sondern auch durch eine Vielzahl gesetzlicher Vorgaben und regulatorischer 

Rahmenbedingungen gefordert werden. Die stetige Weiterentwicklung der regulatorischen 

und gesetzlichen Vorgaben für die IT-Infrastruktur sowie die allgemeine 

Versorgungssicherheit trägt ebenfalls zu notwendigen regelmäßigen Anpassungen der IT-

Umgebung und der operativen Prozesse bei. Diese Gesetze und Vorschriften zielen unter 

anderem darauf ab, die Sicherheit der für die Trinkwasserversorgung erforderlichen 

technischen Anlagen weiter zu erhöhen sowie den Schutz von Daten, sensibler 

Informationen und Systemen umfassend zu gewährleisten sowie die Integrität, Transparenz 

und Optimierung von Geschäftsprozessen sicherzustellen. Aufgrund der stark 

zunehmenden Anzahl von Cyberangriffen auf die IT-Strukturen von Versorgungs-

unternehmen der kritischen Infrastruktur sowie der kontinuierlichen Fortentwicklung der 

gesetzlichen Anforderungen und Nachweispflichten, ist es zwingend erforderlich, dass der 

ZVWV sein IT-Sicherheitskonzept dauerhaft überprüft und weiterentwickelt. Hierzu fanden 

und finden umfassende Analysen zur bestehenden IT-Umgebung statt. Ausgehend von den 

Erkenntnissen aus den Analysen und den Ergebnissen der im Kalenderjahr 2024 

begonnenen Strategieerarbeitung wurde im Kalenderjahr 2025 mit der Umsetzung von 

umfassenden IT-technischen Maßnahmen und Systemerweiterungen begonnen. Die hierzu 

notwendigen finanziellen Mittel werden unter Berücksichtigung der internen personellen 

Ressourcen sowie der verfügbaren und geeigneten IT-Dienstleister dauerhaft in den 

kommenden Haushaltsjahren einen nicht unwesentlichen Anteil des Investitionsbedarfs 

sowie der jährlichen Kostenbelastung darstellen. 

 

Die regulatorischen Anforderungen an den ZVWV als Betreiber kritischer Infrastrukturen 

wurden im Berichtsjahr durch das KRITIS-Dachgesetz sowie die europäische NIS-2-

Richtlinie weiter konkretisiert. Als Unternehmen der öffentlichen Trinkwasserversorgung 

zählt der ZVWV zur kritischen Infrastruktur im Sektor Wasser und unterliegt damit 
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erweiterten gesetzlichen Anforderungen an Resilienz, Risikomanagement und 

Cybersicherheit. 

 

Die NIS-2-Richtlinie der Europäischen Union zielt auf eine europaweit einheitliche Stärkung 

der Cyber- und Informationssicherheit wesentlicher und wichtiger Einrichtungen ab. Für den 

ZVWV ergeben sich daraus insbesondere verschärfte Anforderungen an die 

Implementierung eines ganzheitlichen Informations- und Risikomanagementsystems, 

erweiterte Meldepflichten gegenüber zuständigen Behörden und kostenintensive 

technische und organisatorische Maßnahmen zur Prävention, Detektion und Bewältigung 

von Sicherheitsvorfällen. 

 

Das KRITIS-Dachgesetz ergänzt diese Vorgaben auf nationaler Ebene durch 

sektorübergreifende Mindestanforderungen an physische Sicherheit, Resilienzplanung und 

Vorsorgemaßnahmen gegen Naturgefahren, Sabotage und sonstige Bedrohungen. 

Hieraus ergeben sich insbesondere Anforderungen an Risikoanalysen, Notfall- und 

Krisenmanagement sowie an regelmäßige Überprüfungen und Nachweise der 

Umsetzungsmaßnahmen. 

 

Im Berichtsjahr wurde begonnen die bestehenden Sicherheitskonzepte zu überprüfen und 

an die erwarteten gesetzlichen Anforderungen anzupassen. Darüber hinaus müssen neue 

Managementsysteme erarbeitet und eingeführt werden, die gleichzeitig einen 

kontinuierlichen, aus operativen und strategischen Handlungsfeldern abgeleiteten 

Anpassungsbedarf, besitzen. 

 

Sollten aufgrund einer geänderten Gefährdungslage eventuell weitere Maßnahmen zum 

physischen Schutz von wasserwirtschaftlichen Anlagen oder zur Erhöhung der IT-Sicher-

heit erforderlich sein, wird diese der ZVWV kontinuierlich und konsequent realisieren. 

 

 

4.  Wasserbeschaffung 

 

Der Trinkwasserbedarf wurde durch die im Wasserwerk Gottleuba stattfindende 

Trinkwasseraufbereitung von Oberflächenwasser aus der Talsperre Gottleuba, der 

Trinkwasseraufbereitung von Rohwasser aus eigenen Tiefbrunnen im Wasserwerk 

Ottendorf sowie den Bezug von benachbarten Trinkwasserversorgern gedeckt. 
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Das Rohwasseraufkommen von insgesamt 5.980 Tm³ (Vorjahr 6.269 Tm³) setzt sich 

zusammen aus 19,3 % (Vorjahr 19,3 %) Eigengewinnung (1.154 Tm³; Vorjahr 1.208 Tm³) 

aus zwei Tiefbrunnen im Kirnitzschtal sowie 80,7 % (Vorjahr 80,7 %) Fremdbezug 

(4.826 Tm³; Vorjahr 5.061 Tm³) von der Landestalsperrenverwaltung des Freistaates 

Sachsen. 

 

Von benachbarten Versorgungsunternehmen wurden insgesamt 268 Tm³ (Vorjahr 

309 Tm³) Trinkwasser bezogen. 

 

 

5. Personal 

 

Die durchschnittliche Beschäftigtenzahl beim ZVWV erhöhte sich im Jahr 2025 von 71 auf 

77 Beschäftigte. 

 

Nach intensiv geführten Verhandlungen konnte der ZVWV bereits im Jahr 2023 mit der 

zuständigen Gewerkschaft ein Anerkennungstarifvertrag sowie ein Haustarifvertrag 

abschließen, welcher eine beidseitige Planungssicherheit bezüglich der Personalkosten für 

die Geschäftsjahre 2024 und 2025 beinhaltet. Gleichzeitig konnte somit auch die 

Attraktivität des ZVWV als ein wichtiger Arbeitgeber in der Region Sächsische-Schweiz-

Osterzgebirge weiter gesteigert werden. Vor dem Hintergrund der notwendigen 

organisatorischen und altersbedingten Neueinstellungen von Personal sowie des allgemein 

bestehenden demografischen Wandels ist es notwendig, auch zukünftig ein konsequentes, 

kreatives und effektives Personalmarketing umzusetzen. Des Weiteren sind proaktive 

Strategien notwendig, um möglichst das vorhandene umfangreiche Wissen sowie die 

Kenntnisse bzw. Erfahrungen langjährig Beschäftigter generationsübergreifend zu erhalten 

und zu dokumentieren. 

 

Die weitere fortlaufende aktive Personalakquise bleibt beim ZVWV zwingend erforderlich. 

Hintergrund ist der unverändert hohe Personalbedarf in mehreren Aufgabenbereichen, 

bedingt durch bisher nicht besetzte Stellen, altersbedingte Abgänge, gestiegene fachliche 

Anforderungen sowie die Sicherstellung der operativen Leistungsfähigkeit im gesamten 

Zuständigkeitsbereich. 

 



  Anlage I 

 

8 

Die gezielte und kontinuierliche Gewinnung qualifizierter Fachkräfte ist daher ein zentraler 

strategischer Schwerpunkt. Ein wesentlicher Vorteil besteht in der Möglichkeit, 

Arbeitsplätze beidseitig der Elbe und damit im gesamten Verbandsgebiet anbieten zu 

können. Dies erweitert den Bewerberkreis erheblich und ermöglicht eine bedarfsgerechte, 

regionale Einsatzplanung. Durch die geografische Flexibilität können zudem Pendelzeiten 

reduziert und individuelle Präferenzen besser berücksichtigt werden, was sich positiv auf 

Mitarbeiterbindung und -zufriedenheit auswirkt. 

 

 

6.  Forschung und Entwicklung 

 

Der ZVWV betreibt keine eigene technische Forschung und Entwicklung.  

 

 

7. Rohwasserbezug/Entgeltentwicklung gegenüber der Landestalsperren-

verwaltung 

 

Im Berichtszeitraum bestehen Differenzen mit der Landestalsperrenverwaltung des 

Freistaates Sachsen hinsichtlich der ab dem 01. Januar 2026 geltenden Höhe der 

Rohwasserentgelte. Die Landestalsperrenverwaltung des Freistaates Sachsen hat 

beginnend ab März 2025 für die kommenden Jahre gegenüber den Rohwasserkunden eine 

teilweise erhebliche Entgeltsteigerung angezeigt und fordert eine entsprechende 

vertragliche Fortschreibung. 

 

Aus Sicht des ZVWV ist die angekündigte Entgeltsteigerung in der vorgelegten Form weder 

hinreichend transparent noch auf Basis belastbarer Kalkulationsgrundlagen 

nachvollziehbar. Insbesondere bestehen Unklarheiten hinsichtlich der Kostenansätze, der 

Verteilungssystematik sowie der zugrunde gelegten Investitions- und Betriebskosten-

entwicklungen. 

 

Die geforderte Entgeltanpassung würde bei Umsetzung zu einer signifikanten Erhöhung 

der Materialaufwendungen führen und unmittelbare Auswirkungen auf die Gebühren-

kalkulationen sowie die zukünftigen Wirtschaftsplanungen besitzen. 

 

Entsprechend wird diese Angelegenheit sowohl wirtschaftlich als auch rechtlich vom ZVWV 

in enger Abstimmung mit den weiteren Rohwasserabnehmern intensiv geprüft. Mögliche 

finanzielle Auswirkungen werden bereits im Rahmen der laufenden Wirtschaftsplanung 

berücksichtigt. 
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Der ZVWV befindet sich weiterhin mit der Landestalsperrenverwaltung des Freistaates 

Sachsen in Verhandlungen mit dem Ziel, zunächst eine nachvollziehbare und transparente 

Kalkulation für die Rohwasserentgelte für die Jahre 2026 und 2027 zu erhalten, um damit 

die Höhe der Rohwasserentgelte vertraglich vereinbaren zu können. Solange die 

Landestalsperrenverwaltung des Freistaates Sachsen keine vertragskonforme Kalkulation 

für die Jahre 2026 und 2027 dem ZVWV übergibt und keine neuen Rohwasserentgelte 

vertraglich vereinbart worden sind, wird der ZVWV, unabhängig von der Forderung der 

Landestalsperrenverwaltung des Freistaates Sachsen, für den Rohwasserbezug ab 2026 

nur die Höhe der Rohwasserentgelte für das Jahr 2025 an die Landestalsperrenverwaltung 

des Freistaates Sachsen bezahlen. 

 

 

8. Notwasserliefervertrag zwischen ZVWV und DREWAG - Stadtwerke Dresden 

GmbH 

 

Zwischen dem ZVWV und der DREWAG bestand eine Vereinbarung aus dem Jahr 2008 

für eine Wasserlieferung zur Überwindung zeitlich begrenzter trinkwasserseitiger 

Bedarfssituationen. Die Vereinbarung von 2008 wurde vom ZVWV form- und fristgemäß 

mit dem Ziel gekündigt, gemeinsam die technischen und wirtschaftlichen 

Rahmenbedingungen für eine zukünftige Zusammenarbeit neu zu definieren. In bereits 

stattgefundenen Gesprächen wurden sich die Parteien grundsätzlich darüber einig, dass 

auch künftig eine gemeinsame Zusammenarbeit erfolgen soll. Diesbezüglich waren und 

sind intensive gemeinsame Abstimmungen zu den rechtlichen, technischen und 

wirtschaftlichen Rahmenbedingungen erforderlich. Aufgrund der sehr komplexen 

Vertragsverhandlungen wurde der gekündigte Vertrag nunmehr bis zum 30. Juni 2026 

verlängert. 

 

 

9. Umstellung auf öffentlich-rechtliche Benutzungsverhältnisse 

 

Durch die Verbandsversammlung des ZVWV wurde am 15. Dezember 2023 die Einführung 

von Gebühren auf der Grundlage von öffentlich-rechtlichen Benutzungsverhältnissen mit 

Wirkung zum 01. Januar 2025 beschlossen. Die hierzu notwendigen Arbeiten zur 

Abstimmung der Satzungsinhalte, der Kalkulationen der Gebühren, die Änderung von 

internen Arbeitsabläufen, die Erarbeitung von neuen Workflowprozessen und die 

abschließende Umsetzung in die betreffenden IT-System wurde im Kalenderjahr 2024 

erbracht und im Wesentlichen abgeschlossen. Die hierfür erforderlichen organisatorischen, 

rechtlichen und administrativen Anpassungen erfolgten strukturiert und unter laufender 
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Abstimmung zwischen den beteiligten Fachbereichen. Ziel war es, die rechtlichen 

Rahmenbedingungen einheitlich anzuwenden und gleichzeitig die durchgängige 

Leistungsfähigkeit des ZVWV jederzeit sicherzustellen. 

 

Im Zuge der Umstellung wurden bestehende Vertrags- und Verwaltungsstrukturen 

überprüft, angepasst und - soweit erforderlich - neu gefasst. Dies umfasste insbesondere 

die Überarbeitung von Bescheiden, Gebühren- und Entgeltregelungen sowie internen 

Arbeitsabläufen. Parallel dazu wurden Mitarbeitende in den betroffenen Bereichen 

informiert und in die neuen Verfahren eingewiesen, um eine rechtssichere und einheitliche 

Umsetzung im Tagesgeschäft zu gewährleisten. Darüber hinaus erfolgt eine kontinuierliche 

Analyse und Optimierung der laufenden Prozesse. Ziel ist es, Verfahrensabläufe weiter zu 

standardisieren, Schnittstellen zu reduzieren und Bearbeitungszeiten zu verkürzen. 

Praktische Erfahrungen aus der operativen Anwendung werden systematisch ausgewertet 

und in die Weiterentwicklung der Prozesse integriert. Auf diese Weise wird eine 

nachhaltige, effiziente und rechtssichere Aufgabenerfüllung im Rahmen der öffentlich-

rechtlichen Benutzungsverhältnisse sichergestellt. 

 

 

10. GIS- und ERP-Systemumstellungen 

 

Im Zuge der strategischen Ausrichtung zur Rekommunalisierung, der Stärkung der internen 

Kompetenzen im Bereich der Geoinformation und der damit verbunden Teilgebiete (z.B. 

Leitungsauskunftssystem) sowie der weiteren Kostenoptimierung wurde vom ZVWV der 

langjährige Dienstleistungsvertrag zum Betrieb und der damit verbundenen Systempflege 

des bestehenden Geoinformationssystems (GIS) mit dem bisherigen Drittdienstleister mit 

Wirkung zum 31. Dezember 2024 gekündigt. Ziel der Übernahme war es, die Verwaltung, 

Wartung und Weiterentwicklung des GIS-Systems mit eigenen Ressourcen durchzuführen 

sowie die Arbeitsabläufe zu optimieren und fortzuentwickeln. Im Kalenderjahr 2025 wurde 

die das GIS sowie das neu optimierte Leitungsauskunftssystems vom ZVWV erfolgreich 

produktiv eingesetzt und fortentwickelt. Mit der nunmehr stattfindenden eigenen 

Bearbeitung des GIS sowie des Leitungsauskunftssystems wurde die Grundlage für 

effektivere Arbeitsabläufe, eine Kostenoptimierung sowie die technische Weiterentwicklung 

und Verknüpfung der Systeme innerhalb der beim ZVWV bestehenden IT-Infrastruktur 

geschaffen. In den kommenden Jahren werden darüber hinaus weitere intensive Arbeiten 

an dem bestehenden System erfolgen, um dieses noch optimaler auf die Bedürfnisse des 

ZVWV anzupassen.  
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Aufgrund der durch Microsoft erfolgten Abkündigung des bestehenden kaufmännischen 

ERP-Systems „Navision“ war die Umstellung auf das ERP-System „Microsoft Dynamics 365 

Business Central“ zwingend erforderlich. Mit der in den Jahren 2024 und 2025 erfolgten 

Umstellung ist es zukünftig möglich, kontinuierlich die Effizienz der Geschäftsprozesse zu 

steigern, die Benutzerfreundlichkeit zu verbessern und die Integration neuer Funktionen auf 

einer modernen Systemumgebung zu ermöglichen. Die Implementierung von Business 

Central ist ein wichtiger Schritt in der kontinuierlichen Verbesserung und Automatisierung 

von internen und externen Unternehmensprozessen. Mit der erfolgten Systemumstellung 

wird weiterhin in enger Zusammenarbeit zwischen den einzelnen Unternehmensbereichen 

eine kontinuierliche Bewertung der Unternehmensprozesse unter Berücksichtigung der 

systemseitigen Umsetzungsmöglichkeiten erfolgen. 

 

 

11. Risikomanagement 

 

Der ZVWV ist bei seiner Tätigkeit einer Reihe von Risiken ausgesetzt. Risiken, die über das 

branchenübliche Maß hinausgehen, bestehen nicht. 

 

Der ZVWV hat ein Risikomanagementsystem eingeführt, mit dessen Hilfe 

bestandsgefährdende Risiken erkannt werden können. Die Verbandsgremien werden 

regelmäßig über eventuell vorhandene Risiken und deren Bearbeitung informiert. 

 

Die Sicherung der Lieferung einer immer ausreichenden Trinkwassermenge sowie die 

Einhaltung der gesetzlichen Qualitätsparameter besitzen in der Arbeit des ZVWV die 

höchste Bedeutung. Der ZVWV hat durch Arbeits- und Verfahrensanweisungen sowie 

durch Schulungs- und Weiterbildungsprogramme sichergestellt, dass dadurch die 

technischen Risiken, die zu einer länger anhaltenden Versorgungsunterbrechung führen 

könnten, begrenzt werden. 

 

Der ZVWV verfügt über einen regelmäßig mit allen betreffenden Behörden abgestimmten 

Maßnahmenplan. 

 

Der ZVWV ist zunehmend erheblichen Risiken aus Klima- und Umwelteinflüssen 

ausgesetzt. Darunter werden Extremsituationen wie Trockenheit, Hochwasser, Sturm, 

Orkan oder Gewitter verstanden, welche mit ihren Auswirkungen flächendeckende 

Versorgungsausfälle sowie hohe Schäden an technischen Anlagen verursachen können. 

Insbesondere zur Begrenzung eventueller Versorgungsausfälle, die aufgrund einer länger 

anhaltenden Trockenheit entstehen können, erarbeitet der ZVWV ein entsprechendes 
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Konzept, welches die Risiken, deren Konsequenzen für die Trinkwasserversorgung sowie 

daraus abzuleitenden Maßnahmen beinhalten soll. Für diese Konzeption und deren 

Umsetzung ist die aktive Mitwirkung der Landestalsperrenverwaltung des Freistaates 

Sachsen von entscheidender Bedeutung, da der ZVWV den größten Teil seines 

Rohwasserdargebotes aus der Talsperre Gottleuba bezieht. Bei einer kurz- oder mittelfristig 

eintretenden erheblichen Dürreperiode kann derzeit nicht in jedem Fall gewährleistet 

werden, dass die Trinkwasserversorgung im Verbandsgebiet vollständig sichergestellt ist. 

 

Eine große Havarie, welche die Aufgabe der Gewährleistung der Trinkwasserversorgung 

über längere Zeit gefährdet, trat bisher nicht auf und ist nach derzeitiger Einschätzung eher 

unwahrscheinlich. Um zukünftig den Zustand der Fernwasserleitungen hinsichtlich seines 

Korrosionszustandes regelmäßig einschätzen zu können, betreibt der ZVWV für 

wesentliche Teile seines Fernleitungssystems eine Kathodische Korrosionsschutzanlage, 

die Daten zum Korrosionszustand liefert, und wertet die Messergebnisse monatlich aus. Im 

Ergebnis der regelmäßigen Messungen und Auswertungen sollen mögliche 

Gefahrenstellen für einen eventuellen Rohrbruch an der Fernwasserleitung rechtzeitig 

erkannt und vor Eintritt eines Schadensereignisses beseitigt werden. 

 

Aufgrund der altersbedingten Bauzustände bestehen zunehmend für Hochbehälter des 

ZVWV technische Risiken, bei denen eine Einflussnahme auf die Versorgungssicherheit 

nicht mehr vollständig ausgeschlossen werden kann. Die Mängel an den Hochbehältern 

müssen durch Neubau oder eine umfassende Sanierung beseitigt werden. In diesem 

Zusammenhang ist weiterhin feststellbar, dass immer weniger Firmen, mit immer höher 

werdenden Kosten, noch in der Lage sind, derartige Neubauten bzw. Sanierungen von 

Trinkwasserbehältern durchzuführen.  

 

Bedingt durch die im Jahr 2025 anhaltende Inflation, die höheren Fremdkapitalzinsen sowie 

die grundsätzlich nicht oder nicht ausreichend vorhandenen Fördermittelprogramme für die 

Trinkwasserversorgung, haben sich die für eine Investition erforderlichen Kosten weiterhin 

erhöht. Grundsätzlich besteht dadurch mittel- und langfristig für den ZVWV ein stark 

ansteigender Fremdkapitalbedarf, deutlich sich erhöhende Abschreibungen und aufgrund 

der derzeitig steigenden Fremdkapitalzinsen daraus resultierend ein jährlich immer höher 

werdender Zinsaufwand. Der damit einhergehenden steigenden Verschuldung kann nur 

durch eine Erhöhung des Eigenkapitals entgegengewirkt werden. Deshalb wurde durch die 

Änderung der Verbandssatzung die plangemäße und kontinuierliche Erzielung von 

Gewinnen ermöglicht, die ausschließlich zur Stärkung der Innenfinanzierungskraft des 

ZVWV eingesetzt werden sollen. 
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Trotz weiterer umfangreicher Initiativen von Seiten des ZVWV konnte bisher noch kein 

ausreichendes höherqualifiziertes Fachkräftepersonal, welches aber für den normalen 

Geschäftsbetrieb zwingend erforderlich ist, eingestellt werden. Die daraus resultierenden 

Mehrbelastungen für das vorhandene Führungspersonal sind erheblich. In diesem 

Zusammenhang besteht das Risiko, dass vom ZVWV nicht mehr alle Aufgaben vollständig 

und zeitgemäß erledigt werden können. Eingeplante strategische Prozesse zur 

Fortentwicklung des internen Geschäftsbetriebes können durch das fehlende Personal 

zeitlich nicht wie geplant umgesetzt werden. Daraus ableitend erfolgt eine stetige 

Aktualisierung, Priorisierung und Nachhaltung der bestehenden Projekte zur internen 

Prozessoptimierung und -gestaltung. 

 

Bezüglich der sich aus den veränderten globalen, europäischen sowie deutschen 

Sicherheitslagen resultierenden Risiken wird auf die Ausführungen zur Versorgungs-

sicherheit verwiesen. 

 

Neben dem allgemeinen Risiko einer Unternehmensführung besteht ein Risiko in Form 

finanzieller Aufwendungen bei einem sofortigen und vollständigen Rückbau von Altanlagen. 

Eine entsprechende Risikovorsorgerückstellung wurde in den vergangenen Jahren 

gebildet. Diese kann auch entsprechend den veränderten Bilanzierungsregeln ab 2010 

bestehen bleiben und bei Bedarf verwendet werden. Insgesamt bilanziert der ZVWV 

Rückstellungen für Rückbaukosten in Höhe von TEUR 2.191 hauptsächlich für 

Rückbauverpflichtungen gegenüber Dritten, die Altanlagen betreffen und sich auf fremden 

Grundstücken befinden. 

 

Im Ergebnis lässt sich feststellen, dass die Risiken unter Berücksichtigung der dem ZVWV 

zur Verfügung stehenden Möglichkeiten nicht als existenzbedrohend bezeichnet werden 

müssen. Trotzdem ist die interne Organisation des ZVWV darauf ausgerichtet, Risiken zu 

erkennen, in ausreichendem Maße zu überwachen, zu beobachten und bei Bedarf 

gegenzusteuern. 
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B. Wirtschaftsbericht 
 

I. Ertragslage 

 

1. Umsatzerlöse 

 

Im Wirtschaftsjahr 2025 wurden insgesamt 5.298 Tm³ (Vorjahr 5.458 Tm3) Trinkwasser an 

Endverbraucher im Verbandsgebiet des ZVWV sowie an die außerhalb des 

Verbandsgebietes belegenen Weiterverteiler und Notwasserkunden geliefert. 

 

Die Verbrauchsgebühr für Trinkwasser (außer Weiterverteiler) lag bei unverändert 

2,10 EUR/m3 zuzüglich der gesetzlichen Umsatzsteuer. Die Bemessungsgrundlage für die 

Grundgebühren wurde zum 1. Januar 2025 erhöht. 

 

Die Umsatzerlöse setzen sich wie folgt zusammen: 

 

 

 

Die Erlöse aus dem Trinkwasserverkauf (ohne Kostenüberdeckung) sind gegenüber dem 

Vorjahr um TEUR 1.359 gestiegen. Ursachen sind die gegenüber dem Vorjahr erhöhten 

Grundgebühren. Die Erlöse vor Kostenüberdeckung lagen um TEUR 112 unter dem für 

2025 geplanten Umsatz von TEUR 16.572.  
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Mengenstatistik für Trinkwasser 

 
 

 

 

Die Trinkwasserabgabemengen an Haushalte, Gewerbe und Sonstige haben sich im 

Vergleich zum Vorjahr um 6 Tm³ verringert. Im Vergleich zum Vorjahr haben sich die 

Abgabemengen an die Weiterverteiler um 8 Tm³ erhöht und die Abgabemengen im 

Rahmen von Notwasserlieferungen um 162 Tm³ verringert. 

 

 

2. Sonstige betriebliche Erträge 

 

Die sonstigen betrieblichen Erträge in Höhe von TEUR 852 haben sich im Vergleich zum 

Vorjahr (TEUR 1.264) um TEUR 412 verringert. Ursächlich hierfür sind insbesondere die 

um TEUR 469 geringere ertragswirksame Auflösungen von Rückstellungen (TEUR 26; 

Vorjahr TEUR 495). Dem entgegen wirkten sich um TEUR 10 höhere übrige Erträge und 

um TEUR 64 höhere Buchgewinne aus Anlagenabgängen aus. 

 

 

3. Materialaufwand 

 

Der Materialaufwand beträgt insgesamt TEUR 4.329 (Vorjahr TEUR 4.395) und hat sich 

gegenüber dem Vorjahr um TEUR 66 verringert. Ursächlich hierfür sind insbesondere 

Aufwandssenkungen bei der Unterhaltung von Betriebsanlagen (TEUR 144), Kosten aus 

Wasserentnahmeabgabe (TEUR 7), Direktmaterial (TEUR 9) und Arbeitsschutzmaterial 

(TEUR 6). Aufwandssteigerungen sind im Wesentlichen in den Kostenpositionen 

Energiebezug (TEUR 85), Schmutzwasser (TEUR 10) und Wasserbezug (TEUR 6) 
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enthalten. Die Kostenpositionen für Chemikalien, technische Gase und Heizöl sind im 

Vergleich zum Vorjahr grundsätzlich unverändert angefallen. 

 

 

4. Personalaufwand 

 

Der Personalaufwand hat sich gegenüber dem Vorjahr von TEUR 4.541 auf TEUR 5.041 

erhöht. Dies ist insbesondere durch die finanziellen Auswirkungen der tariflich vereinbarten 

Gehaltserhöhungen sowie der Neueinstellungen von Beschäftigten begründet. Zum 

31. Dezember 2025 waren 78 (Vorjahr 71) Mitarbeiter beim ZVWV beschäftigt. 

 

 

5. Sonstige betriebliche Aufwendungen  

 

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen in Höhe von TEUR 1.629 liegen insgesamt um 

TEUR 290 über den Aufwendungen des Jahres 2024 (TEUR 1.339). Kostensteigernd im 

Vergleich zum Vorjahr wirken hierbei die Aufwendungen aus Schadenersatz an das 

Landesamt für Straßenbau und Verkehr in Höhe von TEUR 150, EDV-Aufwendungen 

(TEUR 52), Rechts- und Beratungsaufwendungen (TEUR 21), Abschreibungen auf 

Forderungen/Wertberichtigungen (TEUR 32) und Kfz-Aufwendungen (TEUR 23). 

Kostenreduzierungen sind bei den Kommunikationsaufwendungen (TEUR 7) und 

Öffentlichkeitsarbeit (TEUR 3) festzustellen.  

 

 

6. Zinsergebnis 

 

Das negative Zinsergebnis beträgt TEUR 505 (Vorjahr TEUR 358). Der Aufwand enthält 

mit TEUR 748 (Vorjahr TEUR 781) Zinsaufwendungen für langfristiges Fremdkapital. 

Demgegenüber stehen Erträge aus der aktiven Bewirtschaftung und Nutzung von 

Tagesgeldanlagen in Höhe von TEUR 217 (Vorjahr TEUR 348), Zinserträge aus der 

Auflösung von Rückstellungen für Zinsaufwendungen und Gutschriften aus 

Steuererklärungen der Vorjahre in Höhe von TEUR 1 (Vorjahr TEUR 56), Erträge aus der 

Abzinsung von Rückstellungen in Höhe von TEUR 22 (Vorjahr TEUR 13) und Zinserträge 

aus Lieferungen und Leistungen in Höhe von TEUR 5 (Vorjahr TEUR 6). 
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II.  Erläuterungen zu den Plan-Ist-Abweichungen 
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Die Planansätze bei den Umsatzerlösen aus Wasserverkäufen vor Kostenüberdeckung 

wurden im Tarifkundenbereich überschritten. Im Bereich der Weiterverteiler wurden diese 

aufgrund der nachkalkulatorisch bedingten Preisreduzierung unterschritten. Die 

Umsatzerlöse aus sonstigen Nebenleistungen beinhalten die erlösreduzierenden 

Korrekturen in Höhe von TEUR 48 in Folge des erfolgreichen Vergleichs für den seitens 

des ZVWV angezeigten Schadenersatz aus den rechtlichen Ansprüchen bezüglich der 

fehlerhaften Trinkwasserzählerlieferungen und der nicht durch den beauftragten 

Dienstleister durchgeführten Trinkwasserzählerwechsel. Nicht planbare Erträge aus 

Erlösen aus Anlagenabgängen in Folge des vorstehenden Vergleichs in Höhe von TEUR 62 

der Auflösung von Rückstellungen führten zu Mehrerlösen bei den sonstigen betrieblichen 

Erträgen. 

 

Die Materialaufwendungen haben sich im Vergleich zum Plan um TEUR 433 verringert. 

Dies ist insbesondere auf um TEUR 63 geringere Energiekosten infolge einer optimierten 

Fahrweise der wasserwirtschaftlichen Anlagen des ZVWV sowie um TEUR 143 geringere 

Aufwendungen aus der Unterhaltung von Betriebsanlagen zurückzuführen. Diese 

beinhalten insbesondere geringere Aufwendungen im Instandhaltungsaufwand 

(TEUR 138), im Bereich der Aufwendungen für Weiterberechnungen (TEUR 48) und den 

sonstigen fremden Leistungen (TEUR 71). Weiterhin haben sich im Vergleich zum 

Planansatz die Aufwendungen für Direktmaterial um TEUR 40, für Chemikalien, technische 

Gase und Heizöl um TEUR 81 sowie Arbeitsschutzmaterial um TEUR 22 verringert. Dem 

entgegen haben sich die Aufwendungen für Rückbauverpflichtungen um TEUR 164 und die 

Kosten zur Pflege der Außenanlagen um TEUR 1 erhöht. 

 

Der Planung des Personalaufwandes lag für das Jahr 2025 eine erforderliche 

Mitarbeiterzahl von 94 Personen zugrunde. Aufgrund des immer größer werdenden 

Fachkräftemangels konnten die für das Jahr 2025 geplante Mitarbeiteranzahl nicht erreicht 

werden, so dass im Jahresdurchschnitt 77 Personen beim ZVWV beschäftigt waren. In 

Folge des zu geringen Personalbestandes wurden der geplante Personalaufwand um 

TEUR 826 unterschritten. 

 

Die geringen Planabweichungen bei den Abschreibungen sind durch zeitliche 

Veränderungen bei der Realisierung von Investitionsvorhaben entstanden. 

 

Erhöhungen im Vergleich zum Plan ergaben sich in den sonstigen betrieblichen 

Aufwendungen aus den Verlusten aus Anlagenabgang in Höhe von TEUR 61 und den 

Schäden an Betriebsanlagen in Folge der Rückstellungsbildung für die Seitens des 

Straßenbaulastträgers angezeigten Schadensersatzleistungen in Höhe von TEUR 150. 
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Planunterschreitungen in Höhe von TEUR 125 im Bereich der EDV-Kosten sind durch die 

zeitliche Verlängerung von erforderlichen komplexen Planungstätigkeiten bei IT-Projekten 

und des veränderten Zeitablaufplanes bei der eigenverantwortlichen Übernahme von IT-

Tätigkeiten begründet. Des Weiteren sind wesentliche Planunterschreitungen bei den Kfz-

Aufwendungen in Höhe von TEUR 53 sowie den Kommunikationsaufwendungen in Höhe 

von TEUR 54 entstanden. Die Planansätze für alle anderen Kostenarten wurden 

grundsätzlich aufgrund von Einsparungen und/oder Projektverschiebungen unterschritten. 

 

Die Nachkalkulation der Gebühren für das Jahr 2025 ergab im Bereich der Tarifkunden eine 

Kostenüberdeckung in Höhe von TEUR 2.141, welcher eine Inanspruchnahme aus der 

Kostenüberdeckung des Kalenderjahres 2020 in Höhe von TEUR 1.172 gegenüberstand. 

In Summe führte dies zum 31. Dezember 2025 zu einer Erhöhung der Verbindlichkeit 

gegenüber Tarifkunden aus einer ungeplant entstandenen Kostenüberdeckung in Höhe von 

TEUR 969. 

 

Die Summe der Veränderungen führten im Wirtschaftsjahr 2025 zu einer Verringerung des 

Jahresergebnis in Höhe von TEUR 621 gegenüber einem geplanten Jahresergebnis in 

Höhe von TEUR 772. 

 

 

III. Finanzlage 

 

Die Zahlungsfähigkeit des ZVWV war stets gewährleistet. Kassenkredite wurden im 

Wirtschaftsjahr 2025 erneut nicht in Anspruch genommen. 

 

Die Guthaben bei Kreditinstituten belaufen sich zum Ende des Wirtschaftsjahres auf 

TEUR 15.056, gegenüber dem Vorjahr von TEUR 16.228. 

 

Die realisierten Investitionen in Höhe von TEUR 5.145 wurden aus dem vorhandenen 

Finanzmittelbestand finanziert. Regelmäßige Mittelzuflüsse erhielt der ZVWV aus 

Abschlagszahlungen der Trinkwasserkunden sowie aus der monatlichen Abrechnung der 

Sonderkunden und Weiterverteiler. 

 

Im Wirtschaftsjahr erfolgten planmäßige Tilgungen von Darlehen in Höhe von TEUR 1.640. 

Eine Darlehensaufnahme aus den bestehenden Kreditgenehmigungen wurde nicht in 

Anspruch genommen. Im Saldo ergab sich im Jahr 2025 beim ZVWV eine Reduzierung des 

Darlehensbestandes von TEUR 37.528 auf TEUR 35.889. 
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Der Durchschnittszinssatz, bezogen auf die im Jahresdurchschnitt vorhandenen Darlehen, 

beträgt unverändert 2,04 % (Vorjahr 2,04 %). 

 

Die Zins- und Tilgungsabgrenzung lag zum 31. Dezember 2025 bei TEUR 89 (Vorjahr 

TEUR 92). 

 

Außergewöhnliche Finanzierungsvorgänge waren nicht zu verzeichnen. 

 

 

IV. Vermögenslage 

 

Die Bilanzsumme hat sich im Vergleich zum Vorjahr um TEUR 1.091 auf TEUR 87.021 

verringert. Der Anteil des Anlagevermögens an der Bilanzsumme hat sich auf 81,0 % erhöht 

(Vorjahr 79,5 %). 

 

Auf der Aktivseite bilden das Anlagevermögen (TEUR 70.493), die Guthaben bei 

Kreditinstituten (TEUR 15.056) und auf der Passivseite das Eigenkapital (TEUR 27.571), 

die Sonderposten und Zuschüsse (TEUR 11.573) sowie die Verbindlichkeiten gegenüber 

Kreditinstituten (TEUR 35.978) die wesentlichsten Posten. 

 

Die leicht verringerte Bilanzsumme auf der Aktivseite ergibt sich im Wesentlichen aus einer 

Zunahme des Anlagevermögens (TEUR 443), der Reduzierung der sonstigen 

Vermögensgegenstände (TEUR 251) und der Reduzierung von Guthaben bei 

Kreditinstituten (TEUR 1.173). 

 

Den Investitionen in das Anlagevermögen von TEUR 5.145 standen Abschreibungen von 

TEUR 4.604 gegenüber. Das Anlagevermögen ist zu 103,2 % (Vorjahr 107,0 %) mit 

Eigenmitteln, Sonderposten, Zuschüssen und dem langfristigen Anteil der Darlehen 

finanziert. Dies ist in der verzögerten Realisierung der Investitionsvorhaben, insbesondere 

dem Bau von Hochbehältern, sowie der bereits erfolgten Fremdkapitalaufnahmen für 

geplante Investitionen begründet. 

 

Auf der Passivseite ergibt sich die Veränderung der Bilanzsumme im Wesentlichen 

aufgrund der Reduzierung bei den Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 

(TEUR 1.642) sowie den Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen (TEUR 668) 

und der Erhöhung der sonstigen Verbindlichkeiten (TEUR 703). 
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Der Rückgang der Sonderposten und Zuschüsse sowie Ertragszuschüsse ergibt sich aus 

der Auflösung in Höhe von TEUR 792, denen Einnahmen von TEUR 217 

gegenüberstanden. Die Einnahmen setzten sich aus Zuschüssen für Erschließungs- und 

Kostenübernahmevereinbarungen in Höhe von TEUR 65 und aus Kostenerstattungen von 

Anschlussnehmern in Höhe von TEUR 152 zusammen. 

 

Die sonstigen Rückstellungen haben sich um TEUR 168 erhöht. Rückstellungserhöhend ist 

hierbei die um TEUR 148 erhöhte Bewertung der Rückstellung für Rechtsstreitigkeiten und 

die um TEUR 38 erhöhte Rückstellung für Rückbaukosten und -verpflichtungen 

aufzuführen. Wesentliche Minderungen der Rückstellungen sind auf die zum Bilanzstichtag 

festgestellten unterlassenen Instandhaltungen in Höhe von TEUR 43 und die übrigen 

sonstigen Rückstellungen in Höhe von TEUR 24 zurückzuführen. 

 

Die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen haben sich stichtagsbedingt um 

TEUR 668 verringert. 

 

Die Eigenmittelquote, bezogen auf die Bilanzsumme, beträgt unter Berücksichtigung der 

Sonderposten und Zuschüsse 45,0 % (Vorjahr 44,4 %). 
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Entwicklung des Anlagevermögens 

 

Die Zugänge zu Anschaffungs- und Herstellungskosten (Investitionen) setzen sich im Jahr 

2025 wie folgt zusammen: 
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Anlagen im Bau (Bestand) 
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C. Prognose-, Chancen- und Risikobericht 
 

Der gesetzliche Auftrag der langfristigen Sicherstellung der Trinkwasserversorgung für die 

Kunden im eigenen Verbandsgebiet sowie die Trinkwasserlieferungen an die Weiter-

verteiler, einschließlich der Versorgung in Not- und Krisensituationen, besitzen die höchsten 

Prioritäten in der täglichen Arbeit des ZVWV. Neben dem bewirken die weiter zunehmend 

geopolitischen kriegerischen Auseinandersetzungen und weltwirtschaftlichen Konflikte 

auch tiefgreifende Auswirkungen auf die Preisvolatilität der Material- und 

Dienstleistungsmärkte. Die damit verbundenen Unsicherheiten führen mit hoher 

Wahrscheinlichkeit zu Schwankungen auf den Finanzmärkten, bei Rohstoffpreisen und 

Dienstleistungen. Für den ZVWV bedeutet dies, dass auch weiterhin eine kontinuierliche 

Prüfung der bestehenden vertraglichen Verpflichtungen zur Vermeidung kurzfristiger 

Preisänderungen und weiterführender Abhängigkeiten durchzuführen ist. Insbesondere 

stellt die zukünftige Entwicklung der Finanzmärkte vor dem Hintergrund der notwendigen 

kostenintensiven Investitionen in die IT-Infrastruktur, der Sicherheit der 

Versorgungsanlagen und der Erneuerung der Versorgungssysteme eine wesentliche 

Einflussgröße dar. 

 

Das Wirtschaftsjahr 2026 wird beim ZVWV, unabhängig von den normalen 

Geschäftsvorgängen für die Sicherstellung der Trinkwasserversorgung, weiterhin durch die 

Fortführung des organisatorischen Aufbaus des ZVWV und die damit im Zusammenhang 

stehende intensive Akquisition von höherqualifizierten Fachpersonal geprägt sein.  

 

Beim ZVWV wird das bestehende Forderungsmanagement bezüglich der Ausnutzung aller 

seiner möglichen rechtlichen Instrumente gegenüber seinen Kunden intensiviert werden. 

Dabei werden bei den Kunden, die ihre Trinkwasserrechnungen nicht bezahlen, die 

entsprechenden Hauanschlüsse zeitweilig gesperrt. Insbesondere vor dem Hintergrund der 

allgemeinen wirtschaftlichen Prognosen stellt das aktive Forderungsmanagement auch 

weiterhin eine personelle und organisatorische Herausforderung beim ZVWV dar. 

 

Gemäß der von der Verbandsversammlung des ZVWV beschlossenen Haushaltssatzung 

wird für das Wirtschaftsjahr 2026 von einem geplanten positiven Jahresergebnis in Höhe 

von 824.439 EURO ausgegangen. Investitionen sind für das Wirtschaftsjahr 2026 in Höhe 

von TEUR 8.310 geplant. Die Finanzierung soll aus Darlehensaufnahmen (TEUR 5.700), 

aus Zuschüssen (TEUR 500) sowie aus dem operativen Cashflow erfolgen. Die 

Investitionstätigkeit des ZVWV im Jahr 2026 ist im Wesentlichen abhängig von der eigenen 

Personalverfügbarkeit, der Veränderung der Baupreise sowie dem ausreichenden 

Vorhandensein von qualitativ geeigneten Planungs- und Baufirmen.  
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Der ZVWV hat zur Mitfinanzierung seiner Investitionen langfristige Bankkredite 

aufgenommen. Diese Finanzierungsstrategie wird auch zukünftig angewandt. Aufgrund 

einer restriktiven Kreditvergabepolitik sind die Fristen der Kapitalbindung und der 

Kapitalüberlassung zum Bilanzstichtag nicht vollständig kongruent. Im Wirtschaftsjahr 2026 

werden durch den ZVWV bereits in den Vorjahren begonnene Maßnahmen bezüglich eines 

aktiven Kredit-, Liquiditäts- und Investitionsmanagement erfolgreich fortgeführt. In der 

langfristigen Planung wird davon ausgegangen, dass nach Auslaufen der jeweiligen 

Kreditverträge eine fristkongruente Anschlussfinanzierung vorgenommen werden kann. 

Bedingt durch die weiter ansteigenden Investitionskosten, einer damit im Zusammenhang 

stehenden Erhöhung des Fremdkapitalbedarfes sowie steigenden Zinskosten hat sich der 

ZVWV entschieden, das vorhandene Eigenkapital kontinuierlich zu erhöhen. 

 

Aufgrund der aktuell unstetigen globalen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen können 

weitere Kostenerhöhungstendenzen in allen Aufwandsbereichen nicht ausgeschlossen 

werden. Demnach besitzen beim ZVWV auch zukünftig die konsequente Überprüfung der 

laufenden Verträge, Preisbegrenzungen sowie ein funktionierendes Kosten- und 

Finanzmanagement eine große Bedeutung für einen erfolgreichen wirtschaftlichen 

Geschäftsbetrieb. In diesem Zusammenhang benutzt der ZVWV das bisher entwickelte 

Planungsmodul für die Wirtschaftsplanung, Entgelt-/Gebührenkalkulation sowie die mittel- 

und langfristige Ergebnisvorschaurechnungen sehr aktiv als zentrales kaufmännischen 

Steuerungsinstrument und entwickelt dieses fort. 

 

In den folgenden Jahren werden sich verändernde Klima- und Umwelteinflüsse verstärkt 

auf die Trinkwasserversorgung Einfluss nehmen. Der ZVWV wird daher die bestehende 

Versorgungskonzeption der öffentlichen Trinkwasserversorgung des ZVWV, insbesondere 

unter Beachtung der klimabedingten Auswirkungen auf die perspektivischen 

Rohwasserdargebote, der demografischen Entwicklung sowie der sich allgemein 

veränderten Sicherheitslage bis zum Jahr 2035 bzw. 2050 weiterentwickeln und 

fortschreiben. Insbesondere aufgrund der sich verändernden Klima- und Umwelteinflüsse 

und deren möglichen Auswirkung auf die Rohwasserbereitstellung aus der Talsperre 

Gottleuba und damit unmittelbar auch auf die Trinkwasserversorgung im betreffenden 

Gebiet wird der ZVWV in den Jahren 2026 und 2027 gegenüber der 

Landestalsperrenverwaltung des Freistaates Sachsen intensiv darauf hinwirken, dass die 

vertraglichen Rahmenbedingungen für eine langfristige Rohwasserlieferung an die neuen 

klimatischen und konzeptionellen Gegebenheiten angepasst werden. 
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Zweckverband Wasserversorgung Pirna/Sebnitz, Sebnitz
Bilanz zum 31.12.2025

A K T I V A EUR EUR EUR EUR

A. ANLAGEVERMÖGEN

I. Immaterielle Vermögensgegenstände

Entgeltlich erworbene Schutzrechte und ähnliche Rechte und Werte
sowie Lizenzen an solchen Rechten und Werten 664.776,35                       661.011,27                        

II. Sachanlagen

1. Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit Geschäfts-, Betriebs- und
anderen Bauten einschließlich der Bauten auf fremden Grundstücken 2.608.060,00                    2.450.381,90                     

2. Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte ohne Bauten 9.989,70                           9.931,70                            
3. Wassergewinnungs- und Bezugsanlagen 2.174.686,85                    2.318.019,14                     
4. Verteilungsanlagen 57.430.787,97                  58.271.088,78                   
5. Maschinen und maschinelle Anlagen, die nicht zu Nr. 3 oder 4 gehören 3.235.468,31                    3.371.534,44                     
6. Betriebs- und Geschäftsausstattung 1.852.192,09                    1.827.374,87                     
7. Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 2.516.642,54                    1.140.476,89                     

69.827.827,46                  69.388.807,72                   

70.492.603,81                  70.049.818,99                   

B. UMLAUFVERMÖGEN

I. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände
1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 1.083.391,11                    1.190.062,45                     
2. Forderungen gegen Verbandsmitglieder 53.050,89                         44.133,87                          
3. Sonstige Vermögensgegenstände 314.923,69                       566.368,64                        

1.451.365,69                    1.800.564,96                     

II. Guthaben bei Kreditinstituten 15.055.722,34                  16.228.346,62                   

16.507.088,03                  18.028.911,58                   

C. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN 21.414,14                         33.294,57                          

87.021.105,98                  88.112.025,14                   

31.12.2025 31.12.2024
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Zweckverband Wasserversorgung Pirna/Sebnitz, Sebnitz
Bilanz zum 31.12.2025

P A S S I V A EUR EUR EUR EUR

A. EIGENKAPITAL

I. Rücklagen
Allgemeine Rücklagen 26.950.122,19                25.873.316,01               

II. Gewinn/Verlustvortrag -                                  11.203,39 -                     

III. Jahresverlust/Jahresgewinn 621.032,67                     1.088.009,57                 

27.571.154,86                26.950.122,19               

B. SONDERPOSTEN FÜR INVESTITIONSZUSCHÜSSE 
SOWIE ZUWENDUNGEN ZUM ANLAGEVERMÖGEN 8.237.448,63                  8.838.445,12                 

C. EMPFANGENE ERTRAGSZUSCHÜSSE 3.335.549,87                  3.312.221,22                 

D. RÜCKSTELLUNGEN

1. Steuerrückstellungen 309.269,00                     103.980,00                    
2. Sonstige Rückstellungen 2.999.455,77                  2.831.110,28                 

3.308.724,77                  2.935.090,28                 
E. VERBINDLICHKEITEN

1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 35.978.207,78                37.619.982,73               
2. Erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen 220.913,29                     122.225,63                    
3. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 1.062.816,37                  1.730.511,24                 
4. Sonstige Verbindlichkeiten 7.306.290,41                  6.603.426,73                 

davon aus Steuern EUR 66.961,80 (Vj. EUR 49.669,80)
davon im Rahmen der sozialen Sicherheit EUR 26.389,12 (Vj. EUR 23.366,06)

44.568.227,85                46.076.146,33               

87.021.105,98                88.112.025,14               

31.12.2025 31.12.2024





2024
EUR

1. Umsatzerlöse 15.729.847,61 14.166.305,32 
2. Andere aktivierte Eigenleistungen 437.417,45 398.452,50 
3. Sonstige betriebliche Erträge 852.168,17 1.263.771,74 

17.019.433,23 15.828.529,56 
4. Materialaufwand

a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs-
und Betriebsstoffe und für 
bezogene Waren -1.735.183,48 -1.745.758,99 

b) Aufwendungen für bezogene
Leistungen -2.593.397,75 -2.649.056,24 

-4.328.581,23 -4.394.815,23 
5. Personalaufwand

a) Löhne und Gehälter -4.149.410,44 -3.758.039,25 

b) Soziale Abgaben und
Aufwendungen für
Altersversorgung und für 
Unterstützung -892.073,08 -782.726,85 

-5.041.483,52 -4.540.766,10 
6. Abschreibungen auf immaterielle

Vermögensgegenstände des
Anlagevermögens und Sachanlagen -4.604.128,90 -4.455.292,57 

7. Sonstige betriebliche Aufwendungen -1.628.732,87 -1.338.847,88 

8. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 244.182,95 423.057,41 

9. Zinsen und ähnliche Aufwendungen -749.257,90 -781.281,88 

10. Ergebnis vor Steuern 911.431,76 740.583,31 

11. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag -265.785,33 367.610,78 

12. Ergebnis nach Steuern 645.646,43 1.108.194,09 

13. Sonstige Steuern -24.613,76 -20.184,52 

14. Jahresverlust / Jahresgewinn 621.032,67 1.088.009,57 

ZWECKVERBAND WASSERVERSORGUNG PIRNA/SEBNITZ, SEBNITZ

GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG FÜR DAS WIRTSCHAFTSJAHR 2025

2025
EUR
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Zweckverband Wasserversorgung Pirna/Sebnitz,  
Sebnitz 

Anhang für das Wirtschaftsjahr 2025 

________________________________________________________________ 

 

I. Allgemeine Angaben zum Jahresabschluss und zu den Bilanzierungs- und 

Bewertungsmethoden 

 

Allgemeine Angaben zum Jahresabschluss 
 

Der Zweckverband Wasserversorgung Pirna/Sebnitz (kurz: „ZVWV“) hat seinen 

Jahresabschluss entsprechend der Verbandssatzung in Verbindung mit § 58 Absatz 2 des 

Sächsischen Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit (SächsKomZG) und nach den 

Vorschriften der Sächsischen Eigenbetriebsverordnung (SächsEigBVO) aufgestellt. Die 

Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches für große Kapitalgesellschaften 

wurden angewandt, soweit sich aus der SächsEigBVO nichts anderes ergab. 

Die Gliederung der Bilanz sowie der Gewinn- und Verlustrechnung entspricht grundsätzlich 

den Vorschriften der §§ 266 und 275 HGB. Besonderheiten des ZVWV sind durch 

Anpassung der Posten der Bilanz berücksichtigt worden (§ 265 Absatz 5 HGB). Dies dient 

der Klarheit und Übersichtlichkeit. Die Bilanz wurde um folgende Posten angepasst: 

 

• Aktiva: 

- „Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit Geschäfts-, Betriebs- und  

anderen Bauten einschließlich der Bauten auf fremden Grundstücken“;  

- „Wassergewinnungs- und Bezugsanlagen“; 

- „Verteilungsanlagen“; 

- „Maschinen und maschinelle Anlagen“; 

- „Forderungen gegen Verbandsmitglieder“. 

 

• Passiva:  

- „Allgemeine Rücklagen“;  

- „Jahresverlust/Jahresgewinn“; 

- „Sonderposten für Investitionszuschüsse sowie Zuwendungen zum 

Anlagevermögen“; 

- „Empfangene Ertragszuschüsse“, 

- „Verbindlichkeiten gegenüber Verbandsmitgliedern“. 
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Da der ZVWV, außer den Erträgen aus Betriebsführungsentgelten für 

Abwasseraufgabenträger sowie für die teilweise Nutzung von Hydranten für 

Löschwasserzwecke, seine Einnahmen ausschließlich aus dem Verkauf von Trinkwasser, 

einschließlich hierzu gehörender Nebengeschäfte erzielt, ist die Erstellung einer 

Spartenübersicht nicht erforderlich. 

 

Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 
 

Die Bewertung der Vermögensgegenstände und Schulden erfolgte entsprechend den 

handelsrechtlichen Bewertungsvorschriften unter Beachtung der Grundsätze 

ordnungsmäßiger Buchführung und Bilanzierung.  

 

Die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sind gegenüber dem Vorjahr unverändert 

beibehalten worden. 

 

Die Immateriellen Vermögensgegenstände und Sachanlagen wurden zu Anschaffungs- 

oder Herstellungskosten, vermindert um planmäßige Abschreibungen, bewertet. 

Vorgenommene außerplanmäßige Abschreibungen in Vorjahren wurden beibehalten. 

Eigenleistungen werden zu Herstellungskosten unter Einbezug angemessener 

Gemeinkosten bewertet.  

 

Die planmäßigen Abschreibungen auf das Anlagevermögen erfolgen grundsätzlich unter 

Zugrundelegung der steuerlich zulässigen Nutzungsdauer nach der linearen Methode. Die 

Nutzungsdauern der vorhandenen Fernleitungen, Ortsnetze und Hausanschlüsse wurden 

im Wirtschaftsjahr 2017 auf eine einheitliche Nutzungsdauer umgestellt, die auch für die 

Zugänge der Folgejahre gilt. Im Zugangsjahr sind die Abschreibungen pro rata temporis 

vorgenommen worden. Zugänge ab dem 01.01.2018, deren Anschaffungs- oder 

Herstellungskosten 250 €, aber nicht 800 €, übersteigen, werden im Jahr der Anschaffung 

sofort abgeschrieben. Gegenstände, die ab dem 01.01.2018 angeschafft wurden und deren 

Anschaffungs- oder Herstellungskosten 250 € nicht übersteigen, werden direkt im Aufwand 

erfasst. 

 

Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände sind grundsätzlich mit dem 

Nennwert angesetzt. Erkennbare Ausfallrisiken wurden durch Einzel- und 

Pauschalwertberichtigungen berücksichtigt. 
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Die Guthaben bei Kreditinstituten sind zum Nennwert bilanziert.  

 

Unter den aktiven Rechnungsabgrenzungsposten wurden Ausgaben vor dem 

Abschlussstichtag ausgewiesen, soweit die Aufwendungen für einen nachfolgenden 

Zeitraum bestimmt sind. 

 

Der Sonderposten für Investitionszuschüsse sowie Zuwendungen zum 

Anlagevermögen beinhaltet Investitionszuschüsse, Investitionszulagen und andere 

Fördermittel. Die Auflösung des Sonderpostens für Investitionszuschüsse und andere 

Fördermittel erfolgte grundsätzlich nach Abschluss der bezuschussten Baumaßnahmen 

entsprechend der Nutzungsdauer der betreffenden Anlagegüter. Abweichend davon 

wurden in den Wirtschaftsjahren 2012 bis 2014 die Zuschüsse aus Erschließungs- und 

Kostenübernahmevereinbarungen für die Umverlegung von Trinkwasserleitungen und 

Hausanschlüssen sofort ertragswirksam erfasst. Der Sonderposten für Investitionszulagen 

wurde p.a. pauschal mit 5 % des Zuführungsbetrages aufgelöst.  

 

Die empfangenen Ertragszuschüsse beinhalten Hausanschlusskostenerstattungen der 

Kunden. Die Auflösung der Zuschüsse erfolgt entsprechend den Nutzungsdauern der 

zugehörigen Anlagegüter. 

 

Die Rückstellungen berücksichtigen nach vernünftigen kaufmännischen Grundsätzen alle 

erkennbaren Wagnisse und ungewissen Verbindlichkeiten. Sie wurden mit dem zu 

erwartenden Erfüllungsbetrag bewertet, der nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung 

notwendig ist. Die sonstigen Rückstellungen mit einer Laufzeit von mehr als einem Jahr 

wurden mit fristadäquaten Zinssätzen abgezinst, die von der Deutschen Bundesbank 

bekannt gegeben wurden. 

 

Die Verbindlichkeiten wurden mit ihrem Erfüllungsbetrag angesetzt. 
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II. Erläuterungen zu den Posten der Bilanz und der Gewinn- und 

Verlustrechnung 

 

Anlagevermögen 

 

Die Entwicklung der einzelnen Posten des Anlagevermögens ist diesem Anhang als Anlage 

beigefügt. 

 

 

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 

 

Die Forderungen aus Lieferungen und Leistungen resultieren aus Trinkwasserlieferungen 

und abgerechneten Hausanschlusskosten. Sie haben wie im Vorjahr eine Laufzeit bis zu 

einem Jahr. 

 

 

Forderungen gegen Verbandsmitglieder 

 

Bei den Forderungen gegenüber den Verbandsmitglieder handelt es sich um Leistungen 

im Rahmen von Erschließungsverträgen, den Bereitstellungspreis von Trinkwasser für 

Feuerlöschzwecke über Wasserhydranten und um den Verkauf von Zählerdaten. Sie haben 

wie im Vorjahr eine Laufzeit bis zu einem Jahr.  

 

 

Sonstige Vermögensgegenstände 

 

Unter den sonstigen Vermögensgegenständen sind überwiegend Forderungen gegenüber 

dem Finanzamt aus Umsatzsteuervoranmeldungen von TEUR 24 (Vorjahr TEUR 187), aus 

noch nicht fälliger Vorsteuer von TEUR 106 (Vorjahr TEUR 134), aus Umsatzsteuer auf 

noch nicht ausgezahlten Guthaben aus der Jahresverbrauchsabrechnung von TEUR 51 

(Vorjahr TEUR 64) sowie Ertragssteuerguthaben von TEUR 106 (Vorjahr TEUR 170) 

enthalten. Die sonstigen Vermögensgegenstände haben wie im Vorjahr eine Laufzeit bis zu 

einem Jahr. 
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Eigenkapital 

 

Gemäß Beschluss der Verbandsversammlung vom 15. August 2025 wurde der 

Jahresgewinn des Wirtschaftsjahres 2024 in Höhe von EUR 1.088.009,57 zunächst mit 

dem Verlustvortrag von EUR 11.203,39 verrechnet. Der verbleibende Restsaldo in Höhe 

von EUR 1.076.806,18 wurde den Rücklagen zugeführt. 

 

Das Eigenkapital setzt sich zum Bilanzstichtag aus den allgemeinen Rücklagen 

(EUR 26.950.122,19; Vorjahr: EUR 25.873.316,01) und dem Jahresergebnis 

(EUR 621.032,67; Vorjahr: EUR 1.088.009,57) zusammen. 

 

 

Sonderposten für Investitionszuschüsse sowie Zuwendungen zum Anlagevermögen 

 

Korrespondierend zum Anlagevermögen werden hier die für die Herstellung der Anlagen 

vom Freistaat Sachsen erhaltenen Fördermittel sowie Kapitalzuschüsse und Erstattungen 

aus Erschließungs- und Kostenübernahmevereinbarungen erfasst. 

 

Die Auflösungen wurden in der Gewinn- und Verlustrechnung unter den sonstigen 

betrieblichen Erträgen erfasst. 

 

 

Empfangene Ertragszuschüsse 
 

Der Posten umfasst Hausanschlusskostenzuschüsse, die den Kunden beim Anschluss an 

das Trinkwassernetz in Rechnung gestellt werden.  

 

Die Auflösung wurde in der Gewinn- und Verlustrechnung unter den Umsatzerlösen 

ausgewiesen. 
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Rückstellungen 

 

Die Steuerrückstellungen in Höhe von insgesamt TEUR 309 beinhalten die für die Jahre 

2024 und 2025 ermittelten Gewerbesteuerbeträge in Höhe von TEUR 255, die der ZVWV 

aufgrund der Feststellungen der ab dem Kalenderjahr 2024 zu Grunde liegenden 

Gewerbesteuerpflicht zurückgestellt hat sowie die Rückstellungen aus Körperschaftsteuern 

in Höhe von TEUR  54. 

 

Die sonstigen Rückstellungen beinhalten: 

 

 

 

Durch den Rückbau von Trinkwasseranlagen können in Zukunft weitere Verpflichtungen 

auf den ZVWV zukommen, da die Anlagen im Wesentlichen auf fremdem Grund stehen 

und eine Außenverpflichtung zum Rückbau besteht. In Höhe der voraussichtlichen 

Inanspruchnahme wurden Rückstellungen gebildet. Es erfolgte eine Inanspruchnahme von 

TEUR 14, eine Zuführung von TEUR 66 und eine Auflösung einschließlich Preisindizierung 

und Abzinsung in Höhe von TEUR 14 auf Grund von Erfahrungswerten aus ähnlich 

gelagerten Sachverhalten. Bei der Bildung wurde von einem Erfüllungsende im Jahr 2034 

ausgegangen. Von der Rückstellung betreffen TEUR 155 Altanlagen auf eigenem Grund 

(Beibehaltung Aufwandrückstellung). 

 

Den Rückstellungen für Rechtsstreitigkeiten und Prozesskosten wurden im Berichtsjahr 

Rückstellungen in Höhe von TEUR 150 zugeführt. Diese Zuführung basiert auf eine 

mitgeteilte Schadenersatzforderung  in Folge einer vom ZVWV erteilten Leitungsauskunft.  
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Verbindlichkeiten 
 
 
 

 

Im Wesentlichen beinhalten die sonstigen Verbindlichkeiten die Beträge aus den 

Kostenüberdeckungen aus den Entgelt- und Gebührenkalkulationen in Höhe von 

TEUR 6.617. 

 

Für die Verbindlichkeiten sind außer den üblichen Eigentumsvorbehalten keine 

Sicherheiten gewährt. 

 

 

Umsatzerlöse 

 

Der ZVWV erzielte aus dem Wasserkauf Umsatzerlöse in Höhe von TEUR 15.478 (Vorjahr 

TEUR 13.702), unter Berücksichtigung der Zuführung zu einer Verbindlichkeit der 

Kostenüberdeckung für Tarifkunden (TEUR 2.140; Vorjahr TEUR 3.083), dem 

planmäßigen Verbrauch der Kostenüberdeckung aus Vorjahren (TEUR 1.172, Vorjahr 

TEUR 1.702) und der Zuführung zu einer Rückstellung für Weiterverteiler (TEUR 14; 

Vorjahr TEUR 18). Weitere Umsatzerlöse wurden aus Nebenleistungen für 

Anschlussnehmer und Dritte, aus der Weiterberechnung von Schäden und aus 

Datenlieferungen (TEUR 125; Vorjahr TEUR 340) sowie aus der Auflösung passivierter 

Ertragszuschüsse (TEUR 127; Vorjahr TEUR 123) erzielt. 
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Die neu zugeführte Verbindlichkeit für Kostenüberdeckung ist analog dem Sächsischen 

Kommunalabgabengesetz in den nächsten fünf Jahren in der Gebührenkalkulation zu 

berücksichtigen. Die Umsatzerlöse betreffen ausschließlich Inlandsumsätze. 

 

 

Sonstige betriebliche Erträge 

 

Die sonstigen betrieblichen Erträge beinhalten vorrangig die Auflösungsbeträge des 

Sonderpostens für Investitionszuschüsse und Zuwendungen zum Anlagevermögen in Höhe 

von TEUR 666 (Vorjahr TEUR 683), die Auflösung von Rückstellungen in Höhe von 

TEUR 26 (Vorjahr TEUR 495) sowie die Buchgewinne aus Anlagenabgängen in Höhe von 

TEUR 64 (Vorjahr TEUR 0). Die periodenfremden Erträge von TEUR 37 enthalten die 

Erträge aus Stromsteuererstattungen in Höhe von TEUR 14 (Vorjahr TEUR 30), 

Gutschriften aus korrigierten Stromrechnungen in Höhe von TEUR 12 (Vorjahr TEUR 0) 

und aus Abrechnungen aus Notwasserlieferungen in Höhe von TEUR  11 (Vorjahr 

TEUR 0). 

 

 

Materialaufwand 

 

Der Materialaufwand enthält unter anderem Aufwendungen für den Bezug von Roh- und 

Trinkwasser in Höhe von TEUR 1.208 (Vorjahr TEUR 1.202), Chemikalien, technischen 

Gasen und Ölen in Höhe von TEUR 279 (Vorjahr TEUR 281) sowie Direktmaterial von 

TEUR 220 (Vorjahr TEUR 229). Für bezogene Leistungen wurden im Wesentlichen 

TEUR 1.689 (Vorjahr TEUR 1.833) für Unterhaltung und Weiterberechnung, TEUR 687 

(Vorjahr TEUR 602) für den Energiebezug, TEUR 146 (Vorjahr TEUR 153) für die 

Wasserentnahmeabgabe sowie TEUR 71 (Vorjahr TEUR 61) für die Entsorgung von 

Schmutzwasser aufgewendet. 

 

 

Sonstige betriebliche Aufwendungen 

 

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen betreffen insbesondere Aufwendungen für 

Rechtsstreitigkeiten sowie Gerichtskosten (TEUR 104, Vorjahr TEUR 74), Aufwendungen 

für Prüfung und Beratung (TEUR 174; Vorjahr TEUR 184), KFZ-Kosten (TEUR 217; Vorjahr 

TEUR 193), laufende EDV-Kosten (TEUR 226; Vorjahr TEUR 174), Beiträge und 
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Versicherungen (TEUR 157; Vorjahr TEUR 153), Mieten, Pachten und Nebenkosten 

(TEUR 158; Vorjahr TEUR 168), Nebenkosten der Verwaltung (TEUR 169; Vorjahr 

TEUR 151) sowie Verluste aus Anlagenabgängen (TEUR 98; Vorjahr TEUR 85). Der 

Posten beinhaltet daneben die Zuführung zur Rückstellung aus der durch das Landesamt 

für Straßenbau und Verkehr angezeigten Schadenersatzforderung in Höhe von TEUR 150. 

 

 

Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 

 

In den Sonstigen Zinsen und Erträgen sind Erträge aus der Abzinsung langfristiger 

Rückstellungen von TEUR 22 (Vorjahr TEUR 13), Erträge aus der Rückzahlung von 

Körperschaftsteuern in Höhe von TEUR 1 (Vorjahr TEUR 56) sowie Erträge aus der 

Verzinsung von Tagesgeld in Höhe von TEUR 217 (Vorjahr TEUR 348) enthalten. 

 

 

Zinsen und ähnliche Aufwendungen 

 

Es handelt sich im Wesentlichen um Zinsen gegenüber Kreditinstituten in Höhe von 

TEUR 748 (Vorjahr TEUR 781).  

 

Der Zinsaufwand im Zusammenhang mit Steuernachzahlung beträgt TEUR 0 

(Vorjahr TEUR 0) und aus der Aufzinsung langfristiger Rückstellungen TEUR 0 (Vorjahr 

TEUR 0). 

 

 

Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 

 

Die Steuern beinhalten Gewerbesteuer für das Berichtsjahr in Höhe von TEUR 147 (Vorjahr 

TEUR 104) und Zuführungen zu Steuerrückstellungen für das Veranlagungsjahr 2024 in 

Höhe von TEUR 4 (Vorjahr TEUR 0) sowie Körperschaftsteuer und Solidaritätszuschlag für 

das Berichtsjahr in Höhe von TEUR 133 (Vorjahr TEUR 12). Der ZVWV unterliegt seit 2024 

aufgrund veränderter Rahmenbedingungen der Gewerbesteuerpflicht. 
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III. Ergänzende Angaben 

 

Sonstige finanzielle Verpflichtungen und Haftungsverhältnisse 

 

Finanzielle Verpflichtungen aus der Auftragsvergabe für Investitionen (Bestellobligo) 

bestanden am 31. Dezember 2025 in Höhe von TEUR 2.534. Ferner bestehen sonstige 

finanzielle Verpflichtungen aus langfristigen Verträgen für 2026 in Höhe von TEUR 2.403 

und für die Jahre 2027 bis 2028 in Höhe von TEUR 1.960. Es handelt sich dabei 

hauptsächlich um einen Wasserbezugsvertrag, um Miet- und Softwareverträge sowie um 

Verträge für den Energiebezug und die Rufbereitschaft. 

 

 

Latente Steuern 

 

Der ZVWV hat latente Steuern auf Unterschiedsbeträge zwischen der Steuer- und 

Handelsbilanz berechnet. Für die Berechnung wurde ein Steuersatz von 15 % zuzüglich 

5,5 % Solidaritätszuschlag auf die Körperschaftsteuer zugrunde gelegt.  

 

Im Ergebnis dieser Berechnung ergibt sich ein Überhang der aktiven über die passiven 

latenten Steuern. Der ZVWV hat das Ansatzwahlrecht ausgeübt und eine entsprechende 

Bilanzierung nicht vorgenommen. 

 

 

Beschäftigte 

 

Im Wirtschaftsjahr waren durchschnittlich 77 Beschäftigte gegenüber 71 im Vorjahr 

(einschließlich Geschäftsführer) tätig.  

 

 

Geschäftsführung 

 

Die Geschäftsführung des ZVWV wird unverändert von Herrn Mathias Leutert ausgeübt. 

Auf die Angabe der Bezüge wurde gemäß § 286 Abs. 4 HGB verzichtet.   
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Organe des Zweckverbandes 

 

Verbandsvorsitzender Herr Dr. Ralf Müller  

    Bürgermeister Stadt Dohna  

 

Stellvertretende 

Verbandsvorsitzende  Herr Jürgen Opitz (bis 30.04.2025)  

    Bürgermeister Stadt Heidenau  

 

    Herr Thomas Peters (ab 15.08.2025) 

    Bürgermeister Stadt Bad Gottleuba-Berggießhübel 

 

    Herr Ronald Kretzschmar 

    Oberbürgermeister Große Kreisstadt Sebnitz 

 

Verwaltungsrat  Herr Dr. Ralf Müller (Vorsitzender) 

    Bürgermeister Stadt Dohna  

 

Herr Jürgen Opitz (bis 30.04.2025) 

Bürgermeister Stadt Heidenau 

 

    Herr Thomas Peters 

    Bürgermeister Stadt Bad Gottleuba-Berggießhübel 

 

    Herr Ronald Kretzschmar 

    Oberbürgermeister Große Kreisstadt Sebnitz 

 

    Herr Tobias Kummer 

    Bürgermeister Stadt Königstein 

 

    Herr Thomas Kunack 

    Bürgermeister Stadt Bad Schandau 

 

    Herr Peter Mühle (bis 31.07.2025) 

    Bürgermeister Stadt Neustadt in Sachsen 

 





Anlage zum Anhang

Zweckverband Wasserversorgung Pirna/Sebnitz, Sebnitz

Entwicklung des Anlagevermögens für das Wirtschaftsjahr 2025

      

01.01.2025 Zugänge Abgänge Umbuchungen 31.12.2025 01.01.2025 Zugänge Abgänge 31.12.2025 31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR

I. Immaterielle Vermögensgegenstände

Entgeltlich erworbene gewerbliche Schutzrechte und ähnliche Rechte und
Werte sowie Lizenzen an solchen Rechten und Werten 1.728.290,90 153.517,97 0,00 37.165,05 1.918.973,92 1.067.279,63 186.917,94 0,00 1.254.197,57 664.776,35 661.011,27

II. Sachanlagen

1. Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit Geschäfts-, Betriebs- und

anderen Bauten einschließlich der Bauten auf fremden Grundstücken 6.814.851,32 170.157,06 0,00 51.362,01 7.036.370,39 4.364.469,42 63.840,97 0,00 4.428.310,39 2.608.060,00 2.450.381,90

2. Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte ohne Bauten 9.931,70 58,00 0,00 0,00 9.989,70 0,00 0,00 0,00 0,00 9.989,70 9.931,70

3. Wassergewinnungs- und Bezugsanlagen 11.713.067,14 219.925,32 0,00 31.732,37 11.964.724,83 9.395.048,00 394.989,98 0,00 9.790.037,98 2.174.686,85 2.318.019,14

4. Verteilungsanlagen 137.913.990,79 2.022.934,38 173.488,15 289.313,68 140.052.750,70 79.642.902,01 3.116.040,18 136.979,46 82.621.962,73 57.430.787,97 58.271.088,78

5. Maschinen und maschinelle Anlagen, die nicht zu Nr. 3 oder 4 gehören 21.064.339,04 277.424,79 2.890,85 11.628,35 21.350.501,33 17.692.804,60 425.119,27 2.890,85 18.115.033,02 3.235.468,31 3.371.534,44

6. Betriebs- und Geschäftsausstattung 4.551.935,13 437.571,01 108.646,99 5.750,29 4.886.609,44 2.724.560,26 417.220,56 107.363,47 3.034.417,35 1.852.192,09 1.827.374,87

7. Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 1.140.476,89 1.863.360,18 60.242,78 -426.951,75 2.516.642,54 0,00 0,00 0,00 0,00 2.516.642,54 1.140.476,89

183.208.592,01 4.991.430,74 345.268,77 -37.165,05 187.817.588,93 113.819.784,29 4.417.210,96 247.233,78 117.989.761,47 69.827.827,46 69.388.807,72

184.936.882,91 5.144.948,71 345.268,77 0,00 189.736.562,85 114.887.063,92 4.604.128,90 247.233,78 119.243.959,04 70.492.603,81 70.049.818,99

 Anschaffungs- und Herstellungskosten Abschreibungen  Restbuchwerte
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 Auftrag: 31139 

 

Rechtliche, wirtschaftliche und steuerliche Grundlagen 

 

Name Zweckverband Wasserversorgung Pirna/Sebnitz 

Rechtsform Zweckverband 

Gründung Der Zweckverband wurde am 8. Juli 1992 gegründet.  

Sitz Sebnitz 

Verbandssatzung  Die Verbandssatzung wurde zuletzt am 1. März 2024 (Beschluss) 
vollständig neu gefasst. 

Wirtschaftsjahr Kalenderjahr 

Wirtschaftsführung Für die Wirtschaftsführung und das Rechnungswesen des 
Zweckverbandes finden gemäß § 18 der Verbandssatzung i.V. mit 
§ 58 Abs. 2 SächsKomZG die für Eigenbetriebe geltenden 
Vorschriften entsprechend Anwendung. 

Gegenstand Der Zweckverband ist im Verbandsgebiet Träger der öffentlichen 
Wasserversorgung nach § 50 Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz, §§ 42 
– 45 Sächsisches Wassergesetz. 
 
Ihm obliegen insbesondere die Beschaffung von Wasser 
einschließlich der Erschließung von Wasservorkommen, die 
Versorgung der Einwohner mit Trinkwasser, welches in seiner 
Qualität der Trinkwasserverordnung entspricht, und die Bereitstellung 
und Abgabe von Wasser für öffentliche Zwecke und, soweit das 
verfügbare Wasser ausreicht, für gewerbliche und sonstige Zwecke. 
 
Hierzu übernimmt, plant, errichtet, unterhält, erneuert, erweitert, 
verwaltet und betreibt er alle zum Zwecke der öffentlichen 
Wasserversorgung erforderlichen Anlagen (insbesondere Anlagen 
zur Wassergewinnung, Wasseraufbereitung, Wasserverteilung 
einschließlich der Ortsnetze und Sonderanlagen) nach den 
anerkannten Regeln der Technik, umweltrechtlichen und sonstigen 
gesetzlichen Bestimmungen sowie den behördlichen Auflagen und 
Anordnungen. 
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 Auftrag: 31139 

Mitglieder • Gemeinde Bahretal 

• Gemeinde Dohma 

• Gemeinde Dürrröhrsdorf-Dittersbach (nur mit dem Ortsteil 
Wünschendorf) 

• Gemeinde Kurort Rathen 

• Gemeinde Müglitztal 

• Gemeinde Rathmannsdorf 

• Gemeinde Rosenthal-Bielatal 

• Gemeinde Struppen 

• Große Kreisstadt Sebnitz 

• Stadt Bad Gottleuba-Berggießhübel 

• Stadt Bad Schandau (ohne den Ortsteil Krippen) 

• Stadt Dohna 

• Stadt Heidenau 

• Stadt Hohnstein 

• Stadt Königstein (ohne den Ortsteil Pfaffendorf) 

• Stadt Liebstadt 

• Stadt Neustadt/Sa. 

• Stadt Wehlen (nur mit dem Ortsteil Pötzscha) 
 

Organe Entsprechend § 5 der Satzung sind Organe des Zweckverbandes:  

• die Verbandsversammlung, 

• der Verwaltungsrat und 

• der Verbandsvorsitzende. 

Verbandsvorsitzender Herr Dr. Ralf Müller, Bürgermeister der Stadt Dohna 

Geschäftsführer Herr Mathias Leutert 

Vorjahresabschluss Durch die Verbandsversammlung vom 15. August 2025 wurde der 
Jahresabschluss für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis 
31. Dezember 2024 festgestellt. Dem Verbandsvorsitzenden und 
dem Geschäftsführer wurde für das Wirtschaftsjahr 2024 Entlastung 
erteilt. Der Jahresgewinn des Wirtschaftsjahres 2024 wurde nach 
Verrechnung mit dem bestehenden Verlustvortrag den Allgemeinen 
Rücklagen zugeführt. 

Offenlegung Der Vorjahresabschluss wird zu den üblichen Geschäftszeiten zur 
Einsichtnahme in der Geschäftsstelle des ZVWV, Markt 11 in 01855 
Sebnitz, öffentlich ausgelegt und im Amtsblatt des ZVWV 04/2025 
darauf hingewiesen. 

Weiteres 
Satzungswerk 

• Wasserversorgungssatzung 

• Verwaltungskostensatzung  

• Entschädigungssatzung 

Gebühren Gebühren gemäß Wasserversorgungssatzung 

• Hausanschlüsse nach Pauschalbeträgen mit Mehrlängen-
zuschlägen 

• Mengengebühr EUR 2,10 je m³ netto 

• Grundgebühr ab EUR 276 (Vorjahr EUR 240) für bis zu 2 
Wohneinheiten bzw. einer Gewerbeeinheit mit bis zu 100m³ 
Wasserverbrauch 
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 Auftrag: 31139 

Wichtige Verträge • Wasserlieferverträge mit Weiterverteilern, insbesondere mit: 
Stadtwerke Pirna GmbH, DREWAG - Stadtwerke Dresden 
GmbH, WAZV Mittlere Wesenitz. 

• Wasserbezugsvertrag (Rohwasser für das Wasserwerk 
Gottleuba) mit der Landestalsperrenverwaltung. 

• Wasserbezugsverträge mit der DREWAG - Stadtwerke 
Dresden GmbH, der Stadtwerke Pirna GmbH und dem WAZV 
Mittlere Wesenitz. 

• Diverse Darlehensverträge mit Banken. 

Steuerliche 
Grundlagen 

Der Verband ist mit seinem Betrieb gewerblicher Art 
Wasserversorgung unbeschränkt gewerbe-, körperschaft- und 
umsatzsteuerpflichtig. 
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Auftrag: 31139 

Fragenkatalog zur Prüfung nach § 53 HGrG (nach IDW PS 720) 

 

Inhaltsverzeichnis 

Fragenkreis 1 Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung sowie 
individualisierte Offenlegung der Organbezüge ......................................... 3 

Fragenkreis 2 Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen ........................................ 4 

Fragenkreis 3 Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und Controlling ... 5 

Fragenkreis 4 Risikofrüherkennungssystem ..................................................................... 6 

Fragenkreis 5 Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Derivate ........ 7 

Fragenkreis 6 Interne Revision ......................................................................................... 8 

Fragenkreis 7 Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit Gesetz, 
Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden 
Beschlüssen des Überwachungsorgans .................................................... 8 

Fragenkreis 8 Durchführung von Investitionen .................................................................. 9 

Fragenkreis 9 Vergaberegelungen .................................................................................. 10 

Fragenkreis 10 Berichterstattung an das Überwachungsorgan ......................................... 10 

Fragenkreis 11 Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven .................................... 11 

Fragenkreis 12 Finanzierung ............................................................................................ 11 

Fragenkreis 13 Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung .................................... 12 

Fragenkreis 14 Rentabilität/Wirtschaftlichkeit .................................................................... 12 

Fragenkreis 15 Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen ....................................... 12 

Fragenkreis 16 Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur Verbesserung der 
Ertragslage .............................................................................................. 12 
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Fragenkreis 1 Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung 
sowie individualisierte Offenlegung der Organbezüge 

a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungsplan für 
die Geschäftsleitung sowie ggf. für die Konzernleitung? Gibt es darüber hinaus 
schriftliche Weisungen des Überwachungsorgans zur Organisation für die Geschäfts- 
sowie ggf. für die Konzernleitung (Geschäftsanweisung)? Entsprechen diese 
Regelungen den Bedürfnissen des Unternehmens bzw. des Konzerns? 

Organe des Verbandes sind gemäß § 5 der Verbandssatzung die Verbandsversammlung, 
der Verwaltungsrat und der Verbandsvorsitzende. Daneben ist gemäß § 16 ein 
Geschäftsführer bestellt. 

Die Aufgaben und Befugnisse der Verbandsversammlung sind in §§ 6 bis 9 der 
Verbandssatzung sowie der Geschäftsordnung geregelt. 

Die Verfassung, Aufgaben und Befugnisse des Verwaltungsrates sind in §§ 10 bis 12 der 
Verbandssatzung sowie der Geschäftsordnung geregelt. Unter anderem ist er für 
Personalangelegenheiten betreffend leitende Angestellte zuständig. 

Die Zuständigkeiten des Verbandsvorsitzenden sind in § 14 der Verbandssatzung geregelt, 
ergeben sich aber auch aus den Geschäftsordnungen der Verbandsversammlung und des 
Verwaltungsrates sowie des Geschäftsführers. Der Verbandsvorsitzende ist gleichzeitig 
Vorsitzender der Verbandsversammlung und des Verwaltungsrates. Er vertritt den Verband 
nach außen. Unter anderem fallen laufende Geschäfte im Rahmen des Wirtschaftsplanes 
bis TEUR 1.500 und außerplanmäßige Ausgaben bis TEUR 100 (soweit Deckung durch 
andere Positionen besteht) in seinen Zuständigkeitsbereich.  

Der Geschäftsführer vertritt für den ihm übertragenen Aufgabenbereich den Verband nach 
außen (§ 16 Abs. 2 der Verbandssatzung in Verbindung mit der Geschäftsordnung). Unter 
anderem fallen laufende Geschäfte im Rahmen des Wirtschaftsplanes bis TEUR 1.000 und 
außerplanmäßige Ausgaben bis TEUR 50 (soweit Deckung durch andere Positionen 
besteht) in seinen Zuständigkeitsbereich. 

Einen Geschäftsverteilungsplan gibt es nicht, da der Verband nur einen 
Verbandsvorsitzenden und einen Geschäftsführer hat. Deren Aufgaben sind unter anderem 
in der Satzung zugeordnet. 

Nach meiner Einschätzung entsprechen die Regelungen in der Verbandssatzung den 
Bedürfnissen des Verbandes. 

b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden und 
wurden Niederschriften hierüber erstellt? 

Im Berichtsjahr wurden 2 Verbandsversammlungen (15. August und 28. November 2025) 
und 2 Verwaltungsratssitzungen (20. Juni und 17. November 2025) durchgeführt.  

Niederschriften zu den Versammlungen und Beschlüssen lagen mir vor. 

c) In welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i.S.d. § 125 Abs. 1 Satz 5 
AktG sind die einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig? 

Der Verbandsvorsitzende, Herr Dr. Ralf Müller, ist nach eigenen Angaben nicht in 
Aufsichtsräten oder anderen Kontrollgremien tätig. 

Der Geschäftsführer, Herr Mathias Leutert, ist nach eigenen Angaben nicht in Aufsichtsräten 
oder anderen Kontrollgremien tätig. 
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d) Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungsorgan) 
individualisiert im Anhang des Jahresabschlusses/Konzernabschlusses aufgeteilt 
nach Fixum, erfolgsbezogenen Komponenten und Komponenten mit langfristiger 
Anreizwirkung ausgewiesen? Falls nein, wie wird dies begründet? 

Im Anhang des Jahresabschlusses wird die Zahlung von Aufwandsentschädigungen an den 
Verbandsvorsitzenden und seine beiden Stellvertreter mit TEUR 7 berichtet. Auf die Angabe 
der Vergütung des Geschäftsführers und die separate Angabe der Vergütung des 
Verbandsvorsitzenden wird nach § 286 Abs. 4 HGB verzichtet. Für die Sitzungen der 
Verbandsversammlung werden keine Aufwandsentschädigungen gezahlt. 

Erfolgsbezogene Komponenten bzw. Komponenten mit langfristiger Anreizwirkung wurden 
für die Organmitglieder auskunftsgemäß nicht vereinbart.  

Fragenkreis 2 Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen 

a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisations-
plan, aus dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständigkeiten/Wei-
sungsbefugnisse ersichtlich sind? Erfolgt dessen regelmäßige Überprüfung? 

Der Verband verfügt über einen Organisationsplan, der den Organisationsaufbau, die 
Aufgabengebiete, die Zuständigkeiten und die Weisungsbefugnisse von Mitarbeitern und 
verantwortlichen Leitern bestimmt. Dieser wird regelmäßig überprüft. 

Nach meinen Feststellungen entsprechen die Unterlagen damit den Bedürfnissen des 
Verbandes. 

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan 
verfahren wird? 

Im Rahmen der Abschlussprüfung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass nicht 
nach den unter a) beschriebenen Regeln verfahren wird. 

c) Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und 
dokumentiert? 

Vorkehrungen zur Korruptionsprävention sind in der Verbandssatzung, den 
Geschäftsordnungen und ergänzend in Dienst- und Geschäftsanweisungen des Verbandes 
(insbesondere in der Vergaberichtlinie) getroffen und dokumentiert. 

d) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche 
Entscheidungsprozesse (insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung, 
Personalwesen, Kreditaufnahme und -gewährung)? Haben sich Anhaltspunkte 
ergeben, dass diese nicht eingehalten werden? 

Wesentliche Entscheidungen obliegen dem Verbandsvorsitzenden und der 
Verbandsversammlung, die sie auch in Form der Genehmigung des Wirtschaftsplans trifft.  

Der Verband verfügt über Dienstanweisungen, die wesentliche Bereiche regeln 
(insbesondere Vergaberichtlinie und Richtlinie zum Kassenwesen) und erarbeitet derzeit 
weitere Dienstanweisungen.  

Ich habe im Rahmen meiner Prüfung keine Anhaltspunkte dafür festgestellt, dass nicht nach 
diesen Vorschriften, Bestimmungen und Richtlinien verfahren worden ist. 

e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (z.B. 
Grundstücksverwaltung, EDV)? 

Die Verträge werden in Papierform in der Geschäftsstelle und zusätzlich im 
Dokumentenmanagementsystem gescannt aufbewahrt. 

Eine ordnungsgemäße Dokumentation der für den Verband abgeschlossenen Verträge ist 
damit gewährleistet. 
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Fragenkreis 3 Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und 
Controlling 

a) Entspricht das Planungswesen - auch im Hinblick auf Planungshorizont und 
Fortschreibung der Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhänge von 
Projekten - den Bedürfnissen des Unternehmens? 

Der Verband erstellt jeweils für das Folgejahr einen Wirtschaftsplan bestehend aus 
Erfolgsplan, Liquiditätsplan und Investitionsplan (Bauübersicht) sowie weiteren Angaben. 
Zudem wird eine mittelfristige Planung für weitere drei Jahre erstellt. 

Der Plan wird jährlich fortgeschrieben. 

Der Wirtschaftsplan 2025 wurde von dem Geschäftsführer am 4. November 2024 in der 
Verbandsversammlung vorgestellt und durch die Verbandsversammlung genehmigt; der 
Wirtschaftsplan 2026 am 28. November 2025.  

Nach meinen Feststellungen entspricht das Planungswesen - auch im Hinblick auf 
Planungshorizont und Fortschreibung der Daten sowie auf sachliche und zeitliche 
Zusammenhänge - den spezifischen Bedürfnissen des Verbandes. 

b) Werden Planabweichungen systematisch untersucht? 

Die Planeinhaltung wird grundsätzlich monatlich geprüft, auftretende Planabweichungen 
werden systematisch untersucht. 

c) Entspricht das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung der Größe und 
den besonderen Anforderungen des Unternehmens? 

Das Rechnungswesen umfasst neben der Verbrauchsabrechnung und der Anlagen- sowie 
der Finanzbuchhaltung auch eine Kostenrechnung, in der nach Abrechnungsgebieten 
unterschieden wird.  

Das Rechnungswesen entspricht damit der Größe und den besonderen Anforderungen des 
Verbandes. 

d) Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u.a. eine laufende 
Liquiditätskontrolle und eine Kreditüberwachung gewährleistet? 

Liquiditätskontrollen werden täglich vor den Zahlläufen anhand der aktuellen 
Bankkontenstände unter Berücksichtigung der anstehenden Ein- und Auszahlungen 
(mindestens vier Wochen rollierend) kontinuierlich durchgeführt. Eine laufende 
Kreditüberwachung ist sichergestellt. Der Verband war im Wirtschaftsjahr 2025 jederzeit in 
der Lage, seinen finanziellen Verpflichtungen nachzukommen. 

e) Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und haben 
sich Anhaltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht 
eingehalten worden sind? 

Ein zentrales Cash-Management in Form eines Cash Pools liegt nicht vor. 

f) Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt werden? 
Ist durch das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstehende Forderungen 
zeitnah und effektiv eingezogen werden? 

Die Abrechnung der Entgelte erfolgt jährlich (bzw. bei Sonderkunden und Weiterverteilern 
monatlich). In der Jahresverbrauchsabrechnung werden auch Abschläge für das Folgejahr 
ausgewiesen und eingefordert. 

Das Mahn- und Inkassowesen für die Entgelterhebung entspricht den Bedürfnissen des 
Verbandes. 
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g) Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/Konzerns und 
umfasst es alle wesentlichen Unternehmens-/Konzernbereiche? 

Eine gesonderte Abteilung "Controlling" ist aufgrund der Unternehmensgröße nicht 
vorhanden. Die Aufgaben werden im Bereich Finanzen mit einer eigenen Planstelle 
Controlling sowie vom Geschäftsführer wahrgenommen. 

Der Verband hat neben den monatlichen Plan-Ist-Vergleichen auch ein 
Investitionscontrolling aufgebaut. 

Das Controlling umfasst somit alle wesentlichen Bereiche des Verbandes und entspricht 
den Anforderungen des Verbandes. 

h) Ermöglichen das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder 
Überwachung der Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine 
wesentliche Beteiligung besteht? 

Der Verband hat keine Tochterunternehmen. 

 

Fragenkreis 4 Risikofrüherkennungssystem 

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung nach Art und Umfang Frühwarnsignale definiert 
und Maßnahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken rechtzeitig 
erkannt werden können? 

Der Geschäftsführer hat im Verband ein Risikomanagementsystem eingerichtet, das 
Risiken, Eintrittswahrscheinlichkeiten, Vermeidungsstrategien/Gegenmaßnahmen und 
Zuständigkeiten definiert.  

Ergänzt wird die Risikofrüherkennung derzeit hauptsächlich durch Auswertungen 
kaufmännischer und technischer Daten, die Wirtschaftsplankontrolle und die 
Liquiditätsüberwachung durch den Bereichsleiter Finanzen sowie den Geschäftsführer. 

b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen? 
Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt 
werden? 

Die Maßnahmen sind nach meinen Feststellungen - unter Berücksichtigung der Größe und 
Struktur des Verbandes - ausreichend und geeignet, ihren Zweck zu erfüllen. Im Rahmen 
meiner Prüfung ergaben sich keine Anhaltspunkte, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt 
werden. 

c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert? 

Die Maßnahmen sind im Risikomanagementsystem ausreichend dokumentiert. 

d) Werden diese Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch mit 
dem aktuellen Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und Funktionen 
abgestimmt und angepasst? 

Die getroffenen Maßnahmen und Frühwarnsignale werden mit den aktuellen Geschäfts-
prozessen und Funktionen abgestimmt und bedarfsbezogen angepasst. 
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Fragenkreis 5 Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und 
Derivate 

Der Verband verfügt nicht über derivative Finanzinstrumente. Eine Beantwortung der 
nachfolgenden Fragen des Fragenkreises 5 entfällt insoweit. Die Notwendigkeit der 
Dokumentation der Fragestellungen ergibt sich aus IDW PS 720. 

a) Hat die Geschäfts-/Konzerngeschäftsführung den Geschäftsumfang zum Einsatz von 
Finanzinstrumenten sowie von anderen Termingeschäften, Optionen und Derivaten 
festgelegt? Dazu gehört:  

• Welche Produkte/Instrumente dürfen eingesetzt werden?  

• Mit welchen Partnern dürfen die Produkte/Instrumente bis zu welchen Beträgen 
eingesetzt werden? 

• Wie werden die Bewertungseinheiten definiert und dokumentiert, und in welchem 
Umfang dürfen offene Posten entstehen? 

• Sind die Hedge-Strategien beschrieben, z.B., ob bestimmte Strategien ausschließlich 
zulässig sind bzw. bestimmte Strategien nicht durchgeführt werden dürfen (z.B. 
antizipatives Hedging)? 

b) Werden Zinsderivate zu anderen Zwecken eingesetzt als zur Optimierung von 
Kreditkonditionen und zur Begrenzung von Zinsänderungsrisiken? 

c) Hat die Geschäfts-/Konzerngeschäftsführung ein dem Geschäftsumfang 
entsprechendes Instrumentarium zur Verfügung gestellt, insbesondere in Bezug auf 

• Erfassung der Geschäfte, 

• Beurteilung der Geschäfte zum Zweck der Risikoanalyse, 

• Bewertung der Geschäfte zum Zweck der Rechnungslegung, 

• Kontrolle der Geschäfte? 

d) Gibt es eine Erfolgskontrolle für nicht der Risikoabsicherung (Hedging) dienende 
Derivatgeschäfte, und werden Konsequenzen aufgrund der Risikoentwicklung 
gezogen? 

e) Hat die Geschäfts-/Konzerngeschäftsführung angemessene Arbeitsanweisungen 
erlassen? 

f) Ist die unterjährige Unterrichtung der Geschäfts-/Konzerngeschäftsführung im 
Hinblick auf die offenen Positionen, die Risikolage und die ggf. zu bildenden 
Vorsorgen geregelt? 
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Fragenkreis 6 Interne Revision 

a) Gibt es eine den Bedürfnissen des Unternehmens/Konzerns entsprechende Interne 
Revision/Konzernrevision? Besteht diese als eigenständige Stelle oder wird diese 
Funktion durch eine andere Stelle (ggf. welche?) wahrgenommen? 

Eine Innenrevision als eigenständige Stelle/Organisationseinheit ist in Anbetracht der Größe 
des Verbandes (überschaubarer Umfang der Geschäftsfelder) nicht eingerichtet und meines 
Erachtens auch nicht erforderlich.  

Die notwendigen Überwachungskontrollen werden direkt durch die Geschäftsführung 
vorgenommen. Sie bedient sich dazu eines externen Dienstleisters, der von der 
Geschäftsführung beauftragte Themenkomplexe prüft. Im Berichtsjahr wurde keine Prüfung 
durchgeführt. 

b) Wie ist die Anbindung der Internen Revision/Konzernrevision im Unternehmen/Kon-
zern? Besteht bei ihrer Tätigkeit die Gefahr von Interessenkonflikten? 

Aufgrund der Anbindung an die Geschäftsführung ergeben sich keine Interessenkonflikte, 
üblicherweise ist die Interne Revision eine Stabsstelle der Geschäftsführung. 

c) Welches waren die wesentlichen Tätigkeitsschwerpunkte der Internen Revision/ 
Konzernrevision im Geschäftsjahr? Wurde auch geprüft, ob wesentlich miteinander 
unvereinbare Funktionen (z.B. Trennung von Anweisung und Vollzug) 
organisatorisch getrennt sind? Wann hat die Interne Revision das letzte Mal über 
Korruptionsprävention berichtet? Liegen hierüber schriftliche Revisionsberichte vor? 

Im Berichtsjahr wurde keine Prüfung durchgeführt. 

d) Hat die Interne Revision ihre Prüfungsschwerpunkte mit dem Abschlussprüfer 
abgestimmt? 

Im Berichtsjahr wurde keine Prüfung durchgeführt. 

e) Hat die Interne Revision/Konzernrevision bemerkenswerte Mängel aufgedeckt und um 
welche handelt es sich? 

Im Berichtsjahr wurde keine Prüfung durchgeführt. 

f) Welche Konsequenzen werden aus den Feststellungen und Empfehlungen der 
Internen Revision/Konzernrevision gezogen und wie kontrolliert die Interne Revision/ 
Konzernrevision die Umsetzung ihrer Empfehlungen? 

Im Berichtsjahr wurde keine Prüfung durchgeführt. 

 

Fragenkreis 7 Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit 
Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und 
bindenden Beschlüssen des Überwachungsorgans 

a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des 
Überwachungsorgans zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen 
nicht eingeholt worden ist? 

Im Rahmen der Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige 
Zustimmung der Verbandsversammlung zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften nicht 
eingeholt wurde. 

b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des 
Überwachungsorgans die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt? 

Kredite an den Verbandsvorsitzenden, den Geschäftsführer und Mitglieder des 
Überwachungsorgans wurden nicht gewährt.  
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c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger 
Maßnahmen ähnliche, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maßnahmen 
vorgenommen worden sind (z.B. Zerlegung in Teilmaßnahmen)? 

Im Rahmen der Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass Geschäfte zerlegt 
wurden. 

d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht mit 
Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden 
Beschlüssen des Überwachungsorgans übereinstimmen?  

Im Rahmen der Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte nicht 
mit Gesetz oder Satzung oder bindenden Beschlüssen der Verbandsversammlung 
übereinstimmen. 

 

Fragenkreis 8 Durchführung von Investitionen 

a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen, 
immaterielle Anlagewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor Realisierung auf 
Rentabilität/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft? 

Investitionen werden im Rahmen des genehmigten Investitionsplans vorgenommen. Derzeit 
werden Ersatzinvestitionen durchgeführt, sodass eine Rentabilitätsuntersuchung im Sinne 
der Prüfung von Alternativen nicht einschlägig ist. 

Der Verband überarbeitet jedoch seine Versorgungskonzeption, in die auch 
Untersuchungen zu erforderlichen Investitionen einfließen. 

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur 
Preisermittlung nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des 
Preises zu ermöglichen (z.B. bei Erwerb bzw. Veräußerung von Grundstücken oder 
Beteiligungen)? 

Im Vorjahr (Abschluss Kaufvertrag) erwarb der Verband zwei aneinandergrenzende, 
bebaute Grundstücke im Gewerbegebiet Leupoldishain. Da eines der Grundstücke mit 
einem begonnenen Bauwerk und das andere mit einem fertigen Bauwerk bebaut waren, hat 
der Verband intensive Planungen und Recherchen zur Preisfindung vorgenommen. Der 
Anlagenzugang erfolgte im Vorjahr. Im Berichtsjahr fielen nachträgliche Anschaffungskosten 
an. 

Der Verband hat im Berichtsjahr daneben keine nennenswerten Grundstücke oder 
Beteiligungen erworben oder veräußert.  

c) Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen laufend 
überwacht und Abweichungen untersucht? 

Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen werden durch den 
Geschäftsführer, den Bereichsleiter Finanzen und die Bereichsleiterin Verwaltung laufend 
überwacht, Abweichungen werden untersucht. 

d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitungen 
ergeben? Wenn ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen? 

Im Wirtschaftsplan 2025 ist ein Gesamtinvestitionsvolumen von TEUR 11.250 vorgesehen. 
Die Zugänge zum Anlagevermögen liegen nur bei TEUR 5.145, mithin hat sich keine 
Gesamtüberschreitung ergeben.  

Über- und außerplanmäßige Ausgaben bei Einzelansätzen wurden gemäß den Vorgaben 
der Satzung bzw. der Geschäftsordnung für den Geschäftsführer durch den 
Verbandsvorsitzenden oder den Geschäftsführer genehmigt. Genehmigungen durch die 
Verbandsversammlung waren nicht erforderlich. 
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e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge nach 
Ausschöpfung der Kreditlinien abgeschlossen wurden? 

Der Verband hat keine wesentlichen Leasing- oder vergleichbare Verträge abgeschlossen. 

 

Fragenkreis 9 Vergaberegelungen 

a) Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen (z.B. 
VOB, VOL, VOF, EU-Regelungen) ergeben? 

Im Rahmen meiner Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen 
Vergaberegelungen ergeben. 

b) Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, 
Konkurrenzangebote (z.B. auch für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt? 

Angebote werden eingeholt und berücksichtigt. 

 

Fragenkreis 10 Berichterstattung an das Überwachungsorgan 

a) Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet? 

Die Berichterstattung des Geschäftsführers erfolgte zu den jeweiligen Sitzungen der 
Verbandsversammlung sowie des Verwaltungsrates. 

Im Berichtsjahr wurden 2 Verbandsversammlungen sowie 2 Sitzungen des 
Verwaltungsrates durchgeführt. 

b) Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des 
Unternehmens/Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-/Konzernbereiche? 

Die Berichte vermitteln, soweit das anhand der Protokolle der Verbandsversammlungen und 
des Verwaltungsrates beurteilbar ist, einen zutreffenden Eindruck von der Entwicklung und 
der wirtschaftlichen Lage des Verbandes. 

c) Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und zeitnah 
unterrichtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht 
ordnungsgemäß abgewickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen 
oder wesentliche Unterlassungen vor und wurde hierüber berichtet? 

Das Überwachungsorgan wurde über wesentliche, den Verband betreffende Vorgänge 
zeitnah und umfassend informiert.  

Ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsgemäß abgewickelte Geschäftsvorfälle 
sowie erkennbare Fehldispositionen und wesentliche Unterlassungen stellte ich bei meiner 
Prüfung nicht fest. 

d) Zu welchen Themen hat die Geschäfts-/Konzernleitung dem Überwachungsorgan auf 
dessen besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs. 3 AktG)? 

Im Berichtsjahr wurden keine Berichte nach § 90 Abs. 3 AktG abgefordert. 

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z.B. nach § 90 AktG 
oder unternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausreichend war? 

Anhand der mir vorliegenden Protokolle und Unterlagen konnte ich keine Anhaltspunkte 
dafür feststellen, dass die Berichterstattung nicht in allen Fällen ausreichend war. 

f) Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt vereinbart? 
Wurden Inhalt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem Überwachungsorgan 
erörtert? 

Der Verband verfügt über eine D&O-Versicherung.  
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Über Änderungen in der D&O-Versicherung wurde zuletzt in der Verbandsversammlung 
vom 10. Juli 2020 informiert. 

g) Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des 
Überwachungsorgans gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem 
Überwachungsorgan offengelegt worden? 

Interessenkonflikte wurden nicht gemeldet. 

 

Fragenkreis 11 Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven 

a) Besteht in wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen? 

Der Verband verfügt nach meinen Feststellungen nicht über offenkundig nicht 
betriebsnotwendiges Vermögen in wesentlichem Umfang. 

b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig? 

Bestände sind grundsätzlich nicht auffallend hoch oder niedrig. 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Vergleich zu 
den bilanziellen Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrswerte der 
Vermögensgegenstände wesentlich beeinflusst wird? 

Im Verlauf der Prüfung ergaben sich keine Anhaltspunkte. 

 

Fragenkreis 12 Finanzierung 

a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungsquellen 
zusammen? Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen 
Investitionsverpflichtungen finanziert werden? 

Das Anlagevermögen ist vollständig durch eigene Mittel, Fördermittel, Ertragszuschüsse 
sowie durch mittel- und langfristiges Fremdkapital finanziert.  

Die Eigenkapitalquote beträgt zum Bilanzstichtag 31,7%, die Fremdkapitalquote demzufolge 
68,3%. Investitionsverpflichtungen bestanden am Abschlussstichtag nach Auskunft des 
Geschäftsführers mit TEUR 2.534 (Bestellobligo). Die Investitionsverpflichtungen sollen 
durch Kreditaufnahmen und Eigenmittel finanziert werden.  

b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der 
Kreditaufnahmen wesentlicher Konzerngesellschaften? 

Der Verband ist kein Konzernunternehmen. 

c) In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Fördermittel einschließlich 
Garantien der öffentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass 
die damit verbundenen Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht beachtet 
wurden? 

Zugänge an Fördermitteln der öffentlichen Hand für Investitionen hat der Verband im 
Berichtsjahr nicht erhalten. Es haben sich bei meiner Prüfung keine Anhaltspunkte ergeben, 
dass die mit den in der Vergangenheit erhaltenen Fördermitteln verbundenen 
Verpflichtungen und Auflagen nicht eingehalten werden. 
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Fragenkreis 13 Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung 

a) Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen 
Eigenkapitalausstattung? 

Der Verband war im Berichtsjahr und bis zum Zeitpunkt meiner Prüfung (April 2026) 
jederzeit in der Lage, seinen finanziellen Verpflichtungen vollständig nachzukommen. Ich 
verweise auch auf meine Ausführungen zur Vermögens- und Finanzlage in meinem Bericht.  

Finanzierungsprobleme aufgrund der Eigenkapitalausstattung bestanden im Berichtsjahr 
und bis zum Zeitpunkt meiner Prüfung nicht. 

b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagenbildung) mit 
der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar? 

Der Vorschlag, den Jahresgewinn in die Allgemeinen Rücklagen einzustellen, ist mit der 
wirtschaftlichen Lage des Verbandes vereinbar. 

 

Fragenkreis 14 Rentabilität/Wirtschaftlichkeit 

a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens/Konzerns nach Segmenten/ 
Konzernunternehmen zusammen? 

Der Verband verfügt nicht über verschiedene Segmente. 

b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt? 

Das Jahresergebnis ist nicht entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt. 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere 
Leistungsbeziehungen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesellschaftern 
eindeutig zu unangemessenen Konditionen vorgenommen werden? 

Im Rahmen meiner Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche 
Kredit- oder andere Leistungsbeziehungen mit den Mitgliedsgemeinden zu eindeutig 
unangemessenen Konditionen vorgenommen werden. 

d) Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet? 

Eine Konzessionsabgabe wird nicht erhoben. 

 

Fragenkreis 15 Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen 

a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von 
Bedeutung waren, und was waren die Ursachen der Verluste? 

Wesentliche verlustbringende Geschäfte im Sinne der Frage, die für die Vermögens- und 
Ertragslage von Bedeutung waren, habe ich nicht festgestellt. 

b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um welche 
Maßnahmen handelt es sich? 

Diesbezüglich waren keine Maßnahmen zu ergreifen. 

 

Fragenkreis 16 Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur 
Verbesserung der Ertragslage 

a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages? 

Der Verband erzielt einen Jahresgewinn, da der Verband nach einem Strategiewechsel hin 
zur Gewinnerzielungsabsicht eine auskömmliche Anlagenverzinsung eingeplant hat.  
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b) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Ertragslage 
des Unternehmens zu verbessern? 

Die Maßnahmen sind bereits umgesetzt. 

Langfristig soll das Eigenkapital kontinuierlich gestärkt werden, um die Herausforderungen 
hoher Investitionsbedarfe bei steigenden Preisen auch meistern zu können. 
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Erläuterungsteil  

1 Bilanz 

1.1 Aktiva 

 

Anlagevermögen 

 
Immaterielle Vermögensgegenstände 
 

Entgeltlich erworbene Schutzrechte 
und ähnliche Rechte und Werte sowie 
Lizenzen an solchen Rechten und 
Werten 31.12.2025 EUR 664.776,35 

 31.12.2024 EUR 661.011,27 

1. Der Posten entwickelte sich wie folgt: 

2025 2024

TEUR TEUR

Stand 1.1. (Buchwerte) 661 250

Zugänge im Wirtschaftsjahr 154 458

Umbuchung (aus Sachanlagen) 37 58

Abschreibungen 187 105

Stand 31.12. (Buchwerte) 665 661  

2. Die Zugänge betreffen vor allem die Investitionen in die Digitalisierung des Trinkwassernetzes 
und Software für das GIS und das Zeiterfassungssystem. 

Zu einzelnen wesentlichen Zugängen verweise ich auf die Angaben im Lagebericht (Anlage I). 

 

Sachanlagen 31.12.2025 EUR 69.827.827,46 

 31.12.2024 EUR 69.388.807,72 

3. Der Posten entwickelte sich wie folgt: 

2025 2024

TEUR TEUR

Stand 1.1. (Buchwerte) 69.388 68.317

Zugänge im Wirtschaftsjahr 4.991 5.564

Abgänge (Buchwerte) 98 85

Umbuchung (in immaterielle Vermögensgegenstände) 37 58

Abschreibungen 4.417 4.350

Stand 31.12. (Buchwerte) 69.827 69.388  
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4. Der Posten ist im Vorjahresvergleich wie folgt zusammengesetzt: 

31.12.2025 31.12.2024

TEUR TEUR

1. Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit

    Geschäfts-, Betriebs- und anderen Bauten 

    einschl. der Bauten auf fremden Grundstücken 2.608 2.450

2. Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte ohne

    Bauten 10 10

3. Wassergewinnungs- und Bezugsanlagen 2.175 2.318

4. Verteilungsanlagen 57.431 58.271

5. Maschinen und maschinelle Anlagen, die nicht 

    zu Nr. 3 oder 4. gehören 3.235 3.372

6. Betriebs- und Geschäftsausstattung 1.852 1.827

7. Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 2.516 1.140

69.827 69.388  

Die Zugänge bei den Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten mit Geschäfts-, Betriebs- 
und anderen Bauten (TEUR 223) betreffen vor allem den Erwerb der Gebäude 
Gewerbering 11 a und 13 in Königstein (Gemarkung Leupoldishain) lt. Kaufverträgen vom 
13. Dezember 2024. 

Die Zugänge bei den Wassergewinnungs- und aufbereitungsanlagen betreffen mit TEUR 133 
die Migration (Niederspannungshauptleitung, Steuerungstechnik) und mit TEUR 67 
Entleerungsleitungen im Wasserwerk Bad Gottleuba. 

In Verteilungsanlagen wurden TEUR 2.312 investiert (direkte Zugänge und Umbuchungen aus 
den Anlagen im Bau), überwiegend in Hochbehälter in Buchberg, Heidenau und Börnersdorf 
(insgesamt TEUR 715), in Fernwasserleitungen (TEUR 192), in Trinkwasserleitungen (TEUR 
913), Hausanschlüsse (TEUR 385) und Wasserzähler (TEUR 107). 

Die Zugänge und Umbuchungen bei den Maschinen und maschinellen Anlagen (TEUR 289) 
betreffen vor allem Betriebsvorrichtungen (TEUR 216).  

In andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattungen wurden TEUR 443 investiert, davon 
TEUR 361 in elektrische Geräte, TEUR 16 in Fahrzeuge und TEUR 48 in Laborgeräte. 

Die Zugänge abzüglich der Umbuchungen bei den Anlagen im Bau (TEUR 1.376) betreffen im 
Wesentlichen Investitionen in das Gebäude linkselbischer Standort. 

Zu wesentlichen Zugängen verweise ich auf die Erläuterungen im Lagebericht (Anlage I). 

In den Zugängen des Berichtsjahres sind aktivierte Eigenleistungen von TEUR 437 
(Personalkosten) enthalten. 

Die Abgänge betreffen vor allem Verschrottungen von Wasserzählern, Stilllegungen von 
Hausanschlüssen und Verschrottungen von Rohrnetzen (Ortsverteilungsleitungen), 
Betriebsvorrichtungen und Betriebs- und Geschäftsausstattungen. Insgesamt ergaben sich 
Buchverluste von TEUR 98 und Buchgewinne von TEUR 64 aus Anlagenabgängen.  

5. Die Sachanlagen werden zu Anschaffungskosten, zuzüglich Anschaffungsnebenkosten und 
abzüglich gewährter Skonti und Rabatte, aktiviert. 

6. Erhaltene Zuschüsse für die Investitionen werden auf der Passivseite im Sonderposten für 
Investitionszuschüsse sowie Zuwendungen zum Anlagevermögen ausgewiesen und zeitanteilig 
über die Nutzungsdauer der entsprechenden Anlagegüter zugunsten der sonstigen 
betrieblichen Erträge aufgelöst. Die seit 2003 empfangenen Ertragszuschüsse für die 
Herstellung von Hausanschlüssen werden über die Nutzungsdauer der Anlagegüter zugunsten 
der Umsatzerlöse aufgelöst (bis 2002 über 20 Jahre).  

7. Die Abschreibungsmethoden blieben im Vergleich zum Vorjahr unverändert. 
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Die Anlagegüter werden linear auf der Grundlage der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer 
abgeschrieben; im Jahr des Zugangs wird anteilig abgeschrieben.  

8. Zur Zusammensetzung und Entwicklung des Anlagevermögens verweise ich auf Anlage II des 
Berichtes. 

 

Umlaufvermögen 

 

Forderungen und sonstige 
Vermögensgegenstände 31.12.2025 EUR 1.451.365,69 

 31.12.2024 EUR 1.800.564,96 

9. Zusammensetzung: 

31.12.2025 31.12.2024

TEUR

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 1.083 1.190

2. Forderungen gegen Verbandsmitglieder 53 44

3. Sonstige Vermögensgegenstände 315 566

1.451 1.800  

 

Forderungen aus Lieferungen 
und Leistungen 31.12.2025 EUR 1.083.391,11 

 31.12.2024 EUR 1.190.062,45 

10. Zusammensetzung: 

31.12.2025 31.12.2024

TEUR TEUR

Forderungen Hauptleistungen (Weiterverteiler) 953 1.070

Übrige Forderungen (einschließlich Sonderkunden) 290 268

Wertberichtigungen -160 -148

Buchwerte 1.083 1.190  

11. Der Wasserbezug der Sonderkunden und Weiterverteiler wird monatlich abgerechnet, sodass 
hier zum Jahresende regelmäßig ein Monatsverbrauch offen ist. Die Abnahmemengen der 
Weiterverteiler schwanken unterjährig, sodass der offene Forderungssaldo zum Jahresende 
Schwankungen unterworfen sein kann. Bei den Forderungen an Tarifkunden schwankt der 
Saldo - wie auch im laufenden Jahr - regelmäßig mit den Jahresmengen, da die Voraus-
zahlungen zum Jahresanfang festgelegt werden. 

12. Der Verband hat alle Altforderungen (aus der Jahresverbrauchsabrechnung 2024 oder älter) 
wertberichtigt. 

 

Forderungen gegen 
Verbandsmitglieder 

31.12.2025 EUR 53.050,89 

 31.12.2024 EUR 44.133,87 

13. Enthalten sind Forderungen aus Lieferungen und Leistungen gegen Verbandsmitglieder – 
überwiegend aus dem Verkauf von Zählerdaten sowie für die Wasserhydrantenbereitstellung 
und Wartung.  

Die Forderungen waren zum Zeitpunkt der Prüfung überwiegend eingegangen. 
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Sonstige Vermögensgegenstände 31.12.2025 EUR 314.923,69 

 31.12.2024 EUR 566.368,64 

14. Zusammensetzung: 

31.12.2025 31.12.2024

TEUR TEUR

Forderungen gegen das Finanzamt aus

 Umsatzsteuer auf noch nicht ausgezahlte Guthaben 51 64

 im Folgejahr abzugsfähiger Vorsteuer 106 134

 Umsatzsteuer Berichtsjahr 24 187

 Ertragsteuern 106 170

287 555

Sonstige 28 11

315 566  

 

Guthaben bei 
Kreditinstituten 31.12.2025 EUR 15.055.722,34 

 31.12.2024 EUR 16.228.346,62 

 

Rechnungsabgrenzungsposten 31.12.2025 EUR 21.414,14 

 31.12.2024 EUR 33.294,57 

15. Der Rechnungsabgrenzungsposten enthält im Wesentlichen abgegrenzte Aufwendungen für 
Versicherungen (TEUR 3) und Softwarepflege und Wartung. 
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1.2 Passiva 

 

Eigenkapital 31.12.2025 EUR 27.571.154,86 

 31.12.2024 EUR 26.950.122,19 

17. Das Eigenkapital setzt sich wie folgt zusammen: 

31.12.2025 31.12.2024

TEUR TEUR

Allgemeine Rücklage 26.950 25.873

Verlustvortrag 0 11

Jahresgewinn 621 1.088

27.571 26.950  

 

Allgemeine Rücklagen 31.12.2025 EUR 26.950.122,19 

 31.12.2024 EUR 25.873.316,01 

 

Verlustvortrag  31.12.2025 EUR 0,00 

 31.12.2024 EUR 11.203,39 

18. Gemäß dem Beschluss der Verbandsversammlung vom 15. August 2025 wurde der 
Jahresgewinn des Vorjahres (EUR 1.088.009,57) mit dem Verlustvortrag von EUR 11.203,39 
verrechnet und der danach verbleibende Gewinn von EUR 1.076.806,18 den Allgemeinen 
Rücklagen zugeführt. 

 

Jahresgewinn   31.12.2025 EUR 621.032,67 

 31.12.2024 EUR 1.088.009,57 

19. Über die Behandlung des Jahresgewinns 2025 hat die Verbandsversammlung zu beschließen. 
Der Verbandsvorsitzende schlägt eine Zuführung zu den Allgemeinen Rücklagen vor. 

 

Sonderposten für Investitions-
zuschüsse sowie Zuwendungen zum 
Anlagevermögen 31.12.2025 EUR 8.237.448,63 

 31.12.2024 EUR 8.838.445,12 

20. Entwicklung: 

 

01.01.2025 Zugang Auflösung 31.12.2025

TEUR TEUR TEUR TEUR

Investitionszuschüsse und 

Zuwendungen zum 

Anlagevermögen 8.838 65 666 8.237

8.838 65 666 8.237  

Entsprechend den Vereinbarungen mit Erschließungsträgern erhielt der Verband Zuschüsse für 
die Herstellung von Versorgungs- und Anschlussleitungen in den Erschließungsgebieten.  
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Die Auflösung des Sonderpostens zugunsten der sonstigen betrieblichen Erträge erfolgt für 
Investitionszuschüsse und andere Fördermittel nach Abschluss der bezuschussten 
Baumaßnahmen entsprechend der Nutzungsdauer der betreffenden Anlagegüter.  

 

Empfangene Ertragszuschüsse 31.12.2025 EUR 3.335.549,87 

 31.12.2024 EUR 3.312.221,22 

21. Entwicklung: 

01.01.2025 Zugang Abgang Auflösung 31.12.2025

TEUR TEUR TEUR TEUR TEUR

Kostenerstattungen für die Herstellung

des Hausanschlusses und sonstige 

Baukostenzuschüsse 3.312 152 2 127 3.335

3.312 152 2 127 3.335  

Auf der Grundlage der Wasserversorgungssatzung (bis 2024 der Anlage zur AVBWasserV) und 
einzelvertraglichen Regelungen werden Kostenerstattungen berechnet.  

Die Auflösung der empfangenen Ertragszuschüsse erfolgt entsprechend der Nutzungsdauer der 
zugehörigen Anlagegüter zugunsten der Umsatzerlöse.  

 

Rückstellungen 

 

Steuerrückstellungen 31.12.2025 EUR 309.269,00 

 31.12.2024 EUR 103.980,00 

22. Die Steuerrückstellungen betreffen die Gewerbesteuer für das Wirtschaftsjahr (TEUR 147) und 
für das Vorjahr (TEUR 108). Die Rückstellung für Körperschaftsteuer betreffen mit TEUR 54 das 
Wirtschaftsjahr. 

 

Sonstige Rückstellungen 31.12.2025 EUR 2.999.455,77 

 31.12.2024 EUR 2.831.110,28 

23. Zur Entwicklung und Zusammensetzung der sonstigen Rückstellungen siehe folgenden 
Rückstellungsspiegel: 

Stand 

01.01.2025

Inanspruch-

nahme
Auflösung Zuführung

Stand 

31.12.2025

TEUR TEUR TEUR TEUR TEUR

Rückbaukosten und 

-verpflichtungen
2.153 14 14 66 2.191

Wasserentnahmeabgabe 153 153 0 146 146

Archivierungskosten 120 0 0 1 121

Unterlassene Instandhaltungen 63 62 1 20 20

Ausstehende Rechnungen 33 33 0 49 49

Externe Jahresabschlusskosten 18 12 0 18 24

Kostenüberdeckung 18 0 0 14 32

Übrige Rückstellungen 273 184 11 338 416

2.831 458 26 652 2.999  

24. Die Rückstellung für Rückbaukosten betrifft im Wesentlichen zurückzubauende Anlagen auf 
fremdem Grund. Für diese Anlagen besteht eine Außenverpflichtung zum Rückbau. Die 
Rückstellung für Rückbaukosten ist insoweit (TEUR 2.036) eine Rückstellung für 
Rückbauverpflichtungen und nur in Höhe von TEUR 155 (betreffend Anlagen auf eigenem 
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Grund) eine Aufwandsrückstellung. Der Verband hat die zurückzubauenden Anlagen in der 
Dringlichkeit des Rückbaus priorisiert. Er hat detaillierte Planungen für den Rückbau der 
vorrangig zurückzubauenden Anlagen vorgenommen und dabei auch die erforderlichen 
Kostenschätzungen für diese Anlagen angepasst bzw. diese Kostenschätzungen auf Basis von 
Baupreisindizes fortgeschrieben. Aufgrund des Rückbaus von Anlagen und der Veräußerung 
von Anlagen ergaben sich Inanspruchnahmen von TEUR 14 und Auflösungen von TEUR 14. 

Die Rückstellung für ausstehende Rechnungen (TEUR 49) enthält im Wesentlichen 
Rechnungen für Baumaßnahmen.  

In den übrigen Rückstellungen sind vor allem Aufwendungen für Personal (TEUR 105), interne 
Jahresabschlusskosten (TEUR 71), Beratungsleistungen (TEUR 30), Rechtstreitigkeiten und 
Prozesskosten (TEUR 152, davon TEUR 150 Schadenersatz im Zusammenhang mit der 
Erteilung einer Leitungsauskunft durch den ZVWV) und der ausstehende Aufwand im 
Zusammenhang mit der Jahresverbrauchsabrechnung (TEUR 25) erfasst. 

 

Verbindlichkeiten 31.12.2025 EUR 44.568.227,85 

 31.12.2024 EUR 46.076.146,33 

25. Die Verbindlichkeiten setzen sich wie folgt zusammen: 

31.12.2025 31.12.2024

TEUR EUR

1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 35.978 37.620

2. Erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen 221 122

3. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 1.063 1.731

4. Verbindlichkeiten gegenüber Verbandsmitgliedern 0 0

5. Sonstige Verbindlichkeiten 7.306 6.603

44.568 46.076  

26. Die Restlaufzeiten gemäß §§ 268 Abs. 5 und 285 Nr. 1 und 2 HGB sind im Anhang (Anlage II) 
angegeben. 

 

Verbindlichkeiten gegenüber 
Kreditinstituten 31.12.2025 EUR 35.978.207,78 

 31.12.2024 EUR 37.619.982,73 

27. Zusammensetzung und Entwicklung der Darlehen: 

01.01.2025 Zugang Tilgung 31.12.2025

TEUR TEUR TEUR TEUR

Ostsächsische Sparkasse Dresden 13.889 0 710 13.179

Sächsische Aufbaubank (SAB) 11.424 0 522 10.902

Deutsche Kreditbank AG 11.663 0 325 11.338

Commerzbank AG 552 0 82 470

KfW 1 0 1 0

37.529 0 1.640 35.889

Zins- und Tilgungsabgrenzung 91 89 91 89

37.620 89 1.731 35.978  

Die Tilgung der Darlehen erfolgte in Höhe von TEUR 1.640 planmäßig. 

Die Zinsaufwendungen für Darlehen betrugen im Wirtschaftsjahr TEUR 748 (Vorjahr 
TEUR 781).  
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Erhaltene Anzahlungen auf 
Bestellungen 31.12.2025 EUR 220.913,29 

 31.12.2024 EUR 122.225,63 

28. Auf die Bestellungen von Hausanschlüssen (Neuanschlüsse) wurden Anzahlungen geleistet.  

 

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 
Leistungen 31.12.2025 EUR 1.062.816,37 

 31.12.2024 EUR 1.730.511,24 

29. Die Verbindlichkeiten sind in einer Offenen-Posten-Liste zusammengestellt, deren Saldo mit 
dem Hauptbuchkonto übereinstimmt. Zum Bilanzstichtag sind in den Verbindlichkeiten 
TEUR 649, die Investitionsmaßnahmen betreffen, enthalten. 

Zur Zeit meiner Prüfung waren die Verbindlichkeiten überwiegend beglichen. 

 

Sonstige Verbindlichkeiten 31.12.2025 EUR 7.306.290,41 

 31.12.2024 EUR 6.603.426,73 

30. Zusammensetzung: 

31.12.2025 31.12.2024

TEUR TEUR

Verbindlichkeiten aus Kostenüberdeckung 6.617 5.649

Kreditorische Debitoren 581 873

Verbindlichkeiten gegenüber dem Finanzamt aus Lohnsteuer 67 50

Verbindlichkeiten im Rahmen der sozialen Sicherheit 26 23

Sicherheitseinbehalte 15 8

7.306 6.603  

Die Verbindlichkeiten aus Kostenüberdeckung betreffen die sich aufgrund der Nachkalkulation 
ergebende Kostenüberdeckung im Bereich Tarifkunden für das Wirtschaftsjahr 2025 in Höhe 
von TEUR 2.141. Die planmäßige Inanspruchnahme aus der abgegrenzten Kostenüberdeckung 
des Vorjahres beträgt TEUR 1.172, sodass sich die Verbindlichkeit um TEUR 968 erhöhte. 
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2 Gewinn- und Verlustrechnung 

 

Umsatzerlöse 2025 EUR 15.729.847,61 

 2024 EUR 14.166.305,32 

31. Zusammensetzung: 

2025 2024

TEUR TEUR

Erlöse aus der Wasserlieferung

Wasserlieferungen an Anschlussnehmer einschließlich 

Sonderkunden 14.335 13.280

Wasserlieferungen an Weiterverteiler und 

Notwasserkunden 2.125 1.822

Erlöse vor Sonderfaktoren 16.460 15.102

Kostenüberdeckung (Zuführung) -982 -1.399

15.478 13.703

Erlöse aus Nebenleistungen

Sonstige 89 311

Betriebsführung und Bereitstellung von Zählerdaten 36 28

125 339

Auflösung passivierter Ertragszuschüsse 127 124

15.730 14.166  

Die Erlöse vor Sonderfaktoren sind im Berichtsjahr um insgesamt TEUR 1.358 bzw. 9,0% 
aufgrund der Erhöhung der Grundgebühren ab 01. Januar 2025 gestiegen.  

Die Absatzmengen verringerten sich insgesamt um 160 Tm³ bzw. 2,9%. Die Wasserlieferungen 
an Weiterverteiler und Notwasserkunden verringerten sich dabei um 154 Tm³ bzw. 6,6 %.  

Die Zuführung zur Abgrenzung der Kostenüberdeckung von TEUR 982 betrifft das laufende 
Wirtschaftsjahr. Die anteilige Kostenüberdeckung wird bei Weiterverteilern, soweit das 
vertraglich vereinbart ist, sofort verrechnet und vermindert das Entgelt (TEUR 227). 

Zur Auflösung passivierter Ertragszuschüsse verweise ich auf den Passivposten „Empfangene 
Ertragszuschüsse“. 

 

Andere aktivierte Eigenleistungen 2025 EUR 437.417,45 

 2024 EUR 398.452,50 

32. Zu den aktivierten Eigenleistungen verweise ich auf den Aktivposten „Sachanlagen“. 
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Sonstige betriebliche Erträge 2025 EUR 852.168,17 

 2024 EUR 1.263.771,74 

33. Zusammensetzung: 

2025 2024

TEUR TEUR

Erträge aus der Auflösung von Sonderposten 666 683

Weiterberechnung KfZ-Nutzung 33 32

Mahngebühren 10 8

Übrige 13 1

722 724

Neutrale Erträge

periodenfremde Erträge 37 34

Auflösung von Rückstellungen 26 495

Herabsetzung von Wertberichtigungen und Erträge aus 

ausgebuchten Forderungen 2 4

Erlöse aus Schadenersatz 1 7

Buchgewinne aus Anlagenabgängen 64 0

130 540

852 1.264  

Die periodenfremden Erträge enthalten im Wesentlichen die Stromsteuererstattungen für 2024 
(TEUR 14), Gutschriften für Strombezug (TEUR 12) und aus Abrechnungen für 
Notwasserlieferungen (TEUR 11). Die Erlöse aus Schadenersatz betreffen 
Versicherungsentschädigungen für Schadensfälle in Vorjahren. Die Buchgewinne aus 
Anlagenabgängen betreffen mit TEUR 62 die Vergleichsvereinbarung mit einem Lieferanten 
von Wasserzählern. 

 

Materialaufwand 2025 EUR 4.328.581,23 

 2024 EUR 4.394.815,23 

34. Zusammensetzung: 

2025 2024

TEUR TEUR

a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und

für bezogene Waren 1.735 1.746

b) Aufwendungen für bezogene Leistungen 2.594 2.649

4.329 4.395  
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a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- 
und Betriebsstoffe und für 
bezogene Waren 2025 EUR 1.735.183,48 

 2024 EUR 1.745.758,99 

35. Zusammensetzung: 

2025 2024

TEUR TEUR

Wasserbezug

 - Rohwasser 1.065 1.039

 - Trinkwasser 143 163

Chemikalien, technische Gase, Öle, Kraftstoffe 279 281

Übrige Aufwendungen 248 263

1.735 1.746  

Zu den Wasserbezugsmengen verweise ich auf die Angaben im Lagebericht (Anlage I). 

Die Übrigen Aufwendungen betreffen mit TEUR 220 (Vorjahr TEUR 229) Direktmaterial. 

 

b) Aufwendungen für bezogene 
Leistungen 2025 EUR 2.593.397,75 

 2024 EUR 2.649.056,24 

36. Zusammensetzung: 

2025 2024

TEUR TEUR

Instandhaltung und weiterzuberechnende Leistungen 1.095 1.269

Energiebezug 687 602

Wasserentnahmeabgabe 146 153

Übrige 519 612

2.447 2.636

Neutrale Aufwendungen

Rückbauverpflichtungen 146 13

2.593 2.649  

Die Übrigen Aufwendungen betreffen vor allem Aufwendungen für die 
Schmutzwasserentsorgung (TEUR 71; Vorjahr TEUR 61), Laboruntersuchungen (TEUR 108; 
Vorjahr TEUR 110) und Pflegeleistungen für Außenanlagen (TEUR 151; Vorjahr TEUR 158).  

 

Personalaufwand 2025 EUR 5.041.483,52 

 2024 EUR 4.540.766,10 

37. Zusammensetzung: 

2025 2024

TEUR TEUR

a) Löhne und Gehälter 4.149 3.758

b) Soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung     

und für Unterstützung 892 783

5.041 4.541  

Im Verband waren im Wirtschaftsjahr 2025 im Durchschnitt 77 Mitarbeiter (Vorjahr 71 jeweils 
mit Geschäftsführung) beschäftigt; ich verweise dazu auf die Angaben im Anhang (Anlage II). 
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Auftrag: 31139 

Die Erhöhung des Personalaufwandes um TEUR 500 bzw. 11,0% ist neben der gestiegenen 
Anzahl der Arbeitnehmer vor allem auf tarifliche Erhöhungen ab 1. Januar 2025 
zurückzuführen. 

 

Abschreibungen auf immaterielle 
Vermögensgegenstände des 
Anlagevermögens und Sachanlagen 2025 EUR 4.604.128,90 

 2024 EUR 4.455.292,57 

38. Zusammensetzung: 

2025 2024

TEUR TEUR

Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände 187 105

Abschreibungen auf Sachanlagen 4.417 4.350

4.604 4.455  

Zu den Abschreibungen auf Sachanlagen verweise ich auf Aktivposten „Sachanlagen“. 

 

Sonstige betriebliche Aufwendungen 2025 EUR 1.628.732,87 

 2024 EUR 1.338.847,88 

39. Zusammensetzung: 

2025 2024

TEUR TEUR

Betriebsaufwand

 - EDV-Kosten 226 174

 - Mieten, Pachten und Nebenkosten 158 168

384 342

Verwaltungsaufwand

 - Kfz-Aufwendungen 217 193

 - Rechts- und Beratungskosten 161 170

 - Versicherungen und Beiträge 157 153

 - Telekommunikation/Porto 137 143

 - Rechtsstreitigkeiten und Gerichtskosten 104 74

 - Jahresabschluss- und Prüfungskosten 13 14

 - Öffentlichkeitsarbeit 11 13

 - sonstige Instandhaltungen Gebäude 43 33

 - übrige Verwaltungsaufwendungen 98 107

941 900

Neutrale Aufwendungen

- Schadenersatz 150 0

 - Verluste aus Anlagenabgängen 98 85

 - Zuführung zu Wertberichtigungen und Forderungsverluste 33 1

 - Periodenfremde Aufwendungen 23 11

304 97

1.629 1.339  

In den übrigen Verwaltungskosten sind vor allem die Aufwendungen für Entsorgungsleistungen 
(TEUR 20; Vorjahr TEUR 35), Fortbildungskosten (TEUR 37; Vorjahr TEUR 35), für 
arbeitsmedizinische Betreuung (unverändert TEUR 14) und für den Zahlungsverkehr 
(unverändert TEUR 6) erfasst. 

Der neutrale Aufwand für Schadenersatz betrifft die zurückgestellten Aufwendungen für seitens 
eines Straßenbaulastträgers geltend gemachte Schadenersatzforderungen aus einer Leistungs-
auskunft des ZVWV (TEUR 150). 
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Auftrag: 31139 

 

Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 2025 EUR 244.182,95 

 2024 EUR 423.057,41 

40. Die Zinserträge betreffen vor allem Zinserträge aus laufenden Guthaben (TEUR 217; Vorjahr 
TEUR 348), Zinserträge aus Steuererstattungen (TEUR 1; Vorjahr TEUR 56) und Zinserträge 
aus der Abzinsung von Rückstellungen (TEUR 22; Vorjahr TEUR 13). 

 

Zinsen und ähnliche Aufwendungen 2025 EUR 749.257,90 

 2024 EUR 781.281,88 

41. Die Zinsen und ähnlichen Aufwendungen betreffen mit TEUR 748 (Vorjahr TEUR 781) 
Aufwendungen für Darlehen. 

  

Ergebnis vor Steuern 2025 EUR 911.431,76 

 2024 EUR 740.583,31 

    

 

Steuern vom Einkommen und vom 
Ertrag (Vorjahr Ertragssaldo) 2025 EUR 265.785,33 

 2024 EUR 367.610,78  

42. Die Steuern vom Einkommen und vom Ertrag betreffen mit TEUR 147 (Vorjahr TEUR 104) die 
Gewerbesteuer für das Berichtsjahr und mit TEUR 133 (Vorjahr TEUR 12) Körperschaftsteuer 
einschließlich Solidaritätszuschlag für das Berichtsjahr. Im Übrigen (-TEUR 14) handelt es sich 
um periodenfremde Steuern.  

 

Ergebnis nach Steuern 2025 EUR 645.646,43 

 2024 EUR 1.108.194,09 

 

Sonstige Steuern 2025 EUR 24.613,76 

 2024 EUR 20.184,52 

43. Die sonstigen Steuern betreffen Grund- und Kfz-Steuern. 

 

Jahresgewinn   2025 EUR 621.032,67 

 2024 EUR 1.088.009,57 

 





Allgemeine Auftragsbedingungen 
für 

Wirtschaftsprüferinnen, Wirtschaftsprüfer und 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

vom 1. Januar 2024 
 

1. Geltungsbereich 

(1) Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschafts- 
prüferinnen, Wirtschaftsprüfern oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 
(im Nachstehenden zusammenfassend „Wirtschaftsprüfer“ genannt) und 
ihren Auftraggebern über Prüfungen, Steuerberatung, Beratungen in wirt- 
schaftlichen Angelegenheiten und sonstige Aufträge, soweit nicht etwas 
anderes ausdrücklich in Textform vereinbart oder gesetzlich zwingend 
vorgeschrieben ist. 

(2) Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirt- 
schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn dies vereinbart ist oder 
sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf 
solche Ansprüche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten 
gegenüber. Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit 
dem Auftraggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten 
zu. 

 

2. Umfang und Ausführung des Auftrags 

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein 
bestimmter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsät- 
zen ordnungsmäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer 
übernimmt im Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben 
der Geschäftsführung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung oder 
Umsetzung der Ergebnisse seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der 
Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sich zur Durchführung des Auftrags sach- 
verständiger Personen zu bedienen. 

(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf – außer bei 
betriebswirtschaftlichen Prüfungen – der ausdrücklichen Vereinbarung in 
Textform. 

(3) Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschlie- 
ßenden beruflichen Äußerung, so ist der Wirtschaftsprüfer nicht verpflich- 
tet, den Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folge- 
rungen hinzuweisen. 

 

3.   Mitwirkungspflichten des Auftraggebers 

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer 
alle für die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weite- 
ren Informationen rechtzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vor- 
gängen und Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung 
des Auftrags von Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterla- 
gen und weiteren Informationen, Vorgänge und Umstände, die erst wäh- 
rend der Tätigkeit des Wirtschaftsprüfers bekannt werden. Der Auftragge- 
ber wird dem Wirtschaftsprüfer geeignete Auskunftspersonen benennen. 

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Voll- 
ständigkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen 
sowie der gegebenen Auskünfte und Erklärungen in einer vom Wirt- 
schaftsprüfer formulierten Erklärung in gesetzlicher Schriftform oder einer 
sonstigen vom Wirtschaftsprüfer bestimmten Form zu bestätigen. 

 

4. Sicherung der Unabhängigkeit 

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit 
der Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt für die Dauer 
des Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder 
Übernahme von Organfunktionen und für Angebote, Aufträge auf eigene 
Rechnung zu übernehmen. 

(2) Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirt- 
schaftsprüfers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netz- 
werkunternehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf 
die die Unabhängigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden 
wie auf den Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverhältnissen beein- 
trächtigen, ist der Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen Kündigung des 
Auftrags berechtigt. 

 

5. Berichterstattung und mündliche Auskünfte 

Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des 
Auftrags in gesetzlicher Schriftform oder Textform darzustellen hat, ist al- 
lein diese Darstellung maßgebend. Entwürfe solcher Darstellungen sind 

unverbindlich. Sofern nicht anders gesetzlich vorgesehen oder vertraglich 
vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des Wirtschafts- 
prüfers nur dann verbindlich, wenn sie in Textform bestätigt werden. Er- 
klärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten 
Auftrags sind stets unverbindlich. 

 
6.   Weitergabe einer beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers 

(1) Die Weitergabe beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers 
(Arbeitsergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen – sei es im Ent- 
wurf oder in der Endfassung) oder die Information über das Tätigwerden 
des Wirtschaftsprüfers für den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der 
in Textform erteilten Zustimmung des Wirtschaftsprüfers, es sei denn, der 
Auftraggeber ist zur Weitergabe oder Information aufgrund eines Geset- 
zes oder einer behördlichen Anordnung verpflichtet. 

(2) Die Verwendung beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers und 
die Information über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auf- 
traggeber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulässig. 

 

7.   Mängelbeseitigung 

(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfül- 
lung durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. 
unberechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der 
Nacherfüllung kann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurück- 
treten; ist der Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann 
der Auftraggeber wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurücktre- 
ten, wenn die erbrachte Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, 
Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfüllung für ihn ohne Inte- 
resse ist. Soweit darüber hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt 
Nr. 9. 

(2) Ein Nacherfüllungsanspruch aus Abs. 1 muss vom Auftraggeber un- 
verzüglich in Textform geltend gemacht werden. Nacherfüllungsansprü- 
che nach Abs. 1, die nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, ver- 
jähren nach Ablauf eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn. 

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und 
formelle Mängel, die in einer beruflichen Äußerung (Bericht, Gutachten 
und dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom 
Wirtschaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkei- 
ten, die geeignet sind, in der beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers 
enthaltene Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Äuße- 
rung auch Dritten gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fäl- 
len ist der Auftraggeber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören. 

 

8.   Schweigepflicht gegenüber Dritten, Datenschutz 

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 
HGB, § 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, über Tatsachen und Umstän- 
de, die ihm bei seiner Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt werden, 
Stillschweigen zu bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von 
dieser Schweigepflicht entbindet. 

(2) Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbezo- 
genen Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Da- 
tenschutz beachten. 

 

9.   Haftung 

(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers, 
insbesondere Prüfungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen 
Haftungsbeschränkungen, insbesondere die Haftungsbeschränkung des 
§ 323 Abs. 2 HGB. 

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung 
findet noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschränkung besteht, ist der 
Anspruch des Auftraggebers aus dem zwischen ihm und dem Wirtschafts- 
prüfer bestehenden Vertragsverhältnis auf Ersatz eines fahrlässig verur- 
sachten Schadens, mit Ausnahme von Schäden aus der Verletzung von 
Leben, Körper und Gesundheit sowie von Schäden, die eine Ersatzpflicht 
des Herstellers nach § 1 ProdHaftG begründen, gemäß § 54a Abs. 1 
Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt. Gleiches gilt für Ansprüche, die Dritte 
aus oder im Zusammenhang mit dem Vertragsverhältnis gegenüber dem 
Wirtschaftsprüfer geltend machen. 
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(3) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer be- 
stehenden Vertragsverhältnis Ansprüche aus einer fahrlässigen Pflichtver- 
letzung des Wirtschaftsprüfers her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag 
für die betreffenden Ansprüche aller Anspruchsteller insgesamt. 

(4) Der Höchstbetrag nach Abs. 2 bezieht sich auf einen einzelnen Scha- 
densfall. Ein einzelner Schadensfall ist auch bezüglich eines aus mehreren 
Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens gegeben. Der ein- 
zelne Schadensfall umfasst sämtliche Folgen einer Pflichtverletzung ohne 
Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren aufeinanderfol- 
genden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf gleicher oder 
gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als einheitliche 
Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten miteinander in 
rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In diesem Fall 
kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in Anspruch ge- 
nommen werden. 

(5) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs 
Monaten nach der in Textform erklärten Ablehnung der Ersatzleistung Klage 
erhoben wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies 
gilt nicht für Schadensersatzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zu- 
rückzuführen sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Kör- 
per oder Gesundheit sowie bei Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers 
nach § 1 ProdHaftG begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung gel- 
tend zu machen, bleibt unberührt. 

(6) § 323 HGB bleibt von den Regelungen in Abs. 2 bis 5 unberührt. 
 

10. Ergänzende Bestimmungen für Prüfungsaufträge 

(1) Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschaftsprüfer 
geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder 
Lagebericht, darf er diesen Bestätigungsvermerk nicht weiterverwenden. 

Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist 
ein Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im 
Lagebericht oder an anderer für die Öffentlichkeit bestimmter Stelle nur mit 
in gesetzlicher Schriftform erteilter Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und 
mit dem von ihm genehmigten Wortlaut zulässig. 

(2) Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der 
Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber 
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des 
Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben. 

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weite- 
re Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt. 

 

11. Ergänzende Bestimmungen für Hilfeleistung in Steuersachen 

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuer- 
lichen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftrag- 
geber genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und 
vollständig zugrunde zu legen; dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er 
hat jedoch den Auftraggeber auf von ihm festgestellte wesentliche Unrichtig- 
keiten hinzuweisen. 

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen 
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprüfer hierzu 
ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Fall hat der Auftrag- 
geber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesentlichen 
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass 
dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung 
steht. 

(3) Mangels einer anderweitigen Vereinbarung in Textform umfasst die lau- 
fende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkeiten: 

a) Ausarbeitung und elektronische Übermittlung der Jahressteuererklärun- 
gen, einschließlich E-Bilanzen, für die Einkommensteuer, Körperschaft- 
steuer und Gewerbesteuer, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber 
vorzulegenden Jahresabschlüsse und sonstiger für die Besteuerung 
erforderlichen Aufstellungen und Nachweise 

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern 

c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den 
unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden 

d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von 
Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern 

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der 
unter a) genannten Steuern. 

Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die 
wesentliche veröffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung. 

(4) Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein 
Pauschalhonorar, so sind mangels anderweitiger Vereinbarungen in Text- 
form die unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert 
zu honorieren. 

(5) Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist und die Steuer- 
beratervergütungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwen- 
den ist, kann eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in 
Textform vereinbart werden. 

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Kör- 
perschaftsteuer, Gewerbesteuer und Einheitsbewertung sowie aller Fragen 
der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben erfolgt auf 
Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für 

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf 
dem Gebiet der Erbschaftsteuer und Grunderwerbsteuer, 

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der 
Finanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen, 

c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit 
Umwandlungen, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung, 
Eintritt und Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, 
Liquidation und dergleichen und 

d) die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations- 
pflichten. 

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als 
zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung 
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob 
alle in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen 
wahrgenommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung 
der Unterlagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht über- 
nommen. 

 

12. Elektronische Kommunikation 

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und dem Auftraggeber 
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunika- 
tion per E-Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen 
stellt, wie etwa die Verschlüsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den 
Wirtschaftsprüfer entsprechend in Textform informieren. 

 

13. Vergütung 

(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforde- 
rung Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zu- 
sätzlich berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und 
Auslagenersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vol- 
len Befriedigung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber 
haften als Gesamtschuldner. 

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen 
Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Vergütung und Auslagenersatz nur 
mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig. 

 

14. Streitschlichtungen 

Der Wirtschaftsprüfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer 
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbei- 
legungsgesetzes teilzunehmen. 

 

15. Anzuwendendes Recht 

Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden 
Ansprüche gilt nur deutsches Recht. 
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Bericht über die örtliche Prüfung  
nach §§ 105, 106 SächsGemO  
für das Wirtschaftsjahr 2025  
 
 

Zweckverband Wasserversorgung  
Pirna/Sebnitz 
Sebnitz 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Hofmann & Kollegen GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
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HINWEIS: Die Hofmann & Kollegen GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesell-
schaft weist darauf hin, dass es sich bei dem vorliegenden Dokument um eine elektronisch übersandte 
Kopie handelt. Allein die in Papierform übergebenen und im Original unterzeichneten Unterlagen sind 
maßgeblich. Die elektronisch übersandte Kopie ist nur zur internen Verwendung durch die Organe des 
Unternehmens bestimmt, sofern nicht gesetzliche Regelungen oder Bestimmungen in der Auftragsver-
einbarung eine Weitergabe oder Einsichtnahme vorsehen. Eine darüber hinausgehende Weitergabe 
oder Einsichtnahme ist nur nach vorheriger schriftlicher Freigabe durch die Hofmann & Kollegen GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft zulässig und im Übrigen nicht gestattet. 
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1. PRÜFUNGSAUFTRAG 

Durch die Verbandsversammlung vom 28. November 2025 des  
 
Zweckverband Wasserversorgung Pirna/Sebnitz, 
Sebnitz, 
 
- nachfolgend auch kurz „Zweckverband" genannt - wurden wir zum örtlichen Prüfer für das Wirtschafts-
jahr 2025 bestellt. Der Bestellung erfolgt auf Grundlage des § 59 Abs. 3 SächsKomZG i.V.m. § 103 
SächsGemO. Daraufhin erteilte uns der Verbandsvorsitzende des Zweckverbands den Auftrag, die ört-
lichen Prüfung gemäß §§ 105, 106 Abs. 1 SächsGemO für das Wirtschaftsjahr 2025 vorzunehmen. 
 
Über das Ergebnis unserer Tätigkeiten berichtet dieser Prüfbericht, der unter Berücksichtigung von 
§ 8 SächsKomPrüfVO erstellt wurde. 
 
Wir bestätigen in analoger Anwendung von § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Prüfung die an-
wendbaren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben 
 
Dem Auftrag liegen die als Anlagen beigefügten Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprü-
ferinnen, Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften in der Fassung vom 1. Januar 2024 
zugrunde. Soweit in den für den Auftrag geltende gesetzlichen Vorschriften eine Haftungshöchstsumme 
nicht festgelegt ist, bestimmt sich diese nach Nr. 9 der Allgemeinen Auftragsbedingungen. Im Verhältnis 
zu Dritten sind Nr. 1 Abs. 2 und Nr. 9 der Allgemeinen Auftragsbedingungen maßgebend. 
 
Dieser Prüfungsbericht wurde nur zur Dokumentation der durchgeführten Prüfung gegenüber dem 
Zweckverband und nicht für Zwecke Dritter erstellt. 
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2. GEGENSTAND, ART UND UMFANG DER ÖRTLICHEN PRÜFUNG 

2.1 Gegenstand der Prüfung 

Gegenstand unserer örtlichen Prüfung nach §§ 105, 106 Abs. 1 SächsGemO waren die Vorgänge im 
Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2025.  
 
Im Rahmen des uns erteilten Auftrages haben wir die örtliche Prüfung gemäß §§ 105, 106 Abs. 1 Sächs-
GemO vorgenommen. Gegenstand unseres Auftrages waren weder die Aufdeckung und Aufklärung 
strafrechtlicher Tatbestände, wie z.B. Unterschlagungen, sonstige Untreuehandlungen oder begangene 
Ordnungswidrigkeiten, noch die Beurteilung der Effektivität und Wirtschaftlichkeit der Geschäftsführung.  
 
Die Verantwortung für die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung trägt der gesetzliche Vertreter des 
Zweckverbandes.  
 
Unsere Aufgabe war es zu überprüfen, ob nach § 105 SächsGemO 
 

- die für die Verwaltung der Zweckverbände geltenden gesetzlichen Vorschriften und die Be-
schlüsse der Verbandsversammlung sowie die Anordnungen des Verbandsvorsitzenden ein-
gehalten worden sind (§ 105 Nr. 1 SächsGemO), 

 
- die Vergütungen der Leistungen und Lieferungen der Verbandsmitglieder für den Zweckver-

band, des Zweckverbandes für die Verbandsmitglieder und der Zweckverbände untereinander 
angemessen sind (§ 105 Nr. 2 SächsGemO) und 
 

- das von den Verbandsmitgliedern zur Verfügung gestellte Eigenkapital angemessen verzinst 
wird (§ 105 Nr. 3 SächsGemO). 
 

Darüber hinaus haben wir auftragsgemäß weitere Aufgaben der örtlichen Prüfung gemäß § 106 Abs. 1 
SächsGemO übernommen: 
 
die Kassenüberwachung,  
 

- die Prüfung des Nachweises der Vorräte und Vermögensgegenstände des Zweckverbandes 
und seiner Sondervermögen. 

 
Im Berichtsjahr wurde der Prüfungsauftrag nicht um weitere Prüfungsschwerpunkte durch den Ver-
bandsvorsitzenden erweitert. 
 
 
2.2 Art und Umfang der Prüfung 

Wir haben die örtliche Prüfung des Zweckverbands für das Wirtschaftsjahr 2025 gemäß §§ 105, 106 
Abs. 1 SächsGemO vorgenommen.  
 
Unserem risikoorientierten Prüfungsansatz gemäß haben wir eine am Geschäftsrisiko des Zweckver-
bands ausgerichtete Prüfungsplanung durchgeführt, sodass diejenigen Unregelmäßigkeiten, die im Zu-
sammenhang mit §§ 105, 106 Abs. 1 SächsGemO wesentlich sind, mit Sicherheit aufgedeckt werden. 
Die Verantwortung für die Vermeidung und die Aufdeckung von Unregelmäßigkeiten liegt bei dem ge-
setzlichen Vertreter des Zweckverbandes.  
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Bei unserer Prüfung haben wir, unter Beachtung des Grundsatzes der Wesentlichkeit und des Grund-
satzes der Wirtschaftlichkeit, Einzelfallprüfungshandlungen auf der Basis von Stichproben durchgeführt. 
Die Auswahl der Stichproben erfolgte bewusst. 
 
Vom gesetzlichen Vertreter und den von ihm beauftragten Mitarbeitern sind uns alle erbetenen Aufklä-
rungen und Nachweise erbracht worden. Der gesetzliche Vertreter hat eine Vollständigkeitserklärung in 
schriftlicher Form abgegeben. Darin wird insbesondere versichert, dass im Wirtschaftsjahr 2025 die für 
die Verwaltung des Zweckverbandes geltenden gesetzlichen Vorschriften und die Beschlüsse der Ver-
bandsversammlung sowie die Anordnungen des Verbandsvorsitzenden eingehalten worden sind und 
die Vergütungen der Leistungen und Lieferungen der Verbandsmitglieder für den Zweckverband und 
des Zweckverbandes für die Verbandsmitglieder angemessen erfolgt ist. 
 
Alle von uns erbetenen Aufklärungen und Nachweise wurden uns durch den gesetzlichen Vertreter er-
teilt. Der gesetzliche Vertreter bestätigte uns die Vollständigkeit und Richtigkeit der Angaben am 7. Mai 
2025 schriftlich. 
 
Die örtliche Prüfung führten wir in den Monaten April und Mai 2025 durch. Die örtliche Prüfung wurde 
am 7. Mai 2025 abgeschlossen. 
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3. WIRTSCHAFLTICHE UND RECHTLICHE VERHÄLTNISSE 

Wirtschaftliche Grundlagen 
 
Der Zweckverband ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts und hat seine gesetzliche Grundlage 
im SächsKomZG. Er stellt einen Zusammenschluss von Städten und Gemeinden zur gemeinsamen 
Erfüllung bestimmter Aufgaben dar. Auf die Wirtschaftsführung finden die für Eigenbetriebe geltenden 
Vorschriften nach § 18 Abs. 1 der Verbandssatzung i.V.m. § 58 Abs. 2 SächsKomZG unmittelbare An-
wendung. 
 
Gemäß der Verbandssatzung in der aktuellen Fassung vom 1. März 2024 ist der Zweckverband 
 

- im Verbandsgebiet Träger der öffentlichen Wasserversorgung nach § 50 Abs. 1 Wasserhaus-
haltsgesetz, §§ 42 – 45 Sächsisches Wassergesetz. 

- Ihm obliegen insbesondere die Beschaffung von Wasser einschließlich der Erschließung von 
Wasservorkommen, die Versorgung der Einwohner mit Trinkwasser, welches in seiner Qualität 
der Trinkwasserverordnung entspricht, und die Bereitstellung und Abgabe von Wasser für öf-
fentliche Zwecke und, soweit das verfügbare Wasser ausreicht, für gewerbliche und sonstige 
Zwecke. 

- Hierzu übernimmt, plant, errichtet, unterhält, erneuert, erweitert, verwaltet und betreibt er alle 
zum Zwecke der öffentlichen Wasserversorgung erforderlichen Anlagen (insbesondere Anlagen 
zur Wassergewinnung, Wasseraufbereitung, Wasserverteilung einschließlich der Ortsnetze 
und Sonderanlagen) nach den anerkannten Regeln der Technik, umweltrechtlichen und sons-
tigen gesetzlichen Bestimmungen sowie den behördlichen Auflagen und Anordnungen. 

 
Mitglieder des Zweckverbands sind zum 31. Dezember 2025: 
 

- Gemeinde Bahretal, 
- Gemeinde Dohma, 
- Gemeinde Dürrröhrsdorf-Dittersbach (nur mit dem Ortsteil Wünschendorf), 
- Gemeinde Kurort Rathen, 
- Gemeinde Müglitztal, 
- Gemeinde Rathmannsdorf, 
- Gemeinde Rosenthal-Bielatal, 
- Gemeinde Struppen, 
- Große Kreisstadt Sebnitz, 
- Stadt Bad Gottleuba-Berggießhübel, 
- Stadt Bad Schandau (ohne den Stadtteil Krippen), 
- Stadt Dohna, 
- Stadt Heidenau, 
- Stadt Hohnstein, 
- Stadt Königstein (ohne den Stadtteil Pfaffendorf), 
- Stadt Liebstadt, 
- Stadt Neustadt/Sa., 
- Stadt Wehlen (nur mit dem Stadtteil Pötzscha). 

 
Der Zweckverband beschäftigt einen hauptamtlichen Geschäftsführer. 
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Rechtliche Grundlagen 
  
Wesentliche rechtliche Grundlagen des Zweckverbands stellen dar: 
 
a) Verbandssatzung 
 
Es gilt die, in der Verbandssitzung vom 1. März 2024 beschlossene, Neufassung der Verbandssatzung. 
Diese wurde mit Bescheid vom 18. März 2024 durch das Landratsamt Sächsische Schweiz-Osterzge-
birge genehmigt. Die Satzung wurde im Sächsischen Amtsblatt am 28. März 2024 veröffentlicht und ist 
am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung und der öffentlichen Bekanntmachung ihrer Genehmi-
gung in Kraft getreten.  
 
b) Verbandsorgane 
 
Organe des Zweckverbands sind die Verbandsversammlung, der Verbandsvorsitzende und der Verwal-
tungsrat. Verbandsvorsitzender des Zweckverbandes war im Wirtschaftsjahr Herr Dr. Ralf Müller, Bür-
germeister der Stadt Dohna.  
 
Gemäß § 6 Abs. 1 der Verbandssatzung werden die Verbandsmitglieder durch die Bürgermeister ver-
treten. 
 
Die Aufgaben der Verbandsversammlung ergeben sich aus § 9 der Verbandssatzung. Die Verbands-
versammlung legt die Grundsätze der Verbandstätigkeit fest und entscheidet über Angelegenheiten des 
Zweckverbands, soweit nicht der Verwaltungsrat oder der Verbandsvorsitzende kraft Gesetzes, auf-
grund der Satzung oder eines besonderen Beschlusses der Verbandsversammlung zuständig sind. 
 
Der Verwaltungsrat umfasst nach § 10 der Verbandssatzung sieben Mitgliedern. Er besteht aus dem 
Verbandsvorsitzenden, seinen beiden Stellvertretern sowie vier weiteren Mitgliedern. 
 
Grundlage für die Arbeit der Verbandsversammlung und des Verwaltungsrates bildet die Geschäftsord-
nung vom 24. April 2015. Der Verwaltungsrat entscheidet über alle ihm gemäß der Verbandssatzung, 
der SächsGemO und SächsEigBVO vorbehaltenen Angelegenheiten. 
 
Zur Leitung des Zweckverbands wird neben dem Verbandsvorsitzenden ein Geschäftsführer bestellt, 
der die Beschlüsse der Verbandsversammlung, des Verwaltungsrats und die Weisungen des Verbands-
vorsitzenden vollzieht.  
 

Die Geschäftsführertätigkeit wurde im Berichtsjahr von Mathias Leutert wahrgenommen. 
 
 
c)  Sonstige Satzungen 
 
Das Handeln des Zweckverbands Wasserversorgung Pirna/Sebnitz, Sebnitz, ist öffentlich-rechtlich or-
ganisiert. Die Mitgliedskommunen sind gemäß § 40 des SächsWG Träger der öffentlichen Wasserver-
sorgung. Es gilt die Neufassung der Wasserversorgungssatzung des Zweckverbandes Wasserversor-
gung Pirna/Sebnitz vom 25. Juni 2004. Im Zuge der Neufassung der Wasserversorgungssatzung mit 
Beschluss der Verbandsversammlung vom 4. November 2025 hat der Verband seine bisher nach pri-
vatrechtlichen Grundsätzen ausgestalteten Versorgungsverträge mit den Kunden zum Stichtag 1. Ja-
nuar 2025 auf öffentliches Recht umgestellt. Im Wirtschaftsjahr 2025 erfolgte eine Anpassung der Was-
serversorgungssatzung. Die Änderung trat zum 1. Januar 2026 in Kraft. 
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Darüber hinaus liegen der Geschäftstätigkeit zusätzlich folgende Satzungen zugrunde: 
 

- Satzung über die Erhebung von Verwaltungskosten für Amtshandlungen und sonstige öffent-
lich-rechtliche Leistungen in weisungsfreien Angelegenheiten des Zweckverband Wasserver-
sorgung Pirna/Sebnitz (Verwaltungskostensatzung) 
 

- Satzung über die Entschädigung für ehrenamtliche Tätigkeit im Zweckverband Wasserversor-
gung Pirna/Sebnitz 

 
 
d)  Steuerliche Verhältnisse 
 
Die Wirtschaftsführung des Zweckverbandes erfolgt gemäß § 18 der Verbandssatzung i.V.m. § 58 Abs. 
2 SächsKomZG nach den für Eigenbetriebe geltenden Vorschriften. Der Verband ist mit seinem Betrieb 
gewerblicher Art Wasserversorgung unbeschränkt gewerbe-, körperschaft- und umsatzsteuerpflichtig. 
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4. FESTSTELLUNGEN ZUM PRÜFUNGSGEGENSTAND GEMÄß § 105 SÄCHSGEMO 

4.1 Einhaltung der für den Zweckverband geltenden gesetzlichen Vorschriften und der Be-
schlüsse der Verbandsversammlung sowie die Anordnungen des Verbandsvorsitzenden 

Prüfungsunterlagen 
 
Zur Prüfung der Einhaltung der für den Zweckverband geltenden gesetzlichen Vorschriften und der Be-
schlüsse der Verbandsversammlung sowie die Anordnungen des Verbandsvorsitzenden wurden uns 
folgende Unterlagen zur Verfügung gestellt: 
 

 Niederschriften der Sitzungen der Verbandsversammlung des Zweckverbands des Wirt-
schaftsjahres 2025 (15. August und 28. November), 
 

 Niederschriften der Sitzungen des Verwaltungsrats des Wirtschaftsjahres 2025 (20. Juni und 
14. November), 
 

 Verbandssatzung des Zweckverbands Wasserversorgung Pirna/Sebnitz, zuletzt geändert 
durch den Beschluss der Verbandsversammlung am 1. März 2024, 
 

 Neufassung der Wasserversorgungssatzung des Zweckverbandes Wasserversorgung 
Pirna/Sebnitz vom 25. Juni 2004, 
 

 Geschäftsordnungen des Zweckverbands Wasserversorgung Pirna/Sebnitz für die Verbands-
versammlung und den Verwaltungsrat vom 24. April 2015, 
 

 Haushaltssatzung des Zweckverbands einschließlich aller Anlagen (Wirtschaftsplan mit Er-
folgs-, Liquiditäts- und Finanzplan, Stelleplan und Investitionsplan) für das Haushaltsjahr 2025 
mit Stand vom 23. September 2024 und 

 
 Prüfungsbericht über den Jahresabschluss und den Lagebericht zum 31. Dezember 2025 für 

den Zweckverband Wasserversorgung Pirna/Sebnitz, Sebnitz, der KOMM-TREU GmbH Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft, Markleeberg, vom 28. April 2026. 
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Prüfungshandlungen und -feststellungen 
 
Verbandsversammlung und Verwaltungsrat 
 
Die uns vorgelegten Niederschriften (Protokolle) der Sitzungen der Verbandsversammlung und des Ver-
waltungsrates entsprechen grundsätzlich den Vorgaben des § 40 SächsGemO und § 21 der Geschäfts-
ordnung. 
 
Unsere Prüfung in Stichproben anhand der Protokolle und Beschlüsse der Verbandsversammlungen im 
Wirtschaftsjahr 2025 ergab keine Verstöße gegen die Regelungen der Verbandssatzung sowie der Ge-
schäftsordnung. 
 
Feststellung des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2024 
 
Der Jahresabschluss des Zweckverbandes zum 31. Dezember 2024 wurde in der Verbandsversamm-
lung vom 15. August 2025 festgestellt. Die Feststellung erfolgt damit entsprechend den Reglungen ge-
mäß § 34 Abs. 1 SächsEigBVO innerhalb von neun Monaten nach Ende des jeweiligen Wirtschaftsjah-
res. 
 
Des Weiteren wurde der Beschluss zur Verwendung des Jahresergebnisses gefasst und dem Ver-
bandsvorsitzenden Entlastung erteilt. Die Beschlüsse wurden gemäß § 34 Abs. 2 SächsEigBVO orts-
üblich bekannt gemacht.  
 
Haushaltssatzung mit Wirtschaftsplan für das Haushaltsjahr 2025 
 
Grundlage für die verpflichtende Erstellung eines Wirtschaftsplanes sind die kommunalrechtlichen Vor-
gaben in Verbindung mit den Regelungen der Verbandssatzung des Zweckverbands. Der Zweckver-
band hat entsprechend der gesetzlichen Verpflichtung einen Wirtschaftsplan zu erstellen. Der Wirt-
schaftsplan umfasst den Erfolgs- und den Liquiditätsplan sowie Finanz-, Stellen- und Investitionsplan. 
 
Haushaltsplanung 2025 
 
Der Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2025 wurde von der Verbandsversammlung am 4. Novem-
ber 2024 beschlossen. Die Frist nach § 16 Abs. 1 SächsEigBVO wurde dementsprechend eingehalten. 
Der Entwurf der Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2025 lag in der Zeit vom 27. September bis 9. 
Oktober 2024 im Verbandssitz des Zweckverband Wasserversorgung Pirna/Sebnitz (ZVWV) zur Ein-
sichtnahme öffentlich aus. Die Bekanntgabe der öffentlichen Auslage erfolgte im Amtsblatt des Zweck-
verbandes in der Ausgabe 02/2024 vom 2. September 2024. Einwendungen gegen den Entwurf der 
Haushaltssatzung wurden auskunftsgemäß nicht vorgetragen. 
 
Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 und Lagebericht für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar 
bis 31. Dezember 2025 
 
Der Zweckverband führt gemäß Verbandssatzung seine Bücher nach den für Eigenbetriebe geltenden 
Vorschriften. Demzufolge hat der Zweckverband die Regeln der kaufmännischen Buchführung zu be-
achten und gemäß SächsEigBVO einen Jahresabschluss, bestehend aus der Bilanz, der Gewinn- und 
Verlustrechnung und dem Anhang, sowie einen Lagebericht bis zum 30. April des Folgejahres aufzu-
stellen. 
 
Dem Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 wurde mit Datum vom 28. April 2026 ein uneinge-
schränkter Bestätigungsvermerk erteilt. Wir verweisen auf die Ausführungen im Prüfungsbericht zur 
Jahresabschlussprüfung für den Jahresabschluss 2025. 
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Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 wurde hiernach entsprechend § 31 SächsEigBVO mit 
den gesetzlich geforderten Bestandteilen aufgestellt: 
 
 

- Bilanz: 
 
Die Gliederung der Bilanz gemäß § 26 SächsEigBVO entspricht §§ 266 bis 274 HGB. 
 

- Gewinn- und Verlustrechnung: 
 
Die Aufstellung der Gewinn- und Verlustrechnung erfolgte gemäß § 28 SächsEigBVO entspre-
chend der §§ 275, 277 und 278 des HGB nach dem Gesamtkostenverfahren. 
 

- Anhang: 
 
Der Anhang enthält den nach § 29 Abs. 2 SächsEigBVO geforderten Anlagennachweis. 
 

- Lagebericht: 
 
Der Lagebericht wurde gemäß dem Prüfungsbericht vom 28. April 2026 den gesetzlichen Best-
immungen nach § 30 SächsEigBVO i.V.m. § 289 HGB erstellt. 
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Umsetzung des Wirtschaftsplanes 2025 
 
Die Gegenüberstellung von Plan- und Ist-Zahlen (orientiert am Ausweis im Jahresabschluss für das 
Wirtschaftsjahr 2025) stellt sich wie folgt dar: 
 
Erfolgsplan 
 

 Plan 
TEUR 

Ist 
TEUR 

Abweichung 
TEUR 

Umsatzerlöse 
aktivierte Eigenleistungen 
sonstige betriebliche Erträge 
Materialaufwand/bezogene Leistungen 
Personalaufwand 
Abschreibungen 
sonstige betriebliche Aufwendungen 
Finanzergebnis 
Steuern 
 
 
Jahresüberschuss 

 18.320
 300 
 701 
 -4.762 
 -5.867 
 -4.832 
 -1.757 
 -874 
 -457 
 

 15.729
 437 
 853 
 -4.329 
 -5.041 
 -4.604 
 -1.629 
 -505 
 -290 

 -2.591
 137
 152 
 433 
 826 
 228 
 128 
 369 
 167 

  
 772 
 

  
 621 

  
 -151 

 
Das geplante Ergebnis für das Jahr 2025 wurde mit TEUR 149 unterschritten. 
 
Ursächlich für die gegenüber dem Plan geringeren Umsatzerlöse waren vor allem Umsatzreduzierun-
gen aufgrund der Erfassung der Entgeltüberdeckungen für Tarifkunden. 
 
Die gegenüber dem Plan höheren sonstigen betrieblichen Erträge resultieren insbesondere aus der 
Auflösung von Rückstellungen sowie höheren Erlösen aus Anlagenabgängen. 
 
Die Unterschreitung des Materialaufwands ist auf geringere Energiekosten sowie auf geringere Aufwen-
dungen aus der Unterhaltung von Betriebsanlagen zurückzuführen. Weiterhin haben sich die Aufwen-
dungen für Direktmaterial sowie für Chemikalien, technische Gase und Heizöl gegenüber dem Plan 
reduziert. Gegenläufig hierzu haben sich erhöhte Aufwendungen für Rückbauverpflichtungen ergeben. 
 
Der Planung des Personalaufwandes lag für das Jahr 2025 eine Mitarbeiterzahl von 94 Personen zu-
grunde. Für das Jahr 2025 konnte die geplante Mitarbeiteranzahl nicht erreicht werden, sodass der 
Planansatz unterschritten wurde. 
 
Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen sind gegenüber dem Plan niedriger ausgefallen. Ursächlich 
hierfür waren diverse Einsparungen und/oder Verschiebungen von geplanten Projekten, insbesondere 
im IT-Bereich. Weiterhin haben sich wesentliche Planunterschreitungen bei den Kfz- sowie Kommuni-
kationsaufwendungen ergeben. Kostensteigerungen gegenüber dem Plan waren insbesondere bei Auf-
wendungen für Schadensersatz und Schäden zu verzeichnen. 
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4.2 Angemessenheit der Vergütung der Leistungsbeziehungen zwischen dem Zweckverband 
und Mitgliedskommunen 

 
 
Prüfungsunterlagen 
 

 Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 und Lagebericht über das Geschäftsjahr vom 1. 
Januar bis 31. Dezember 2025, 
 

 Prüfungsbericht über den Jahresabschluss und den Lagebericht zum 31. Dezember 2025 für 
den Zweckverband Wasserversorgung Pirna/Sebnitz, Sebnitz, der KOMM-TREU GmbH Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft, Markleeberg, vom 28. April 2026. 
 

Prüfungsfeststellungen 
 
Gemäß § 20 Abs. 3 der Verbandssatzung kann der Finanzbedarf des Zweckverbandes, soweit seine 
sonstigen Einnahmen nicht ausreichen, durch Verbandsumlagen, die von den Verbandsmitgliedern er-
hoben werden, gedeckt werden. Umlagen wurden im Wirtschaftsjahr 2025 nicht erhoben. 
 
Der Zweckverband erbringt an die Mitgliedskommunen im Wesentlichen Leistungen im Zusammenhang 
mit Erschließungen und der Bereitstellung von Trinkwasser für Feuerlöschzwecke über Hydranten. Die 
Entgelte für die vorgenannten Leistungen werden grundsätzlich gemäß den Regelungen des SächsKAG 
kalkuliert und regelmäßig überprüft. 
 
Finanzdarlehen wurden zwischen dem Zweckverband und den Verbandsmitgliedern nicht gewährt. 
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4.3 Angemessenheit der Verzinsung des von den Mitgliedskommunen zur Verfügung gestell-
ten Eigenkapitals  

 
 
Prüfungsunterlagen 
 

 Verbandssatzung des Zweckverbands Wasserversorgung Pirna/Sebnitz, zuletzt geändert 
durch den Beschluss der Verbandsversammlung am 1. März 2024 und 
 

 Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 und Lagebericht über das Geschäftsjahr vom 1. 
Januar bis 31. Dezember 2025. 
 
 

Prüfungsfeststellungen 
 
Der Zweckverband beendete das Wirtschaftsjahr 2025 mit einem Jahresgewinn in Höhe von TEUR 621 
nach TEUR 1.088 im Vorjahr. Dieser Jahresgewinn resultiert insbesondere aus der in der Entgeltkalku-
lation berücksichtigten kalkulatorischen Verzinsung i. H. v. 3,0 % (bezogen auf das zu verzinsende An-
lagekapital). 
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5. FESTSTELLUNGEN ZUM PRÜFUNGSGEGENSTAND GEMÄß § 106 ABS. 1 SÄCHSGEMO 

5.1 Kassenüberwachung 

Gemäß § 15 SächsKomPrüfVO ist bei Sonderkassen eine jährliche Kassenprüfung und bei den Zahl-
stellen aller zwei Jahre mindestens eine Kassenprüfung vorzunehmen. Außerdem ist vor Bestellung 
eines neuen Kassenverwalters eine Kassenprüfung vorzunehmen. Der Zweckverband führt keine Bar-
kassen, eine Kassenprüfung war insoweit nicht vorzunehmen. 
 
In Bezug auf die Ordnungsmäßigkeit der Abwicklung der Bankgeschäfte und Berücksichtigung in der 
Finanzbuchhaltung verweisen wir auf die Ausführungen im Prüfungsbericht zur Jahresabschlussprüfung 
zum 31. Dezember 2025 der KOMM-TREU GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft vom 28. April 2026. 
Die Prüfung ergab, dass der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 in allen wesentlichen Belangen 
den für Eigenbetriebe im Freistaat Sachsen geltenden Vorschriften zur Rechnungslegung sowie den 
Regelungen der Verbandssatzung entspricht.  
 
 
5.2 Prüfung des Nachweises der Vorräte und Vermögensgegenstände des Zweckverbandes 

und seiner Sondervermögen 

Der Zweckverband verfügt über keine Vorräte.  
 
Die Vermögensgegenstände wurden durch Summen- und Saldenlisten, Bestandsverzeichnisse (Anla-
genbuchhaltung), Debitorenlisten sowie weitere Einzelnachweise nachgewiesen. Wir verweisen inso-
weit auf den Bericht zur Jahresabschlussprüfung. 
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6. ZUSAMMENFASSUNG 

Im Rahmen des uns erteilten Auftrages haben wir die örtliche Prüfung des Jahresabschlusses 2025 des 
Zweckverbands Wasserversorgung Pirna/Sebnitz, Sebnitz, gemäß §§ 105, 106 Abs. 1 SächsGemO 
durchgeführt. 
 
Der gesetzliche Vertreter des Zweckverbandes trägt die Verantwortung für die Einhaltung der Vorgaben 
der SächsGemO sowie für die uns erteilten Auskünfte und Unterlagen. Unsere Aufgabe ist es, diese 
einschlägigen Unterlagen und Angaben im Rahmen unserer auftragsgemäßen örtlichen Prüfung gemäß 
§§ 105, 106 Abs. 1 SächsGemO zu beurteilen. 
 
Prüfungsfeststellungen haben wir in den Abschnitten 4. und 5. dieses Berichts dargestellt. 
 
Unsere örtliche Prüfung gemäß §§ 105, 106 Abs. 1 SächsGemO hat zu keinen wesentlichen Beanstan-
dungen geführt, die der Feststellung des Jahresabschlusses des Zweckverbands zum 31. Dezember 
2025 durch die Verbandsversammlung des Zweckverbands Wasserversorgung Pirna/Sebnitz, entge-
genstehen.  
 
Dresden, den 7. Mai 2026 
 
 

 
Hofmann & Kollegen GmbH 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft 

  

  

  

 
Frank Hofmann 

Wirtschaftsprüfer 
Christian Bauer 
Steuerberater 

 Steueberater  
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7. ALLGEMEINE AUFTRAGSBEDINGUNGEN 
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1. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschafts-
prüferinnen, Wirtschaftsprüfern oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften
(im Nachstehenden zusammenfassend �Wirtschaftsprüfer� genannt) und
ihren Auftraggebern über Prüfungen, Steuerberatung, Beratungen in wirt-
schaftlichen Angelegenheiten und sonstige Aufträge, soweit nicht etwas
anderes ausdrücklich in Textform vereinbart oder gesetzlich zwingend
vorgeschrieben ist.

(2) Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn dies vereinbart ist oder
sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf
solche Ansprüche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten
gegenüber. Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit
dem Auftraggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten
zu.

2. Umfang und Ausführung des Auftrags

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein
bestimmter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsät-
zen ordnungsmäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer 
übernimmt im Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben
der Geschäftsführung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung oder
Umsetzung der Ergebnisse seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der
Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sich zur Durchführung des Auftrags sach-
verständiger Personen zu bedienen.

(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf � außer bei
betriebswirtschaftlichen Prüfungen � der ausdrücklichen Vereinbarung in
Textform.

(3) Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschlie-
-

tet, den Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folge-
rungen hinzuweisen.

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer
alle für die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weite-
ren Informationen rechtzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vor-
gängen und Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung
des Auftrags von Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterla-
gen und weiteren Informationen, Vorgänge und Umstände, die erst wäh-
rend der Tätigkeit des Wirtschaftsprüfers bekannt werden. Der Auftragge-
ber wird dem Wirtschaftsprüfer geeignete Auskunftspersonen benennen.

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Voll-
ständigkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen
sowie der gegebenen Auskünfte und Erklärungen in einer vom Wirt-
schaftsprüfer formulierten Erklärung in gesetzlicher Schriftform oder einer 
sonstigen vom Wirtschaftsprüfer bestimmten Form zu bestätigen.

4. Sicherung der Unabhängigkeit

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit
der Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt für die Dauer
des Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder 
Übernahme von Organfunktionen und für Angebote, Aufträge auf eigene
Rechnung zu übernehmen.

(2) Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirt-
schaftsprüfers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netz-
werkunternehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf

wie auf den Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverhältnissen beein-
trächtigen, ist der Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen Kündigung des 
Auftrags berechtigt.

5. Berichterstattung und mündliche Auskünfte

Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des 
Auftrags in gesetzlicher Schriftform oder Textform darzustellen hat, ist al-
lein diese Darstellung maßgebend. Entwürfe solcher Darstellungen sind

unverbindlich. Sofern nicht anders gesetzlich vorgesehen oder vertraglich 
vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des Wirtschafts-
prüfers nur dann verbindlich, wenn sie in Textform bestätigt werden. Er-
klärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten 
Auftrags sind stets unverbindlich.

 
(Arbeitsergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen � sei es im Ent-
wurf oder in der Endfassung) oder die Information über das Tätigwerden 
des Wirtschaftsprüfers für den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der 
in Textform erteilten Zustimmung des Wirtschaftsprüfers, es sei denn, der 
Auftraggeber ist zur Weitergabe oder Information aufgrund eines Geset-

die Information über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auf-
traggeber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulässig.

7. Mängelbeseitigung

(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfül-
lung durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. 
unberechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der
Nacherfüllung kann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurück-
treten; ist der Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann 
der Auftraggeber wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurücktre-
ten, wenn die erbrachte Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung,
Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfüllung für ihn ohne Inte- 
resse ist. Soweit darüber hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt 
Nr. 9.

(2) Ein Nacherfüllungsanspruch aus Abs. 1 muss vom Auftraggeber un-
verzüglich in Textform geltend gemacht werden. Nacherfüllungsansprü-
che nach Abs. 1, die nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, ver-
jähren nach Ablauf eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn.

und dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom
Wirtschaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkei-

enthaltene Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Äuße-
rung auch Dritten gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fäl-
len ist der Auftraggeber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören.

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1
-

de, die ihm bei seiner Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt werden,
Stillschweigen zu bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von

(2) Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbezo-
genen Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Da-
tenschutz beachten.

9. Haftung

(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers,
insbesondere Prüfungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen 
Haftungsbeschränkungen, insbesondere die Haftungsbeschränkung des
§ 323 Abs. 2 HGB.

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung

Anspruch des Auftraggebers aus dem zwischen ihm und dem Wirtschafts-
prüfer bestehenden Vertragsverhältnis auf Ersatz eines fahrlässig verur-
sachten Schadens, mit Ausnahme von Schäden aus der Verletzung von

des Herstellers nach § 1 ProdHaftG begründen, gemäß § 54a Abs. 1
Nr. 2 WPO auf 4 Mio. � beschränkt. Gleiches gilt für Ansprüche, die Dritte 
aus oder im Zusammenhang mit dem Vertragsverhältnis gegenüber dem
Wirtschaftsprüfer geltend machen.

Allgemeine Auftragsbedingungen

für

 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaften

vom 1. Januar 2024
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(3) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer be-
-

letzung des Wirtschaftsprüfers her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag 

(4) Der Höchstbetrag nach Abs. 2 bezieht sich auf einen einzelnen Scha-
densfall. Ein einzelner Schadensfall ist auch bezüglich eines aus mehreren 

-

Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren aufeinanderfol-
genden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf gleicher oder 
gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als einheitliche 

rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In diesem Fall 
kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. � in Anspruch ge-
nommen werden.

(5) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs 
Monaten nach der in Textform erklärten Ablehnung der Ersatzleistung Klage 
erhoben wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies 
gilt nicht für Schadensersatzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zu-
rückzuführen sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Kör-

 
nach § 1 ProdHaftG begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung gel-
tend zu machen, bleibt unberührt.

(6) § 323 HGB bleibt von den Regelungen in Abs. 2 bis 5 unberührt.

(1) Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschaftsprüfer 
geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder 
Lagebericht, darf er diesen Bestätigungsvermerk nicht weiterverwenden.

Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist 
ein Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im  

in gesetzlicher Schriftform erteilter Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und 
mit dem von ihm genehmigten Wortlaut zulässig.

(2) Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der 
Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber 
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des 
Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben.

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weite-
re Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuer-
lichen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftrag-
geber genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und 
vollständig zugrunde zu legen; dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er 
hat jedoch den Auftraggeber auf von ihm festgestellte wesentliche Unrichtig-
keiten hinzuweisen.

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen 
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprüfer hierzu 
ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Fall hat der Auftrag-
geber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesentlichen 
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass 
dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung 
steht.

(3) Mangels einer anderweitigen Vereinbarung in Textform umfasst die lau-
fende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkeiten:

a) Ausarbeitung und elektronische Übermittlung der Jahressteuererklärun-
gen, einschließlich E-Bilanzen, für die Einkommensteuer, Körperschaft-
steuer und Gewerbesteuer, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber 
vorzulegenden Jahresabschlüsse und sonstiger für die Besteuerung 
erforderlichen Aufstellungen und Nachweise

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern

c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den 
unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden

d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von 
Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der 
unter a) genannten Steuern.

Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die  

(4) Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein  
Pauschalhonorar, so sind mangels anderweitiger Vereinbarungen in Text-
form die unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert 
zu honorieren.

(5) Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist und die Steuer- 
beratervergütungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwen-
den ist, kann eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in 
Textform vereinbart werden.

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Kör-
perschaftsteuer, Gewerbesteuer und Einheitsbewertung sowie aller Fragen 
der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben erfolgt auf 
Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf 
dem Gebiet der Erbschaftsteuer und Grunderwerbsteuer,

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der  
Finanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen,

c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit  
Umwandlungen, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung,  
Eintritt und Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, 
Liquidation und dergleichen und

d) die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations-

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als 
zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung 
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob 
alle in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen 
wahrgenommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung 
der Unterlagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht über-
nommen.

12. Elektronische Kommunikation

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und dem Auftraggeber 
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunika-
tion per E-Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen 
stellt, wie etwa die Verschlüsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den 
Wirtschaftsprüfer entsprechend in Textform informieren.

13. Vergütung

(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforde-
rung Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zu-
sätzlich berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und 
Auslagenersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vol-
len Befriedigung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber 
haften als Gesamtschuldner.

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen 
Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Vergütung und Auslagenersatz nur 
mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig.

14. Streitschlichtungen

Der Wirtschaftsprüfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer 
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbei-
legungsgesetzes teilzunehmen.

Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden  
Ansprüche gilt nur deutsches Recht.
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